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Beginn der Sitzung: 9.35 Uhr

Vorsitzende:

Ich darf Sie alle recht herzlich zu unserer Anhérung begriilen, zum Thema ,,Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir den wissenschaftlichen Nach-
wuchs®. Ich begriile die Géste — das Interesse ist heute doch relativ grof —, falls
vorhanden, insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der Medien. Wer vorhan-
den ist, konnte uns zwischendurch mal ein Zeichen geben, damit wir das auch
ein bisschen gezielter verfolgen konnen, wie die Berichterstattung funktioniert,
ndmlich Frau Bordasch, Vorsitzende des Gesamtbetriebsrates vom Max-Planck.
Frau Dzwonnek, Generalsekretéirin der DFG, wird ca. 10.15 Uhr eintreffen. Da gibt
es keine Probleme mit der Flut, sondern mit dem Flug. Ich begriile Herrn Prof.
Hofmann von der TU-Miinchen, Herrn Dr. Jongmanns, den wir schon einmal hier
in unseren Reihen hatten, von HIS. Ich begriiBe Herrn Dr. Keller von der GEW.
Herr Dr. Keller muss uns um 11.15 Uhr verlassen. Insofern werden wir das nach-
her zeitlich so einpassen, dass auf jeden Fall Ihre Beitrdge noch moglich sind in
den Antwortrunden. Ich begriiBe Herrn Neis von ver.di. Herr Prof. Olbertz, ich
habe schon gesagt, Sie sind nahezu schon ein fester Bestandteil unserer Runden
hier. Und ich begriiBe Frau Dr. Wolke, Vizeprédsidentin der Helmholtz-

Gemeinschatft.

Ich muss Sie jetzt iiber einige Dinge in Kenntnis setzen, damit alle wissen, wie die
Spielregeln und die Abldufe hier sind, und Sie nicht den Eindruck haben, ir-
gendwelche finsteren Uberlegungen leiten die Verhandlung. Nein, wir haben uns
hier im Ausschuss klare Regeln gegeben, wie diese ganzen Anhoérungen organi-
siert sind und wie sie ablaufen sollen. Die Fraktionen haben sich darauf verstan-
digt, dass die Sachverstindigen zunidchst ein fiinfminiitiges Statement abgeben.
Den Aufruf handhaben wir hier nach alphabetischer Reihenfolge. Die Fragerun-
den gestalten sich so, dass zunéchst der und die Berichterstatterinnen und Berich-

terstatter der groften Fraktion, in diesem Fall die CDU/CSU, an der Reihe ist.
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Nachfolgend folgen die Berichte der anderen Fraktionen und das in der Reihen-
folge der Grobe der Fraktionen. Jeder Fragesteller und jede Fragestellerin hat in
einer Runde die Gelegenheit zu zwei Fragen, die entweder an einen Sachverstin-
digen oder an zwei Sachverstdndige gerichtet werden. Wenn wir einmal mit unse-
rer Fragerunde durch sind, erfolgt dann anschlieBend wieder die Runde der Ant-
worten unserer Expertinnen und Experten. Ich habe Ihnen allen schon im kurzen
Vorgesprich gesagt, so dass also noch reichhaltig Gelegenheit besteht, iiber dieses
fiinfminiitige Eingangsstatement hinaus alle Informationen an uns heranzutragen,

die Sie fiir wichtig und erwdahnenswert halten.

Wir haben das Ende der Anhérung fiir 12.00 Uhr terminiert, weil wir anschlie-
Bend noch einen reguldre Ausschusssitzung haben. Von dieser Anhoérung wird
ein Wortprotokoll erstellt, deswegen alle bitte darauf achten, dass das Mikrofon
benutzt wird, sonst klappt das mit der Tonbandaufzeichnung nicht. Beim Stich-
wort Mikrofon muss ich Ihnen sagen, dass es heute hier im Raum Technikprob-
leme gibt, so dass die Mikrofone nicht ganz auf voller Stirke eingestellt sind, so
dass ich Sie um zwei Dinge bitten muss. Die, die sprechen, bitte lauter sprechen —
mir ist das heute auch schon gesagt worden — und ndher ans Mikrofon, und alle
anderen Nebengespriche zu lassen, damit man auch die Chance hat, unsere Ex-

pertinnen und Experten heute zu verstehen.

Es ist hier deshalb so finster, weil die gesamte Veranstaltung, die gesamte Anho-
rung aufgezeichnet wird, und Sie konnen anschliefend das Video dieser Anho-
rung auch von zu Hause aus verfolgen. Ich empfehle allen, die Website des Deut-
schen Bundestages. Dort kénnen Sie sich dann zum spéteren Zeitpunkt und so oft
wie Sie immer mdégen nicht nur die Aufzeichnung dieser Veranstaltung, sondern
auch diverse andere anschauen. Sie konnen sich also den Einblick in die Bera-
tung der Abgeordneten direkt ins Wohnzimmer, auf die Gartenterrasse oder wie
auch immer holen. Keiner kann mehr sagen, er wiisste nicht, was in diesem Bun-
destag passiert. Das ist immer mal eine kleine Einfligung am Rande, die ich bitte,

auch weiterzugeben.
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Ansonsten der iibliche Hinweis, Handys haben auch einen Funktion, man kann
sie leiser schalten oder auch ausschalten. Damit bin ich auch schon am Ende
meiner Vorbemerkungen. Ich will Thnen noch eines sagen, es liegen diverse Vor-
lagen dieser Beratung zu Grunde. Als Bundestagsdrucksachen finden Sie die An-
trdge der Fraktionen sowie den ,Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs
2013“ vor dem Saal. Wer sich die Unterlagen noch beschaffen méchte, kann die-
ses im Laufe der Veranstaltung tun. Es liegen auch die Stellungnahmen der Sach-
verstandigen vor, soweit sie bei uns eingegangen sind, so dass Sie sich auch

schriftlich informieren konnen.

Dieses ist nicht das erste Mal, dass sich der Ausschuss fiir Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschédtzung mit dem Thema Wissenschaftlicher Nachwuchs
und Wissenschaftszeitvertragsgesetz befasst. Wir haben mehrere Anhérungen ge-
habt im Laufe der letzen Jahre, gerade in den letzten Monaten. Wir haben in der
letzten Woche hier in der Ausschusssitzung noch die Autoren des aktuellen
,Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs“ zu Gast gehabt. Wir haben
mehrfach in den Ausschusssitzungen die Themen beraten, so dass dieses heute
letztmalig in dieser Legislaturperiode bei uns Thema sein wird. Wir freuen uns
schon alle auf Ihre Beitrdge. Damit jetzt aber wirklich genug der Vorrede. Frau

Bordasch, Sie haben das Wort.

Karin Bordasch (Gesamtbetriebsrat der Max-Planck-Gesellschaft):

Ich mochte einleitend darauf hinweisen, dass ich zwar die Gesamtbetriebsratsvor-
sitzende der MPG bin, aber hier heute fiir die Arbeitsgemeinschaft der Betriebs-
und Personalrite in den auBeruniversitdren Forschungseinrichtungen spreche, fiir
die AGBR. Die Betriebs- und Personalrite setzen sich seit vielen Jahren verstdarkt
mit den Folgen des stetig ansteigenden Anteils befristeter Arbeitsvertrdge aller
Beschiftigten in den auBeruniversitiren Forschungseinrichtungen auseinander.
Eine vom AGBR-Ausschuss , Vergiitung und Personal® iiber einen Zeitraum von

zwei Jahren durchgefiihrte Erhebung bei allen in der AGBR vertretenen For-
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schungseinrichtungen hat gezeigt, dass der Anteil befristeter Arbeitsvertrage mit
der Erweiterung der gesetzlichen Mdglichkeiten zur Befristung, also dem Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz und dem Teilzeit- und Befristungsgesetz rasant zuge-
nommen hat. Befristungsauswiichse fithren beispielsweise in Gesundheitszentren
zu einem Befristungsgrad von 80 Prozent. Gleichzeitig ist festzustellen, dass die
Vertragslaufzeiten teilweise immer kiirzer werden. In verschiedenen Forschungs-
einrichtungen haben ca. 40 Prozent der befristeten Arbeitsvertrdge eine Laufzeit
von maximal einem halben Jahr. Befristungen zur Uberbriickung, also fiir Dokto-
randen, Auszubildende und fiir Studentische Hilfskrifte, sind hiervon ausge-
nommen. Die mittleren Vertragslaufzeiten in einigen Einrichtungen liegen etwa
bei einem Jahr. Arbeitsvertrdge bei Drittmittelprojekten werden teilweise nur fiir
eine Laufzeit von einem halben Jahr bis zu einem Jahr abgeschlossen, bezie-
hungsweise verldangert, obwohl die Projekte fiir drei Jahre oder ldnger bewilligt
wurden. Die Befristungsmoglichkeiten nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz
haben zum Beispiel auch zur Folge, dass wissenschaftlich Beschiftigte fast bis zu
20 Jahren mit mehreren aufeinanderfolgenden Arbeitsvertrdgen beschaftigt sind.
Folglich stehen fiir diesen Personenkreis danach die Chancen auf dem Arbeits-
markt mit einem Lebensalter von iiber 50 Jahren mehr als schlecht. Es ist auller-
dem festzustellen, dass sich immer mehr junge Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler gezwungen sehen, auf Grund fehlender Perspektiven in die Industrie
oder gar ins Ausland zu wechseln. Verantwortlich hierfiir sind immer kiirzer
werdende Laufzeiten der Arbeitsvertrdge. Sie bieten keine Karriereplanung, keine

langfristige Lebensplanung und sind nicht familienfreundlich.

Die Politik kann nicht auf der einen Seite den demographischen Wandel in
Deutschland beklagen, auf der anderen Seite aber ein Befristungsrecht schaffen,
auf Grund dessen sich junge Wissenschaftlerinnen wegen der beruflichen Unsi-
cherheit immer mehr gegen Kinder entscheiden. Auch im Bereich der wissen-
schaftsunterstiitzenden Beschiftigtengruppen sowie in Administration, in Infra-
struktur stellen die Befristungen ein massives Problem dar. In diesen Bereichen

werden grundsétzlich keine Stellen mehr unbefristet ausgeschrieben, auch dann
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nicht, wenn es sich um Planstellen oder Dauerstellen handelt. Es wird iiberwie-
gend in Befristung ohne sachlichen Grund oder in Einzelfédlle mit Sachgrund nach
dem Teilzeit- und Befristungsgesetz ausgeschrieben. Eine Konsequenz aus dieser
Befristungspraxis ist die Schwierigkeit, auch in der Forschung qualifizierte Fach-
krifte zu gewinnen. Aufgrund des prognostizierten Fachkridftemangels wird sich

diese Situation unserer Meinung nach in Zukunft noch verschérfen.

Ganz erheblich ist der Nachteil fiir die weiblichen Beschiftigten im Anwen-
dungsbereich des Teilzeit- und Befristungsgesetzes. Im Gegensatz zum Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz werden hier die befristeten Arbeitsvertrdge nicht um
Mutterschutz und Elternzeiten verldngert. Es kann durchaus sein, dass sie dann
nach Ende des Vertrages Hartz IV beantragen miissen. Die Betriebs- und Personal-
rdate der AGBR fordern deshalb die Politik auf, der ausufernden Befristungspraxis
mit folgenden Maflnahmen entgegenzutreten:

e Authebung der Tarifsperre im Wissenschaftszeitvertragsgesetz;

e Wegfall der sachgrundlosen Befristung nach Teilzeit- und Befristungs-
gesetz;

o Tarifliche Regelung zur Befristung;

e die Einfiihrung einer Befristungsquote und Vertragslaufzeiten sollen
zwei bis drei Jahre nicht unterschreiten (Ausnahmen sind die bereits
erwihnten Uberbriickungsvertrige);

e die befristeten Arbeitsvertrdge bei Drittmittelprojekten sollen an die Pro-
jektlaufzeit gekoppelt werden und im Anwendungsbereich des Teilzeit-
und Befristungsgesetzes sollen die familidren Komponenten (Mutter-

schutz und Elternzeit) angerechnet werden.

Wir sind der Meinung, die auleruniversitiren Forschungseinrichtungen diirfen
sich nicht als sogenannte wissenschaftliche Durchlauferhitzer verstehen, sondern
Arbeitgeber und Zuwendungsgeber miissen dafiir Sorge tragen, dass die Leistung
von Beschiftigten nicht durch die Instabilitdt von Arbeitsvertrdgen beeintrachtigt

wird und sich daher dafiir einsetzen, die Beschiftigungsbedingungen fiir die Be-
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schéftigten in Wissenschaft und Forschung zu verbessern. Dazu gehért auch eine
ausgewogene Altersstruktur in den Einrichtungen. Das heilit, dltere, unbefristet
beschiftigte Wissenschaftler sind Mentoren fiir den wissenschaftlichen Nach-
wuchs, um deren wissenschaftliche, aber auch um deren soziale Kompetenz zu
starken und zu férdern. Mafistab fiir die Verbesserungen miissen ebenfalls die eu-
ropdischen Rahmenregelungen fiir die Forscher und Forscherinnen sein. Ein Er-
gebnis des ,,Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 ist, dass die
Sorge um die Attraktivitdt des wissenschaftlichen Berufsweges gewachsen ist. Als
Grund fiir die moglicherweise nachlassende Attraktivitdt werden auch hier unter
anderem ldngere Phasen beruflicher Unsicherheit und der hohe Befristungsanteil

der Beschéftigungsverhdltnisse genannt.

Wir sind der Meinung, das ist Grund genug, dass die Politik endlich MaBnahmen
ergreift, um der ausuferenden Befristungspraxis in Wissenschaft und Forschung

entgegenzutreten. Vielen Dank.

Vorsitzende:

Herzlichen Dank. Nun Prof. Hofmann bitte.

Prof. Dr. Thomas Hofmann (Technische Universitdat Miinchen):
Es ist mir eine Freude, eingeladen worden zu sein. Ich bin der Newcomer in der
Runde, das erste Mal hier. Insbesondere freue ich mich deshalb, weil mir die

Innovierung der Nachwuchsférderung in Deutschland sehr am Herzen liegt.

Wenn wir die letzten Jahre Revue passieren lassen, kénnen wir feststellen, dass
bundesweit enorme Kraftanstrengungen unternommen werden, mit der Exzellenz-
initiative oder mit dem Hochschulpakt zum Beispiel. Es wurden strukturierte
Promotionsprogramme, die lange iiberfdllig waren, eingefiihrt. Bundesweit sind
an jeder Universitdt diese heute implementiert, in unterschiedlicher Intensitat
vielleicht. Inhalte, die in den Antrdgen, die mir zugeschickt wurden, genannt

sind, sind zum Beispiel flichendeckende Betreuungsvereinbarungen mit den Dok-
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toranden und Doktorandinnen. Oder nennen kann man auch die weitere Entkopp-
lung des Verhiltnisses von Mentor und den Priifern am Ende des Tages. Dem
kann man eigentlich nur zustimmen, um die Qualitdt der Promotionen weiter zu

erhohen.

Post-Docs, Nachwuchsgruppenleiterpositionen, wurden in zahlreicher, gerade
durch die Exzellenzinitiative zahlreicherer und groBerer Anzahl geschaffen, aller-
dings ohne Anschlussperspektiven. Deswegen miissen wir heute leider beobach-
ten, dass nach wie vor Deutschland, und das kann man, glaube ich, durchaus sa-
gen, das Nettoexportland Nr. 1 in Europa ist, was den wissenschaftlichen Nach-
wuchs angeht. Ich habe Ihnen Zahlen mitgebracht, wenn Sie den , ERC Grants“
anschauen, die heute eine neue Wihrung in der Wissenschaft in Europa darstel-
len. Danach haben in den letzten fiinf Jahren 160 deutsche Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler mit ,,ERC Grants“ Deutschland verlassen. Hingegen sind nur
90 nach Deutschland zurtick gekommen. Das zeigt, wir sind mit Italien da absolu-
te Spitze. Alle anderen haben wir weit hinter uns gelassen. Wir sind Exportland
Nr. 1. Die meisten Nachwuchswissenschaftler/innen gehen nach GroBbritannien,
Schweiz, Osterreich und genau deshalb, weil ihnen dort Perspektiven lingerfris-

tiger Art geboten werden.

Das bringt mich zu drei Forderungen. Ich bin der Meinung, dass wir auf der ande-
ren Seite iiber die Berufungspolitik erneut nachdenken miissen. Wir sprechen seit
Jahren immer wieder gerne von Tenure Track, miissen aber eingestehen, dass die
Tenure-Track-Systeme, die wir heute haben, kein echtes Tenure Track darstellen,
sondern sie sind zum Beispiel am Ende des Tages eine Entfristung von zunéchst
befristeten Juniorprofessuren. Das ist international nicht attraktiv. Ich war in vie-
len Reisen in europdischen Lidndern, in den USA, und ich hére immer wieder die
gleichen Antworten, wonach in Deutschland Karriereperspektiven fehlen. Es feh-
len frithe Unabhédngigkeit, und zwar ernstgenommen im Alter von 32 jungen Jah-
ren, und es fehlen insbesondere auch die Anerkennung, die man dadurch erst er-

reicht, wenn sie auch selbstdndig als Erstautor publizieren konnen und nicht jah-
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relang den Namen des Supervisors dann noch mit sich ziehen. Das sind die groB-
ten Barrieren, die die jungen Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen heute
sehen. Das heilit, wir brauchen ein durchgéngiges Karrieresystem, das offengestal-
tet ist, das nicht nur auf externe Rekrutierung aus ist, sondern auch den Aufstieg,
und zwar den kompletten Aufstieg, nicht nur die Entfristung vom , Assistant®-
professor iiber ,,Associate” bis zum ,,full professor” ermoglicht, indem insbeson-
dere, darauf mochte ich Wert legen, bereits der ,,Assistant“-professor oder ,,Assis-
tant“-professorin hier alle Pflichte und Rechte eines Hochschullehrers haben
muss, inklusive des Promotionsrechts. Es steht in den Papieren, dass man das
zum Beispiel dem Associate-Professor zubilligen sollte. Das halte ich fiir einen
Fehler, das ist zu kurz gedacht, es ist international voéllig anders iiblich. In den
USA ist es so, dass in der Regel ein Assistant-Professor nicht dem Tenure-Track-
Verfahren unterworfen wird, wenn er nicht einen Doktoranden oder eine Dokto-
randin am Ende dieser fiinf, sechs Jahre erfolgreich zur Promotion gefiihrt hat.
Man muss diesen jungen Leuten das Recht geben, ihren eigenen Nachwuchs, ihre
eigenen Doktoranden/Doktorandinnen zu fordern und auch zur Promotion zu

fihren.

Wir sind aber auch beim Freiraum fiir Forschung. Ich bin der Meinung, dass, wie
bei den Juniorprofessuren auch, den Assistant-Professoren in Zukunft reduzierte
Lehrdeputate zugebilligt werden miissen, dass sie in den ersten Jahren natiirlich
die Lehre tun, aber mehr Freiraum auch fiir die Forschung haben, und auf Au-
genhohe mit ihren , Full-Professoren®, mit ihren entfristeten Professoren, arbeiten
konnen. Sie muss diversity- und familiengerecht ausgestattet werden. Das heilit,
wir brauchen zum Beispiel Elternzeit und Freisemester. Wir brauchen die Mog-
lichkeit, diese Tenure nach hinten herauszuziehen. Ublich ist es international
von, zum Beispiel, fiinf Jahren bis auf acht Jahre, teilweise auch ldanger hinauszu-
ziehen, wenn es moglich ist, um den Wissenschaftlerinnen oder natiirlich auch

den Ménnern, die Moglichkeit zu geben, hier auch Elterntétigkeit nachzugehen.
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Wichtig ist mir auch die Transparenz von Evaluierungskriterien; denn wenn Sie
die Juniorprofessuren anschauen, und auch da méchte ich ein Beispiel bringen,
liegt die Erfolgsquote der Tenure-Evaluierung bei Juniorprofessuren bundesweit
bei {iber 98 Prozent. Das hat fiir mich nichts mit Qualitdtssicherung zu tun. Das ist
ein Durchlaufposten. Auch hieriiber miissen wir nachdenken. In den USA, der
Schweiz, in New Case sind zweischichtige Evaluierungsverfahren mit Kommissi-
onen auf Fakultédtsebene iiblich, die fachspezifisch bewerten kénnen. Dann gibt es
ein libergeordnete universitdtsweite Kommission, die schaut, dass auch alles mit
rechten Dingen zugeht. Wir brauchen eine Stiarkung der bundesweit geférderten
Nachwuchsprogramme, die international hohes Ansehen haben. Aber teilweise
trotzdem nicht greifen. Wenn Sie zum Beispiel durch das Emmy-Noether-
Programm geférdert werden, aber nicht die Moglichkeit haben, in dem Zeitfens-
ter, in welchem Sie das Stipendium dann absolviert haben, in den ndchsten zwei,
drei Jahren irgendeinen Ruf zu bekommen, weil in Threm Bereich gerade keine
Professur frei ist, dann sind Sie gescheitert. In der Regel heilit das, dass Sie selbst
beste Leute verlieren, weil diese zum rechten Zeitpunkt eben nicht zur Verfiigung
stehen. Auch das spricht fiir langfristige Planung und Tenure-Perspektiven. Wir
miissen insbesondere auch diese Programme stirker integrieren in die Karriere-
systeme der Hochschulen und auch der auBeruniversitdiren Forschungseinrich-
tungen. Denn es ist einfach kontraproduktiv, wenn es Forschungsprogramme und
Stipendien gibt, die nur solange gewidhrt werden, bis die Erstberufung stattfindet.
Aber gerade diese Doppelgleisigkeit von Bundesférderung auf der einen Seite und
einer zweiten auf einer Tenure-Perspektive zu setzen, schafft internationale At-
traktivitdt. Das schafft, uns komparativ zu machen gegeniiber Harvard oder dem

MIT. Das ist ein Paket, das wiirde ich bitten, in dieses Thema aufzunehmen.

Der letzte Punkt ist eigentlich auch ein alter Hut, aber es ist trotzdem noch zu
wenig passiert, und zwar ist das die Entsdulung des Wissenschaftssystems. Wir
miissen nicht nur bei der gemeinsamen Berufung, von Direktorenpositionen zum
Beispiel, sondern auch im Nachwuchsbereich schauen, dass wir durch For-

schungsfreisemester, durch gemeinsame Tenure-Track-Berufungen mit den au-
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Beruniversitdren Forschungseinrichtungen hier friithzeitige Integration schaffen.
Der Grund ist, jede dieser Einrichtungen fiir sich hat starke Vorteile, nur sie leben
zu stark in Isolationen. Ich denke, da herrscht ein Potenzial, eine Synergie, die

wir schopfen konnen, die bisher nicht richtig genutzt ist.

Ich mo6chte mit einem Spruch von Unternehmern enden. Ein Unternehmer sagt
immer, wir tun alles, um unsere besten Leute nicht der Konkurrenz zu tiberlassen,
und genau das sollten wir auch tun in Deutschland, und schauen, dass wir wirk-
lich Karrieresysteme anbieten, die nicht einfach eine deutsche Losung darstellen,

sondern die international anschlussfihig sind. Danke.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Und nun Herr Dr. Jongmanns bitte.

Dr. Georg Jongmanns (HIS, Hochschulentwicklung):

Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren, recht herzlichen Dank fiir die Einla-
dung in diese Runde. Ich méchte meine Stellungnahme nutzen, um noch einmal
starker personalstrukturelle Fragen zu fokussieren, die aber vielleicht empirisch
noch nicht voll belegt sind, weil ich entweder die entsprechende Untersuchung
nicht rezipiert habe oder solche Untersuchung noch nicht durchgefiihrt wurden.
Wie dem auch sei, das ist auch der Grund datfiir, dass ich, weil die jeweiligen Ge-
schichten ein bisschen hypothetisch sind, keine schriftliche Stellungnahme vorab

eingereicht habe.

Ein Ergebnis der Gesetzesevaluation war, das ist eigentlich eher so ein Seitener-
gebnis oder ein Ergebnis, das relativ wenig beachtet wurde, eine sehr starke Kor-
respondenz des Qualifizierungsmodells, das dem WissZeitVG zu Grunde gelegt
ist, und der Personalstruktur der Altersstruktur der Beschiftigten. Das hat mich
dazu gebracht, mal die Altersstruktur der Beschéftigten ein bisschen genauer an-
zuschauen, und das im Rahmen der Daten der amtlichen Statistik. Da sieht man,

dass der personelle Aufwuchs bei den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
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Mitarbeitern massiv in den letzten zehn bis 12 Jahren in einer Altersgruppe ist,
die im Regelfall noch nicht promoviert ist. Das heilit, das die Aufgaben, die in ca.
den letzten zehn Jahren in Forschung und Lehre hinzugekommen sind, ganz ein-
fache Konsequenz, von nichtpromovierten Personal absorbiert wird. Das ist ein
Punkt, den man so wollen will oder den man vielleicht mal nachfragen sollte.
Wenn man dann die Altersstruktur weiter betrachtet, dann sieht man, dass im
Alterssegment der Personen ab so 34, ich habe die Zahlen von 2010/2011 da zu
Grunde gelegt, im Vergleich zu den Werten aus 2002, das sind natiirlich Zahlen
der Hochschulstatistik, die Forschungseinrichtungen habe ich in dieser Form
nicht untersuchen konnen, da hat sich nichts getan. Das ist die gleiche Menge an
Personal, was im System steckt, also Post-Doc-Phase, wie frither die C1, die glei-
che Personalmenge, die aber natiirlich zur Betreuung des nichtpromovierten Per-
sonals da ist. Das heilit, die Personen in diesem klassischen Post-Doc-Alter miis-
sen einerseits diesen massiven Aufwuchs der nichtpromovierten Beschiftigten
betreuen, wissenschaftlich einfiihren, Mentoring war eben das Stichwort, einfach
auch schauen, dass der Tagesbetrieb lauft in Forschung und Lehre und sich
gleichzeitig um die eigene Karriere kiimmern. Das heilit, man hat einen massiven
Zielkonflikt an dieser Stelle. Unter dem Gesichtspunkt der Betreuung nichtpro-
movierten Personals braucht man eigentlich mehr aus dieser Personengruppe.
Unter dem Gesichtspunkt der Karriereperspektiven — ich danke Herrn Prof. Hof-
mann fiir die Ausfiihrung, weil das perfekt passt — braucht man eigentlich zu-
nédchst, wenn die Struktur bleibt wie sie ist, eigentlich weniger Personal, weil
man den Leuten sagen muss, wenn ihr nicht ganz so risikofreudig seid, dann ver-
lasst das System mit 32 bis 34 Jahren, da die Perspektiven relativ mau sind. Das
ist eine dysfunktionale Altersstruktur. Das ist nicht nur eine Frage von Quantita-
ten, das ist eine Frage von Qualitdt, die man stellen muss. Das ist in gewisser
Weise der hypothetische Anteil meiner AuBerungen, weil das nicht sauber belegt
ist, aber es ist ein klares Indiz dafiir, soweit wiirde ich schon gehen zu sagen, dass
da ein Alterssegment in der Personalstruktur so stark unter Druck steht, und zwar
in beiden Richtungen, dass eigentlich die Aufgaben dort nicht in sinnvoller Weise

bewdltigt werden konnen. Diejenigen, die die Aufgaben bewdltigen, verfiigen ei-
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gentlich noch nicht iiber die Erfahrung im ausreichenden Male, um tatséchlich in
Forschung und Lehre die Qualitdt zu bringen, die man sich von dem System
wiinscht. Es geht um die Funktion und Leistungsfdhigkeit des Wissenschaftssys-

tems in Korrespondenz zur Altersstruktur.

Wie dem auch sei, das ist natiirlich keine beschéftigungspolitische AuBerung.
Nun braucht man trotzdem sinnvolle zweckmaibBige funktionale Lésungen, um die
Beschiftigten, die im System sind, wie auch immer sich die Altersstruktur entwi-

ckeln mag, auch sinnvoll beschéftigen zu kénnen.

Damit komme ich zum WissZeitVG und den Vorschldgen die auf dem Tisch lie-
gen. Zwar gibt es einerseits die Forderung Mindestvertragslaufzeiten im Post-Doc-
Bereich einzufiihren. Ich mochte mich nicht dazu duBern, ob ich fiir die eine oder
andere Losung bin. Ich méchte mich dazu dulern, ob ich das fiir funktional halte
im Sinne des WissZeitVG oder nicht und unabhéngig von den wissenschaftspoli-
tischen oder beschiftigungspolitischen Positionen, die man ansonsten natiirlich
fiir eine Entscheidung auch noch zu Rate ziehen muss. Da kann man sagen, es
wadre sicherlich sachlich und funktional im WissZeitVG unterzubringen, so etwas
zu tun. Ob man das mochte oder nicht, ist eine andere Sache. Und wenn man das
tun sollte, dann kann ich mir vorstellen, dass nicht alle Einrichtungen komplett
darauf vorbereitet sind, fiir Post-Docs Mindestlaufzeiten von zwei Jahren einzu-
fithren. Ich glaube aber auch — das ist eher ein personlicher Eindruck —, Herr Prof.
Hofmann, Herr Prof. Olbertz, Sie werden das moglicherweise mit eigenen Erfah-

rungen belegen konnen.

Es ist aber auch keine unldsbare Aufgabe fiir Hochschulen und Forschungsein-
richtungen, die Finanzinstrumente, die man dafiir braucht, um das auch finanzi-
ell absichern zu koénnen, darstellen zu kénnen, und dass solche Laufzeiten keine
unlosbare Aufgabe sind, solche Instrumente auch einzufiihren und auch in eine
belastbare Zeitschiene einzufiihren. Es betrifft leider, das muss man sagen, keine

besonders grofie Personengruppe, der man da letztlich etwas Gutes tun wiirde. Ich

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



17

wiirde aber auch denken, dass es eher eine pddagogische Mafinahme wire. Es wi-
re eine Verschiarfung des WissZeitVG, das wire es ganz sicherlich, aber insofern
wiren die strukturellen Effekte nicht sehr groB, weil diese gréfer werden, wenn
man sich Mindestlaufzeiten fiir Doktoranden und Promotionen usw. vorstellen
wiirde. Aber das ist keine Forderung, die jetzt in den Antrdgen auf dem Tisch

liegt.

Die Laufzeiten im Drittmittelbereich werden ebenfalls nicht dysfunktional, wiirde
ich vermuten. Allerdings, mein Empfinden ist, dass die Argumentation ein biss-
chen schief lduft, weil alles iiber die Finanzierung argumentiert wird. Arbeits-
recht, so wie ich das verstehe, — ich bin nicht Jurist und habe daher eher keinen
Expertenstatus, — aber so, wie ich die Sache verstehe, geht es immer um die Erle-
digung von Aufgaben. Es geht darum, dass Aufgaben, die zu erledigen sind, vor-
liegen. Das ist der sachliche Grund, warum man befristet beschéftigen kann und
aus legitimen Griinden beschiftigen kann. Finanzierung ist eigentlich nie ein
sachlicher Grund gewesen. Deswegen miisste man eigentlich schauen, ob die Ar-
gumentation, wie sie jetzt lauft, iiber die Finanzierung nicht ein bisschen schief
ist und dass man eigentlich eher sachliche Griinde anfiihren sollte. Also Aufgaben
und Griinde anfiihren sollte und nicht Finanzierungsgesichtspunkte anfiihren

sollte. Das ist nur eine Frage, wie es dargestellt wird.

Der nédchste Punkt, der auf dem Tisch liegt, ist der Qualifizierungsvorrang. Auch
das wire sicherlich eine Verscharfung. Da das Ausschopfen der Sachgrundlosebe-
fristung oder die Forderung darauf zielt, dass das zundchst mal die Sachgrundlo-
sebefristung, diese 12 respektive 15 Jahre ausgeschopft werden, bevor man auf die
Drittmittelbefristung zurtickgreift. Das entspricht Sinn und Zweck der Regelung
insgesamt. Das WissZeitVG wiére von daher auch nicht dysfunktional. Wenn man
das macht, miisste man allerdings darauf achten, dass Hochschulen ohne Promo-
tionsrecht darauf nicht so gut antworten konnten wie Hochschulen mit Promo-
tionsrecht. Das wdre sicherlich eine Differenzierung, die man vorsehen miisste.

Was ich riskant finde, ist, Betreuungsvereinbarungen gesetzlich oder sogar ar-
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beitsrechtlich zu 16sen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das wirklich zu belast-
baren Losungen fiihren kann. Man stelle sich nur vor, dass in eine Betreuungsver-
einbarung quasi die Dissertation als Werk der Beschiftigten vorgenommen wird
und das Werk wird nicht rechtzeitig, wie Meilensteinen das vorsehen, abgeliefert.
Ist das dann ein Kiindigungsgrund, muss man dann zuriickfragen. Inwieweit ist es
nicht nur ein Schutz der Promotion? Kénnte sich das auch als Bumerang erweisen
und zu personalrechtlichen MaBnahmen fiihren? Das muss man sehr genau prii-

fen.

Ich tiberspringe ein paar andere Punkte und wiirde dann, um noch einmal den
Bogen zuriickzumachen, ganz stark dafiir plddieren, auch den Vorschlag aus der
Bundesregierung aufzunehmen und Assistenz-Professuren einzufiihren und da
tatsdchlich mal eine konzertierte Aktion und Mallnahme zu starten. Wo interes-
sierte Lander dabei sind, als Pilotierungsphase, wo der Bund dabei ist, wo inte-
ressierte Hochschule mit entsprechenden Erfahrungen dabei sind, und entspre-

chend auch ein grof} angelegtes Projekt in die Hand zu nehmen. Vielen Dank.

Vorsitzende:

Ganz herzlichen Dank. Ich begriile zwischenzeitlich Frau Dzwonnek, Generalsek-
retdrin der DFG. Ich schlage vor, wir setzen diese Runde, die wir begonnen haben
fort, und Sie haben die Gelegenheit zum Statement im Anschluss. Damit Herr Dr.

Keller von der GEW bitte.

Dr. Andreas Keller (GEW):

Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren, ganz herzlichen Dank fiir die Gele-
genheit hier Stellung zu nehmen. Frau Vorsitzende, Sie hatten es schon vorweg-
genommen, ich muss mich entschuldigen, ein bisschen frither wegzugehen; denn
nicht nur Politiker miissen regelmidfig gewidhlt werden, auch Gewerkschaftsvor-
standsmitglieder. Unser Gewerkschaftstag fangt heute an und damit wir in der
ndchsten Wahlperiode viele Gelegenheiten zu neuen gemeinsamen Anhoérungen

haben, bitte ich um Verstdndnis, dass ich ein bisschen frither weg muss.
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Zunichst wollte ich mal einen Dank an die Bundesregierung vorausschicken, dass
sie regelmdBig auch fiir diese qualitativ hochwertigen Berichte sorgt. Das ist nicht
selbstverstdandlich, weil sie auch immer unangenehme Nachrichten enthalten. Auf
diese will ich jetzt zu Beginn zu sprechen kommen. Der letzte ,,Bundesbericht
Wissenschaftlicher Nachwuchs® bestétigt letztlich auch schon, was die vorheri-
gen Berichte aufgezeigt haben: Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind
zwar hoch zufrieden mit den Inhalten und mit der Forschung. In der Lehre, die
sie betreiben, aber beklagen sie sich iiber Rahmenbedingungen, iiber instabile
Rahmenbedingungen, fehlende Familienvereinbarkeit und anderes. Der Bericht
zeigt, dass dieses nicht nur eine Wahrnehmung der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler ist, sondern dass es tatsdchlich auch objektive Daten gibt, die die-
ses belegen. Es gibt immer mehr Zeitvertrage im Mittelbau, mittlerweile 90 Pro-
zent. Diese Zeitvertrage haben immer kiirzere Laufzeiten, dass hat bereits der Be-
richt von Herrn Dr. Jongmanns vor zwei Jahren ergeben. Es gibt auch immer mehr

Teilzeitbeschaftigung, und zwar gegen den Willen der Beschiéftigten.

Die Karrierewege sind in Deutschland im internationalen Vergleich schlicht un-
gewohnlich, man kénnte auch sagen, nicht wettbewerbsfdahig. Nirgendwo sonst
gibt es so wenige dauerhafte Berufsperspektiven neben der Professur, wenn man
etwa die USA, England oder Frankreich als Malistab nimmt. Das Ganze hat, und
das ist eigentlich das Beunruhigende, nicht nur Auswirkungen auf die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die unzufrieden sind. Das hat auch Auswir-
kungen auf die Qualitdt von Forschung und Lehre. Zeitgleich zum ,,Bundesbe-
richt Wissenschaftlicher Nachwuchs® ist ein ebenfalls von der Bundesregierung
finanzierter Bericht, den die Hochschulrektorenkonferenz vorgestellt hat, vorge-
stellt worden, und zwar die sogenannte LESSI-Studie. Diese hat sich mit den
Auswirkungen der Bologna-Reformen auf die Lehrenden beschiftigt, und in ihr
heilit es eigentlich relativ klar, dass die hohe Personalfluktuation, die damit ver-
bundene geringe berufliche Erfahrung von Lehrenden, die teilweise in der unbe-

zahlten Freiheit lehren — wenn man etwa an Teilzeitdoktoranden denkt —, dass
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dieses natiirlich auch die Qualitédtssicherung der Lehre erschwert. Es lohnt sich,

in diesem Zusammenhang die Studie zur Kenntnis zu nehmen.

Neu ist allerdings, wenn ich jetzt an einige Jahre zuriick denke, als wir zum ersten
Mal die Themen diskutiert haben — auch hier im Ausschuss —, dass Hochschulen,
dass Forschungseinrichtungen, dass auch die Politik die Probleme nicht mehr
leugnet, auch nicht mehr geringredet. Sondern es wird bestétigt, dass Probleme
bestehen und auch die Bereitschaft gezeigt, Probleme zu l6sen. Insofern begriifen
wir als GEW die vorliegenden parlamentarischen Initiativen, den Gesetzentwurf,
die Antrdge aller Fraktionen. Wir haben natiirlich eine differenzierte Einschat-
zung abgegeben, aber in allen Fraktionsantrdagen finden wir positive Ansétze, auf
die wir uns auch bezogen haben und auf die ich mich in meiner ausfiihrlichen

Stellungnahme auch beziehe.

Ich verbinde das aber mit folgender Bemerkung: Fiir bloBe Appelle an Hochschu-
len und an Forschungseinrichtungen, es endlich anders zu machen, ist es zu spét;
denn die Hochschulen haben schon vor langen Jahren — genauso wie die For-
schungseinrichtungen — nach Autonomie gerufen und sie bekommen; die For-
schungseinrichtungen iiber das Wissenschaftsfreiheitsgesetz, die Hochschulen
iiber die Landeshochschulgesetze und sie hatten eigentlich schon einige Jahre
Zeit, zu beweisen, dass sie auch verantwortungsbewusst mit ihren Handlungs-
spielrdumen umgehen konnen. Wenn die Hochschulen und die Forschungsein-
richtungen dazu nicht in der Lage sind, dann — das ist jedenfalls meine Uberzeu-
gung — ist die Uberzeugung der GEW, muss die Politik auch eingreifen und muss
die notwendigen Rahmenbedingungen setzen, dass die Hochschulen und For-
schungseinrichtung tatsdchlich eine verantwortungsvolle Personalpolitik betrei-
ben. Deswegen ist jetzt die Politik auch gefragt, dieses zu tun. Denn Hochschulen
und Forschungseinrichtungen sind offentliche Einrichtungen. Sie werden ganz
iiberwiegend mit Steuergeldern finanziert, das betrifft — wie Sie wissen — auch die
Drittmittel, die etwa von der DFG ausgereicht werden und die iiberwiegend von

Bund und Lidndern finanziert werden. Deswegen ist es mir wichtig, dass die Poli-
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tik, dass die 6ffentliche Hand die Verantwortung auch dafiir wahrnimmt, was fiir

eine Personalpolitik an diesen 6ffentlichen Einrichtungen betrieben wird.

Damit bin ich direkt beim ndchsten Punkt, ndmlich bei den Handlungsmdoglich-
keiten, die Sie als Bund, als Parlament des Bundes, als Bundestag auch haben, um
tatsdchlich die Hochschulen und Forschungseinrichtungen anzuhalten, eine ve-
rantwortungsbewusste Personalpolitik zu betreiben. Ausfiihrliche Hinweise fin-
den Sie in der Stellungnahme. Ich will hier aus Zeitgriinden nur drei Punkte her-

ausgreifen:

Der erste Punkt steht auch ein Stiick weit im Mittelpunkt der heutigen Beratung
und das ist das Wissenschaftszeitvertragsgesetz. Das ist ein Bundesgesetz, da hat
der Bund die Kompetenz, da gibt es gar keinen Zweifel und er soll diese Gestal-
tungsmoglichkeiten nutzen. Streichung der Tarifsperre. Geben Sie, meine Damen
und Herren, Tariffreiheit, damit endlich wie in anderen Branchen Arbeitgeber
und Gewerkschaften iiber sinnvolle sachgerechte Zeitvertragsregelungen verhan-

deln konnen. Geben Sie uns die Chance.

Der zweite Punkt lautet Mindestvertragslaufzeiten, ein ganz einfacher Grundsatz.
Wenn ein Doktorand, eine Doktorandin eingestellt wird und er/sie braucht X-
Jahre fiir die Promotion, sollte er/sie fiir X-Jahre einen Arbeitsvertrag bekommen,
und wenn ein Drittmittelprojekt eingeworben wird, fiir Y-Jahre, dann sollte auch
der Zeitvertrag Y-Jahre lang dauern. Das betont sogar die Bundesregierung, da ha-
be ich mich in Ihrer Stellungnahmen sehr gefreut, dass Sie diesen Grundsatz fiir
richtig halten und den wir vor einigen Jahren in die Debatte eingefiihrt haben.
Nutzen Sie bitte das Gesetz, was Sie haben, um tatsdchlich auch die Hochschulen
und Forschungseinrichtungen dazu zu bringen; denn die bloBen Appelle, so

fiirchte ich, werden auf Dauer nichts bringen.
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Dritter Punkt, auch zum Wissenschaftszeitvertragsgesetz: Wir brauchen eine ver-
bindlichere Ausgestaltung der familienpolitischen Anséitze, die dieses Gesetz ent-
hélt. Da geht es um zwei Punkte.

Das erste ist, was passiert, wenn eine/ein wissenschaftliche/er Mitarbeite-
rin/Mitarbeiter in Elternzeit geht oder im Falle einer Mitarbeiterin in Mutter-
schutz? Heute ist es so, wenn diese eine Haushaltsstelle haben, bekommen sie
eine Vertragsverldngerung. Das ist ein guter Ansatz, den wir begriilen. Haben sie
aber das Pech, auf einer dritten Stelle zu sitzen, kann es passieren, dass eine wer-
dende oder frischgebackene Mutter auf dem Wochenbett auf die Strale gesetzt
wird. Meinen Damen und Herren, ich halte das fiir unverantwortlich und deswe-
gen sollte dieses Recht auf Vertragsverldngerung fiir alle Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler gelten. Dariiber hinaus brauchen wir auch eine verbindliche
Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente, die vorsieht, dass Vertrédge
iiber die Hochstbefristungsdauer von sechs Jahren hinaus verldngert werden kon-
nen. Der Bericht von Dr. Jongsmanns hat vor zwei Jahren gezeigt, dass die Hoch-
schulen sehr unsystematisch, sehr zuriickhaltend von dieser Moglichkeit Ge-

brauch machen. Da brauchen wir Verbindlichkeit.

Zweiter Punkt, was die Handlungsmoglichkeiten des Bundes betrifft. Sie, meine
Damen und Herren, als Bund finanzieren mit den Landern Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, Sie finanzieren die DFG, Sie finanzieren die Exzellenzini-
tiative, den Pakt fiir Forschung und Innovation, iber welchen die aullerhoch-
schulischen Forschungseinrichtungen finanziert werden. Ich wiirde, wenn ich
das als Bund so etwas finanzieren wiirde, schon genau hinschauen, was eigent-
lich die Hochschulen und Forschungseinrichtungen mit diesem Geld machen.
Warum, meine Damen und Herren, ist es Ihnen egal, ob die Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, die diese Gelder bekommen, die europdische Forscher-
charta ratifizieren oder nicht. Warum ist es Ihnen egal, dass Forschungseinrich-
tungen systematisch Tarifflucht betreiben, Tarifvertrdge nicht unterschreiben oder
sehr kreativ Umgehungsstrategien entwickeln? Warum erwarten Sie nicht von

Hochschulen und Forschungseinrichtungen, dass Sie einen ,,Kodex gute Arbeit”
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vorlegen, der Mindeststandards enthélt, an die sie sich halten, etwa was den Um-
gang mit Zeitvertrdgen angeht. Warum erwarten Sie nicht von Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, dass sie — neudeutsch — ,,Family-Budgeting” betreiben,
also auch vorausschauend ,familienpolitische Ereignisse“, die iiber die Hoch-
schulen nicht zufillig kommen — Kinder sind kein Betriebsunfall — in ihrer Haus-

haltsplanung abbilden.

Letzter Punkt, meine Damen und Herren, das geht auch ganz kurz. Das kniipft
namlich direkt daran an. In wenigen Jahren lduft die Exzellenzinitiative aus. Wir
haben die von Anfang an als GEW auch kritisiert. Aber wir finden, es wére schade
um die vielen Milliarden fiir die Wissenschaft. Nehmen Sie einen Teil davon, das
ist unser Vorschlag, um einen ,,Pakt fiir gute Arbeit” in der Wissenschaft auf den
Weg zu bringen, mit dem man dann beispielsweise Universitdten, wie die TU-
Miinchen oder auch die Humboldt-Universitdt, die ein Konzept fiir nachhaltige
Personalpolitik fiir Tenure-Tracks auf den Weg legen, dann férdern kénnte und

ihnen so Anreize geben wiirde.

Meine Damen und Herren, bin ich beim Ende. Frau Vorsitzende, Sie erwédhnten
vorhin, das ist die letzte Moglichkeit das Thema heute zu beraten, ich appelliere
an Sie, nutzen Sie diese letzte Moglichkeit, auch wirklich konkrete Beschliisse zu
fassen, beziehungsweise dem Plenum zu empfehlen. Vielen Dank fiir die Auf-

merksamkeit.

Vorsitzende:

Herzlichen Dank. Fiir ver-di spricht nun Matthias Neis.

Matthias Neis (ver.di, Bundesverwaltung):

Vielen Dank Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren Abgeordnete. Ich freue
mich heute, fiir die Gewerkschaft ver.di Stellung nehmen zu kénnen zur Situation
der Beschiftigten in Hochschulen und Forschungseinrichtungen im Allgemeinen.

Ich werde mich aber insbesondere auf den konkreten Vorschlag zur Reform des
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Wissenschaftszeitvertragsgesetzes beziehen, auch, um nicht zu viele Wiederho-
lungen zu produzieren. Denn vieles konnte ich einfach nur noch einmal unter-

streichen.

Wir begriilen vorausgeschickt das gewachsene Problembewusstsein, das sich in
der Vielzahl von Beratungen, von Antrédgen, die dieses Haus in den letzten Jahren
erarbeitet hat, ausdriickt. Daraus wird aus meiner Sicht auch deutlich, dass wir
einen dringenden Reformbedarf im wissenschaftlichen Qualifikations- und Er-
werbssystem haben, und das hat auch der ,Bundesbericht Wissenschaftlicher
Nachwuchs® (BuWiN) mustergiiltig noch einmal herausgearbeitet. Ich muss die
Zahlen im Einzelnen nicht nennen, Sie haben sie alle gelesen. Der schrumpfende
Anteil der Professuren am Bereich der Gesamtbeschiftigten, dem inzwischen fast
25 Prozent nebenberuflich Beschiftigte gegentiber stehen, und dazwischen einge-
klemmt die Vielzahl der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
von denen nur noch jeder/jede Zehnte eine Dauerstelle hat. Dabei lasst sich der
Anspruch, der an eine wissenschaftliche Laufbahn zu stellen wire, auf zwei ein-
fache Begriffe bringen: Planbarkeit und Transparenz. Beides buchstabiert sich an
verschiedenen Stellen einer solchen Karriere unterschiedlich aus. Fiir Doktoran-
den als realistischer Befristungshorziont, der tatsdchlich realistisch macht, die
Promotion noch abzuschlieflen, fiir Post-Docs dagegen tatsédchlich als klarer Weg
in eine dauerhafte wissenschaftliche Position. Wir sind aber gegenwirtig von bei-

dem sehr weit entfernt.

Damit wire ich bei der Perspektive des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Die
Gewerkschaft ver.di unterstiitzt eine Reform dieses Gesetzes nachdriicklich und
unterstiitzt auch den vorliegende Entwurf fiir eine Reform nachdriicklich. Freilich
ist von einer solchen Reform nicht die grundlegende Verdnderung zu erwarten,
die ich eben angesprochen habe; vor allem deshalb, weil so etwas im Rahmen ei-
nes auf Zeitvertrdage bezogenen Gesetzes gar nicht zu regeln ist. Das ist klar. Aber,
daraus kann man trotzdem die richtige Konsequenz ziehen, manche Dinge zu 6ff-

nen, um an anderer Stelle Losungen zu finden. Sie ahnen, ich spreche natiirlich
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von der Streichung der Tarifsperre im § 1 Abs. 1. Es ist aus unserer Sicht hohe
Zeit — das wird Sie nicht iiberraschen —, dass dieser Anachronismus getilgt wird.
Nicht nur, weil er die Koalitionsfreiheit unangemessen einschriankt, sondern, weil
er auch uns die Chance nimmt, auf tariflicher Ebene neue Modelle fiir wissen-
schaftliche Laufbahnen zu vereinbaren. Das so etwas moglich ist, zeigt beispiels-
weise der Kollektivvertrag Universitdt der osterreichischen Dienstleistungsge-
werkschaft, die 2009 genau ein solches Modell, das im bestehenden System, also
ohne das Unterste zuoberst zu kehren, mehr Sicherheit und Transparenz ins Sys-

tem eingefiihrt hat. Auf diesen Weg sollten wir uns zusammen begeben.

Bei aller grundsétzlichen Unterstiitzung, die darin auch fiir den vorliegenden Re-
formentwurf zum Ausdruck kommt, mochte ich drei Punkte noch etwas ambiva-
lenter beleuchten, ndamlich die Punkte Mindeststandards, Drittmittel und wissen-

schaftsunterstiitzendes Personal.

Zum ersten Mal werden in dem vorliegenden Entwurf Mindeststandards bei Be-
fristungen vorgesehen. Im Post-Doc-Bereich ist von 24 Monaten die Rede. Das ist
auch aus unserer Sicht kein Zeitraum, der eine berufliche oder private Lebens-
planung erlaubt, insbesondere bei Personen, die regelméfBig jenseits des dreiBigs-
ten Lebensjahres stehen. Wir miissen das mit den Lebenssituationen vergleichen,
in denen Gleichqualifizierte auBlerhalb der Wissenschaft sich befinden. Aber es ist
ein erster Schritt und der ist dringend notwendig. Er muss aber aus unserer Sicht
fiir alle Beschiftigten, also, auch auf die Promovierenden, angewandt werden. Es
gibt aus meiner Sicht keine logische Begriindung, das in diesem Bereich nicht zu

tun.

Drittmittel: auch hier wurde es schon gesagt, die Anpassung der Vertragslaufzeit
auf die Forderzeit ist eine konsequente Haltung. Dann aber auch bitte, tatsdchlich
konsequent, solange wie gefordert wurde. Denn die Finanzierung, denke ich, ist
nicht das Argument, es ist die Aufgabe, und die ist nun einmal das Projekt, das

bewilligt worden ist. Gerade langldufige Projekte, wie Sonderforschungsbereiche,

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



26

sind auf stabile Arbeitsprozesse angewiesen. Warum hier noch einmal eine kiinst-
liche Untergrenze einfiihren? Gerade wird auch im Bundesrat ein Reformentwurf
beraten, der genau das auch nicht vorsieht, nochmal eine Grenze im Drittmittelbe-

reich dazwischen zu schalten.

Abschliefend mochte ich zum Wissenschaftsunterstiitzendem Personal kommen.
Wir halten weiterhin die Anwendung des Sachgrundes , Drittmittel” auf diese
Personengruppe weder fiir sinnvoll, noch fiir notwendig. Die wenigen Zahlen, die
wir zu diesem oft vernachldssigten Bereich haben, zeigen, dass auch hier ein er-
hebliches Wachstum an Befristung, zum Beispiel in der Verwaltung, von 16 Pro-
zent im Jahr 2002 um mehr als die Hilfte auf 25 Prozent im Jahr 2010 zu ver-
zeichnen ist. Diese Zahl ist bereits zu hoch fiir eine Gruppe, die dafiir zustdndig
ist, die Rahmenbedingungen aufrecht zu erhalten, die fiir Forschung und Lehre
notwendig sind. Dort, wo in dieser Gruppe tatsdchlich Befristung notwendig und
begriindbar ist, liefert das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) mehr als genug
Moglichkeiten.  Frau  Bordasch  hat die  breite = Anwendung der
Sachgrundlosenbefristung von zwei Jahren zu Beginn eines Arbeitsverhiltnisses
angesprochen. Das beweist, dass keine zusidtzliche Auswertung von Befristungs-
moglichkeiten notwendig ist. Dass diese Befristungsmoglichkeiten nach einem
hier vorliegenden Entwurf kiinftig nur noch den Einrichtungen offen stehen sol-
len, die diese Personalgruppe iiberwiegend unbefristet Beschiftigter einstellen, ist
gegeniiber einer Streichung nur eine Hilfskonstruktion. Aber immerhin, hier wird
eine Grenze genannt. Die ist aus unserer Sicht aber deutlich zu hoch; die Hilfte,

mehr nicht.

Es zeigt sich, dass auch nach einer eventuellen Novellierung des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz noch genug zu tun bliebe, um Planbarkeit und Transparenz in
Wissenschaftskarrieren zu verankern. Aber die Abschaffung der Tarifsperre gibe
uns genau dazu die Moglichkeit und wiére daher ein zentraler Schritt in eine rich-

tigere Richtung. Vielen Dank.
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Vorsitzende:

Vielen Dank. Nun Prof. Olbertz bitte.

Prof. Dr. Jan-Hendrick Olbertz (Humboldt-Universitit):
Liebe Frau Burchardt, verehrte Abgeordnete aller Fraktionen, meine Damen und
Herren, ich will zunéchst auf ein paar Details der Gesetzesdnderung eingehen und

dann ein paar grundséatzliche Anmerkungen machen.

Fiir sich betrachtet ist das Wissenschaftszeitvertragsgesetz nicht unverniinftig ge-
wesen. Es hat strukturell und funktional im Kern eine gute Begriindung gehabt,
die auch fortbesteht, weil es Flexibilitdt und auch Ausschépfung aller Ressour-
cen, auch der temporédren, beinhaltet und damit natiirlich auch eine gewisse Dy-
namik in der Nachwuchsférderung sichert. Auf der anderen Seite aber sind die
kritischen Ergebnisse der HIS-Evaluation und des , Bundesberichts Wissenschaft-
licher Nachwuchs® ernst zu nehmen. Denn wenn wir uns anschauen, dass die
Befristungszeiten immer kiirzer werden und damit die Arbeitsverhéiltnisse immer
prekédrer, dann kénnen wir nicht tatenlos zusehen. Insofern begriile ich schon,
diese Diskussion, von mir aus auch an diesem Gesetz entlang, aufzumachen. Ich
will mich auch nicht darauf einlassen, die Zahlen, die der Debatte zu Grunde lie-
gen, zu kritisieren. Der Arbeitskreis Universitdtskanzler verfiigt iber andere Zah-
len in Bezug auf das Verhéltnis von befristeten zu unbefristeten. Da miisste man
einfach mal abgleichen, was da gezédhlt worden ist, und was nicht. Das Problem

bleibt davon letzten Endes unbertihrt.

Ich kann auch die meisten Anderungen zumindest verstehen, die die einbringen-
de Fraktion vorschligt. Ubrigens — ich muss schlimmerweise sagen —, mit Aus-
nahme des Endes der Tarifsperre; denn ich glaube, die Férderung des Wissen-
schaftlichen Nachwuchses hat so einen Rang, den man eher hoheitlich durch Ge-
setz regeln wiirde als {iber wechselnde Tarifvereinbarungen. Aber, wenn Sie mir

das verzeihen, da konnen wir auch mal unterschiedlicher Meinung sein.
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Zur Mindestlaufzeit: Ich kann dem auch ganz gut folgen, es sind nur dann die Fél-
le nicht mehr abgedeckt, in denen sich am Anfang einer Promotionsphase — und
das kann schon beim Exposé sein — herausstellt, dass es doch nichts ist, dass der
junge Kollege, die junge Kollegin mit dem Projekt nicht gliicklich werden wird.
Dann miisste man eigentlich irgendwie trotzdem flexibel reagieren kénnen, um
eine wertvolle Qualifikationsstelle nicht iiber Jahre blockiert zu halten. Vielleicht
kann man den Vorschlag einer mehrstufigen Verldngerungsoption, die man ja ver-
traglich regeln kann, einbauen und, dhnlich wie bei der Juniorprofessur, als eine
Art Zwischenevaluation, dann aber auch garantieren, dass das Beschaftigungsver-

héltnis fortbesteht, wenn ein sich abzeichnender Erfolg da ist.

Vertrdge mit Post-Docs diirfen laut Gesetzentwurf in begriindeten Ausnahmefillen
auch im Alter von unter 24 Jahren sein. Ich weill aus Erfahrung, wie schwer es ist,
arbeitsrechtlich die begriindeten Ausnahmefille zu identifizieren und zu verifi-
zieren. Ich habe ein Sorge, auch wenn ich das Ziel teile, dass der Absicherungsre-
flex, der leider in die Universitdten einen enormen Eingang gefunden hat, ndm-
lich Risiken zu minimieren, dazu fithrt, dass man eher niemanden einstellt, als
dass man sich auf ein Risiko einstellt, und, wenn wir den Modus Vorsorge durch
Nichteinstellung haben, und zwar oft nur aus finanziellen Griinden, dann konnte
es genau nach hinten losgehen, dass wir ndmlich Vertrdge unter Umstdnden nicht

mehr abschlieBen und dann wire das ein Verlust an Flexibilitat.

Ich will Sie nur aufmerksam machen, bei den Berliner Hochschulvertrdgen haben
wir uns bereits mit dem Land auf eine Mindestvertragslaufzeit von Vertrdgen mit
Nachwuchswissenschaftlern verpflichtet. Da steht jetzt drinnen, und das haben
wir alle vorher zu unterschreiben, im Regelfall mindestens drei, héchstens fiinf
Jahre im Erstvertrag, Drittmittelprojekte in jedem Falle innerhalb des Rahmens
der Forderung. Das kénnen wir auch auf der Landesebene machen, und deswegen
ist die Idee, eine Selbstverpflichtungserkldrung von der HRK oder den der Allianz
der Wissenschaftsorganisationen zusammengeschlossenen oder anderen Instituti-

onen, ich sage jetzt mal, zu stimulieren, auch nicht verkehrt; denn manch ein

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



29

Steuerungsimpuls, um das Problem zu 16sen, muss auch von dezentralen Initiati-
ven ausgehen, damit er funktioniert. Ganz ausdriicklich begriie ich die Einfiih-
rung von Betreuungsvereinbarungen. Leider ist es so, dass solche bis heute kei-
neswegs liberall der Fall sind. Die Frage ist nur, ob das eigentlich der Ort ist, rein
vom Gesetzestext her, in dem solche Dinge zu regeln wéren. Aber, wenn wir gar
keinen anderen Ort dafiir haben, dann sollten wir es wenigstens dort regeln. Da-

mit habe ich gar kein Problem.

Jetzt zu den grundsétzlichen Bemerkungen, wenn Sie mir das erlauben. Die Frage
ist fiir mich, ob die Ziele, die die einbringende Fraktion mit Blick auf die prekére
Beschiftigungslage des Wissenschaftlichen Nachwuchses verfolgt, mit einer An-
derung dieses Gesetzes wirklich mit Nachhaltigkeit erreichbar sind. Dazu miisste
namlich gepriift werden, ob es einen Kausalzusammenhang zwischen dieser Lage,
in der sich der Nachwuchs befindet und der derzeitigen Gesetzesfassung ergibt.
Oder anders gefragt, hat das derzeitige Wissenschaftszeitvertragsgesetz diese kriti-
sche Lage malgeblich ausgeldst, oder befordert, oder verhindert es im Moment
die Spielrdume, die wir suchen? Ich glaube, das muss man ndmlich verneinen.
Die kurzatmige Befristungspraxis, um die es hier maligeblich geht und die in der
Tat ein Elend ist, hat ganz andere Ursachen, als sie in dieser Gesetzesfassung zu

finden wéren.

Die Universitdten, hier die Professoren und Professorenforschungsgruppenleiter,
Projektverantwortlichen, nicht zuletzt auch die Kanzler, schliefen im Regelfall
nicht aus Misstrauen ihren jungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gegeniiber
oder einfach nur aus Schikane solche Kurzzeitvertrdage ab, sondern aus Griinden
ihrer andauernden finanziellen Beschrankungen. Hitten sie ldngerfristige Sicher-
heit, im Hinblick auf Férdermittel oder was noch wichtiger wére, im Hinblick auf
einigermalien stabile und verldssliche Grundfinanzierungen, dann kédmen sie
nicht auf die Idee, solche Vertrdge abzuschliefen, jedenfalls nicht im Regelfall.
Alle konnen ein Lied davon singen, wie schwierig es ist, unter so prekédren Ver-

héltnissen iiberhaupt die besten Képfe zu gewinnen. So verriickt sind wir nicht,
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solche Vertrdge ohne Not abzuschlieflen, vor allem, wenn wir die besten vor Au-
gen haben, die anderenfalls — mein Kollege von der TU-Miinchen hat es sehr

schon beschrieben — einfach ins Ausland gehen.

Die Diskussion miisste also grundsitzlicher gefiihrt werden, und zwar im Hin-
blick auf das Verhdltnis von Grundfinanzierung und Drittmittelférderung und
damit iiber sinnvolle Grenzen des Wettbewerbs. Wir sind in einem Wettbewerbs-
taumel der auch eine ungute Dynamik in das Beschéftigungssystem gebracht hat.
Hier sind wir natiirlich von einer verldsslichen Hochschulfinanzierung in unserer
foderalen Finanzierungstruktur derzeit weiter entfernt als je zuvor. Dort sind die
eigentlichen Ursachen. Je ldnger wir hier iibrigens keine Losung haben, desto
schneller wird sich die Krise verschérfen. Ich erinnere an unsere letzte Debatte

iiber das Kooperationsverbot.

Zum anderen miisste viel grundsédtzlicher auch eine funktionale Neudefinition
des wissenschaftlichen Personals der Universitdt und der Hochschulen — hier vor
allem des Mittelbaus — besprochen werden. Wir haben in den letzten Jahren sys-
tematisch den akademischen Mittelbau ausgediinnt. Inzwischen geht im Ubrigen
in den Gesetzen jedes Land seinen eigenen Weg und je weniger Geld zur ange-
messenen Grundfinanzierung zur Verfligung steht, desto kritischer wird natiirlich

die Situation des Mittelbaus.

Wir machen es an der Universitit oft so, dass wir selber als Biirgen fiir auslaufen-
de oder unklare Drittmittel eintreten, die allein aus dem wirklich blédsinnigen
Jahrlichkeitsprinzip manch‘ einer Forderung erwachsen. Wir haben das hier in
Berlin in der Einstein-Stiftung. Wir diirfen nur fiir ein Jahr férdern und die Mittel
miissen immer wieder neu bewilligt werden. Da treten wir inzwischen schon als
Gewibhrleister aus Haushaltsmittel ein, um das nicht auf den Schultern der jungen

Leute auszutragen.
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Was mir wirklich sehr wichtig ist, wenn wir iiber den Mittelbau reden, sollten wir
auch tiiber Beschiftigte reden, die professionelle, vielfdltige Aufgaben in der Uni-
versitdt, inzwischen namentlich in der Wissenschaftsorganisation, im Manage-
ment {ibernehmen. Es kristallisiert sich ein ausgesprochen spannender neuer Kar-
rierepfad neben der Professur an der Universitdt heraus, mit einer ganz eigenen
professionellen Qualitdt, iiber die wir gar nicht reden, die wir aber in Sachen
Wissenschaftsmanagement, Wissenschaftskoordination, Planungsaufgaben, aka-
demische Verwaltung dringend brauchen. Deren Rechte sind nirgends geregelt.
Wir schieben die manchmal in die Gruppe der Verwaltungsmitarbeiter, um sie
iiberhaupt entfristen zu konnen, weil sie sonst an dieser widersinnigen, Zwei-
mal-sechs-Jahre-Regelung scheitern, die mit ihrem Aufgabenprofil gar nicht kor-
respondiert. Also miisste man den akademischen Mittelbau insgesamt neu defi-
nieren und legitimieren, und zwar als eine Berufsgruppe innerhalb der Universi-
tdt. Denen miissen wir ganze andere Karrierechancen geben, und zwar einmal fiir
den Nachwuchs, andererseits aber auch fiir Forschung, Lehre, Selbstverwaltung
und Wissenschaftsorganisationen. Das kann man durch differenzierende Lander-
regelungen am Ende nicht machen. Hier brauchte man wohl doch, aus vielen wei-

teren guten Griinden iibrigens, eine erneuerte Hochschulrahmengesetzgebung.

Mir fehlt es nicht an Mut, zu sagen, wir brauchten eine erneute Hochschulrah-
mengesetzgebung, die auch alle Mitgliedergruppen neu definiert und regelt. Ich
mache keinen Hehl daraus, bei einer solchen Anhérung dieses zu sagen: Bei Initi-
ativen, die aus der Vergangenheit verniinftig korrigierender Fehlerkorrektur for-
dern, will ich gern sagen, dabei gewesen zu sein. Da lade ich mich selber zur An-
horung ein und ich wiirde Sie loben und preisen dafiir, weil das offensiv gestal-
tende Hochschulpolitik wire und nicht nur relativ zaghaft korrigierende. Vielen

Dank.

Vorsitzende:
Herzlichen Dank. Ich bin sicher, der ndchste Ausschuss wird Sie wieder einladen.

Frau Dr. Wolke bitte.
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Dr. Heike Wolke (Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e. V.):

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Bundestagsabgeordnete, meinen Da-
men und Herren. Vielen Dank fiir die Einladung. Ich spreche hier fiir die Helm-
holtz-Gemeinschaft. Ich bin hier in Vertretung von Prof. Mlynek. In meinem nor-
malen Leben bin ich die Verwaltungsdirektorin im Alfred-Wegener-Institut. Ich
kenne mich schon an der Basis etwas aus. Ich wiirde hier einige wichtige Punkte
aus unserer Stellungnahme vortragen. Ich habe gehort, spater haben wir noch ge-

nug Moglichkeiten, auf Fragen zu antworten.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind das wichtigste Kapital einer
jeden Forschungseinrichtung. Das ist klar, davon hdngt der wissenschaftliche
Output, das Renommee und die Wettbewerbsfdhigkeit der Zentren ab. Der Wis-
senschaftliche Nachwuchs spielt dabei eine ganz besondere Rolle. Deswegen le-
gen wir auch grofen Wert auf eine exzellente Nachwuchsférderung. Nahezu alle
Helmholtz-Zentren verfiigen iiber eine strukturierte Doktorandenausbildung und
differenzierte Personalentwicklungskonzepte, die insbesondere im Bereich der
Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, bei Karriereplanungen und da-
mit verbunden gezielte WeiterbildungsmaBnahmen, Moglichkeiten der Nutzung
von Mentoring und Coachingangeboten, und auch weiterreichende Maflnahmen
zur Vereinbarung von Beruf und Familie — vielleicht aber erst im Anfangsstadium
dual-career-Angebote — beinhalten. Zusétzlich wird der Wissenschaftliche Nach-
wuchs mit Hilfe von Instrumenten des Impuls- und Vernetzungsfonds der Helm-

holtz-Gemeinschaft gefordert.

Ich mochte daraus beispielhaft eigentlich nur zwei Instrumente jetzt kurz anfiih-
ren, die aus meiner Sicht hervorragend sind. Das eine davon ist die Einrichtung
und Férderung von wissenschaftlichen Nachwuchsgruppen mit Tenure-Track-
Angeboten fiir die Nachwuchsgruppenleiter, welche gleichzeitig — ganz oder in
den meisten Fillen — auch eine gemeinsame Berufung als Juniorprofessoren an

einer Universitidt haben.
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Das andere Programm ist das W2/W3-Programm der Helmholtz-Gemeinschaft,
welches die Berufung von Wissenschaftlerinnen unterstiitzt. Was ich besonders
gut daran finde, ist, dass das dann auch Wissenschaftlerinnen in einem Zentrum
sein konnen. Es gibt dadurch also die Moglichkeit einer sogenannten Hausberu-
fung mit einer Universitdt. Oft sind es Frauen, denen es aufgrund von familidren
Verpflichtungen nicht mdglich ist, sich so ohne weiteres an einer anderen For-

schungseinrichtung zu bewerben.

Wie geht die Helmholtz-Gemeinschaft mit dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz
um? 38 Prozent aller Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind an der
Helmholtz-Gemeinschaft unbefristet beschiftigt. Forschungseinrichtungen kon-
nen nur dann erfolgreich sein, wenn sie geniligend Flexibilitdt besitzen, neue
Themen auch kurzfristig anzugehen. Ich denke, daran gibt es auch keine Zweifel.
Fluktuation und Wettbewerb spielen dabei eine bedeutende Rolle. Es besteht auf
der anderen Seite kein Zweifel daran, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler eine verldssliche berufliche Perspektive benétigen. Dem Anspruch kann
man nur dadurch gerecht werden, indem man verantwortlich und nachvollzieh-
bar mit Befristungen von Arbeitsverhéltnissen umgeht und den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern mittelfristig Perspektiven gibt, die es ihnen erlauben, ihre Karri-
ere zu planen. Dabei wird es nur zu einem geringen Teil um eine wissenschaftli-
che Karriere im eigenen Zentrum gehen, sondern vielmehr darum, welche Bau-
steine fiir eine berufliche Zukunft in der Wirtschaft oder fiir eine akademische

Laufbahn in einer anderen Forschungseinrichtung, Universitdt benotigt werden.

Die in 2011 vorgelegte Studie der HIS GmbH zur Evaluierung des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz hat zur intensiven Diskussion dariiber gefiihrt, ob die Universi-
taten und Forschungseinrichtungen angemessen mit den ihnen eingerdumten Be-

fristungsmoglichkeiten umgehen.

Da nur drei der 18 Helmholtz-Zentren an der Studie beteiligt waren, hat die

Helmholtz-Gemeinschaft das zum Anlass genommen, eine eigene Erhebung
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durchzufiihren, um herauszufinden, inwieweit die Ergebnisse der HIS-Studie auf
die Gesamtheit der befristet beschiftigten wissenschaftlichen Mitarbeiter der
Helmholtz-Gemeinschaft iibertragbar sind. Die Erhebung wurde in allen 18 Zen-
tren durchgefiihrt. Die ausfiihrlichen Ergebnisse liegen auch in der schriftlichen

Stellungnahme vor.

Die wichtigsten Ergebnisse: Fast 50 Prozent aller befristeten Arbeitsvertrdage in
den Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft haben eine Laufzeit von 25 Monaten
oder mehr. Die befristeten Vertrdge, die nur eine Laufzeit bis zu 12 Monaten ha-
ben, machen rund 24 Prozent der befristeten Vertrdge aus und sind zu dreiviertel
Folgevertrdge. Als Griinde fiir diese kurzfristigen Folgevertrdge werden iiberwie-
gend die Weiterbeschiftigung zum Abschluss der Promotion und Uberbriickungs-

vertrdge zwischen verschiedenen Drittmittelprojekten angegeben.

Es gibt auch andere Griinde. Ich kénnte dann auch in der anschliefenden Befra-
gung noch ausfiihrlicher darauf eingehen, aber da sind zum Beispiel sogenannte
Auslaufvertrdge. Wenn ein Doktorand seine Arbeit in den entsprechenden drei
Jahren eingereicht haben sollte, bekommt er an vielen Zentren einen sogenannten
Auslaufvertrag als Bonus. Er wird fiir ein paar Monate noch als Wissenschaftler
angestellt und kann derzeit noch seine Publikation machen und sich im Prinzip
um einen neuen Job kiimmern. Fiir diese kurzen Vertragslaufzeiten gibt es in der
Regel, wie gesagt, sehr plausible Begriindungen. Ich finde es auch wichtig, dass
das weiter mdoglich sein muss, weil es zum Beispiel auch Griinde fiir Vertragsver-
langerungen gibt, wie sie bereits angefiihrt wurden, ndmlich Elternzeit und Mut-
terschutz, aber auch Krankheit. Es sind Experimente, die irgendwie schief gehen
und die der Doktorand iiberhaupt nicht zu vertreten hat. Dann muss man irgend-
wie Moglichkeiten schaffen, dass er seine Promotion erfolgreich abschlieBen

kann. Das sind dann eben oft kurzfristige Folgevertrage.

Der verantwortliche Umgang der Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft mit den

Befristungen von Arbeitsverhéltnissen kommt nicht nur in der Statistik zum Aus-

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



35

druck, sondern er manifestiert sich auch darin, dass viele Zentren interne Vorga-
ben und Leitlinien — eine Policy haben —, die dies in den Bereichen regeln, in de-
nen es um den Umgang mit befristeten Arbeitsverhéltnissen geht, und denen nach
diesen kurze Befristungen an nachvollziehbare und objektive Griinde gekniipft
werden miissen. Weiterhin sind Gesprache zwischen dem Vorgesetzen und den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorgesehen, wie der weitere Karriereweg nach
dem Auslaufen des Vertrages aussehen kann. Hierdurch wird fiir beide Seiten
Klarheit hinsichtlich der beruflichen Zukunft erreicht. Insgesamt ist festzustellen,
dass es durchaus noch Verbesserungsbedarf gibt. Wenn ich das jetzt von den gan-
zen Sachverstdndigen heute hier gehort habe, habe ich das Gefiihl, die Helmholtz-

Gemeinschaft lebt in einer anderen Welt.

Vorsitzende:

Also in einer Welt, von der die Hochschulen nur traumen kénnen, glaube ich.

Dr. Heike Wolke (Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e. V.):
Aber ich mochte sagen, dass wir uns insgesamt sehr gut aufgestellt sehen, einen
verantwortungsvollen Umgang auch weiterhin mit unseren befristeten Mitarbei-

tern und Mitarbeiterinnen zu gewdhrleisten. Danke.

Vorsitzende:

Herzlichen Dank. Zum Abschluss nun Frau Dzwonnek bitte.

Dorothee Dzwonnek (DFG):
Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren Abgeordneten. Erst
einmal Entschuldigung fiir die Verspatung. Wie das so ist, wenn man aus Bonn

herankommt.

Es ist in der Analyse schon sehr iibereinstimmend und treffend gesagt worden,
Planbarkeit und Transparenz sind die Forderungen, die die individuellen Karrie-

ren unterstiitzen konnen. Strukturelle Momente der Innovationsfahigkeit des Wis-
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senschaftssystems sind vielleicht ein Grund dafiir, dass wir uns den Anteil der
befristet Beschaftigten insgesamt gut iiberlegen sollten. Aber zu den Botschaften,
die wir als Deutsche Forschungsgemeinschaft haben, die wir nicht die Vertrags-
partner sind, sondern nur die Umgebung mit definieren, in der solche Vertrédge
geschlossen werden. Wir, das wissen Sie, vertreten ganz grundsétzlich die Auffas-
sung, dass Betreuungsvereinbarungen in allen Promotionsverhdltnissen absolut
notwendig sind, damit auch unterhalb des rechtlichen Rahmens eines Vertrages
eine Sicherheit gewihrleistet ist. Wir haben Betreuungsvereinbarungen mittler-
weile in fast allen unseren Forderverhéltnissen. 24.000 Promovierende unterstiitzt
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 200.000 Promovierende haben wir in
Deutschland, etwa 12.000 von den 24.000 befinden sich in strukturierten Dokto-
randenumgebungen. Wir wirken auch darauthin, dass in allen weiteren Forder-
formaten auch Betreuungsvereinbarungen etabliert werden. Wir kdmpfen seit drei
Jahren dafiir, dass Wissenschaft als Beruf auch dadurch befordert wird, dass wir
einen Ubergang von Stipendien auf Stellen auf Promovierende haben und bezah-
len das auch. 50 Prozent des Aufwuchses aus dem Pakt fiir Forschung und Inno-
vation, den wir dankenswerterweise bekommen, geht in diese Finanzierung der
festen Stellen fiir Promovierende, und das in einem Ausmal, welches deutlich

iiber die 50 Prozent der Finanzierung von halben Stellen hinausgeht.

Wir kampfen fiir die Gleichstellung der Nachwuchsgruppenleiter mit den Profes-
sorengruppen. Das ist ein Punkt, der hier noch nicht so angesprochen ist, der aber
gleichzeitig auch den Berufsweg kennzeichnet. Damit spreche ich auch noch ei-
nen Punkt an, den Herr Prof. Olbertz sehr treffend ausgefiihrt hat. Ich glaube, wir
brauchen in der Tat ein grundséitzliches Nachdenken dariiber, welche wissen-
schaftlichen Berufswege es neben der Professur in den Hochschulen geben muss,
um die Grundstruktur einer Hochschule zu stirken. Wenn Sie horen, dass in der
Helmholtz-Gemeinschaft immer noch 68 Prozent in festen Beschéftigungsverhalt-
nissen sind — ich erinnere mich noch sehr gut, als 2001 die programmorientierte
Forderung eingefiihrt wurde, wir jedes Jahr mit dem BMBF ein Vertrag abschlie-

Ben und zahlen mussten, wenn wir diese 68 Prozent nicht ein bisschen nach un-
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ten gedriickt haben —, da kann ich nur sagen, zwischen der auleruniversitdren
Forschung und zwischen den Verhiltnissen in den Hochschulen liegen wirklich

Welten, die man dringend schlieffen muss.

Hiermit komme ich zu einem weiteren Punkt, der in der Bewertung der Vorschla-
ge des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes ganz erheblich ist. Ist es wirklich die
Causa? Herr Prof. Olbertz hat diesen Punkt schon angesprochen und ich halte das
fiir ganz wichtig. Die Causa fiir die Befristungsproblematik, die es in der Tat im
Hochschulbereich gibt, ist sicherlich die schlechte Grundfinanzierung der Hoch-
schulen. Da muss man etwas tun. Aus unserer Sicht ist auch das jetzige Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz schon mit seinen Vorschldgen geeignet, um grundsétz-
lich dafiir zu sorgen, dass Planbarkeit und Transparenz umgesetzt werden kon-
nen. Natiirlich kann man das noch verbessern, indem man eben eine vertragliche
Regellaufzeit von mindestens zwei Jahren etabliert. Anderenfalls etabliert man die
Statuierung eines Begriindungserfordernisses, warum eine kiirzere Laufzeit ge-
wahlt werden soll. Das ist sicherlich eine Verbesserung, die wir auch wieder un-
terstiitzen wiirden. Aber, ansonsten ist es, glaube ich, eine Umgebung, die jetzt
schon, wenn Sie an § 2 Abs. 1 Satz 3 des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes den-
ken, auch Méglichkeiten gibt, zum Beispiel eine familienfreundliche Ausgestal-
tung der Doktorandenverhiltnisse zu etablieren. Wir weisen in unseren Merkblt-
tern auch darauthin und beraten die Hochschulen dahingehend, diesen Befris-

tungsgrund der Qualifizierungsbefristung anzuwenden.

Dass die Hochschulen, obwohl unsere Férderformate jetzt auch schon eine linge-
re Laufzeit haben und in der Regel mindestens dreijdhrig bewilligt werden, den-
noch die zum Teil sehr kurzen Befristungsgriinde wéhlen, liegt einmal daran,
dass sie in ihrem Globalhaushalt die Mittel auf eine etwas prekdre Art bewirt-
schaften miissen. Das heilit, dass Grundmittel und Drittmittel da auch schon mal,
ich will nicht sagen, durcheinander geraten, aber jedenfalls zur Uberbriickung
wechselweise eingesetzt werden. Ich glaube, dass man mit einer Gesetzesinitiati-

ve, die sicherlich auch von allen Beteiligten getragen werden konnte, mit geringen
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Anderungen darauf hinwirken kann, dass man auf die vertragliche Regellaufzeit
von mindestens zwei Jahren hinausgeht. Wir wiirden das in der DFG in unseren

Forderformaten natiirlich auch entsprechend unterstiitzen.

Zu den einzelnen weiteren Vorschldgen mochte ich hier eigentlich gar nichts sa-
gen. Ich glaube, dass die Griinde von allen, die ich bisher gehort habe, schon hin-
langlich benannt worden sind. Ich kann nur versichern, dass wir mit unserem
wissenschaftspolitischen Ansatz, den wir aber nur in der Drittmittelfinanzierung
auch wirklich stabilisieren konnen, nur einen Teil der Hochschulwirklichkeit un-
terstiitzen und das wir in dem Teil aber jedenfalls ein Vorbild schaffen wollen,
ein Modell, das die prekdre Situation der Kurzzeitbefristungen auch abmildert.

Vielen Dank.

Vorsitzende:

Herzlichen Dank. Wir kommen damit in die Berichterstatterrunde. Mit Blick auf
die fortgeschrittene Zeit schlage ich den Kolleginnen und Kollegen vor, auf lange
einfiihrende Statements vor der Einleitung der Frage zu verzichten. Umso mehr
haben wir die Chance, dass wir auch fragen kénnen. Wir haben das Thema unter-
einander ja mehrfach beraten, nur noch nicht 6ffentlich, so dass wir unseren
Sachverstdndigen moglichst die Chance geben, noch weiteres zu dem, was sie ge-
sagt haben, zu ergdnzen. Es beginnt mit dieser Runde fiir die CDU/CSU-Fraktion
der Kollege Schipanski.

Abg. Tankred Schipanski (CDU/CSU):

Vielen Dank Frau Vorsitzende. Dennoch miissen wir natiirlich zu unseren Fragen
hinfiihren. Aber ich werde das selbstverstdndlich in der gebotenen Kiirze machen.
Ich méchte an Frau Dzwonnek anschlieBen, welche gesagt hat, neben dem klassi-
schen Professor muss es ein weiteres Modell geben. Ich bin dankbar, dass Prof.
Hofmann von der TU-Miinchen das auch dargestellt hat. Was es gibt, Associate-
Professor, Assistant-Professor, hier eine Idee, die auch teilweise aufgegriffen wird,

die unsere Fraktion auch vorgeschlagen hat. Der Antrag liegt IThnen allen vor. Das
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ist sehr schon, sehr erfreulich. Prof. Hofmann hat auch dieses Engagement in ver-
schiedenen Programmen des Bundes genannt, wie wir hier auf den wissenschaft-
lichen Nachwuchs ein ganzes Stiick einarbeiten. Herr Dr. Keller von der GEW er-
wihnt richtigerweise die Mindestvertragslaufzeiten. Auch bin ich froh, dass hier
heute von den Sachverstindigen angesprochen wird, dass dieser Code of
Conduct, den es bei Helmholtz, bei der HRK, bei der MPG gibt, diese Leitlinien
zur Ausgestaltung, die eigentlich im Rahmen der Selbstverpflichtung bereits exis-

tieren. Ich denke, das ist ein ganz wichtiges Argument heute.

Dann darf ich iiberleiten zur der Frage an Frau Dzwonnek. Wir haben selbst von
ver.di gehort, was mich heute ganz iiberrascht hat, dass die Anderung des Wis-
senschaftszeitvertragsgesetzes eigentlich gar nicht geeignet ist, um auf diese Per-
sonalstruktur, auf Karrierepfade in irgendeiner Art und Weise einzuwirken und
weiterzuentwickeln. Sie schlagen in Ihrer Stellungnahme vor, Frau Dzwonnek,
dass die eigentliche richtige Adresse hier der Landeshochschulgesetzgeber ist, der
eigentlich das richtige Instrument hat, Planungssicherheit bei Personalstruktur
und Karrierepfaden herzustellen. Sie sprechen hier von einer Dienstherreneigen-
schaft, die schrittweise an Hochschulen und auleruniversitdiren Forschungsein-
richtungen zu iibertragen ist. Das wire mal sehr spannend, wenn Sie das noch

ausfithren konnten.

Ich darf meine zweite Frage an Herrn Prof. Olbertz richten, welcher das auch et-
was grundlegender, auch mit Hinblick auf die Finanzierung der Hochschulen,
angesprochen hat. Herr Prof. Olbertz, habe ich Sie richtig verstanden, dass natiir-
lich eine Grundgesetzdnderung im Sinne des Artikel 91 b, den die Koalitionsfrak-
tionen, auch die Bundesregierung vorgeschlagen haben, wo wir eine massive Blo-
ckadehaltung im Bundesrat haben, mehr Planungssicherheit bringen konnte, dass
das auch ganz konkrete Auswirkungen haben koénnte unter den Stichworten Kar-
rierepfad, Planungssicherheit fiir Hochschulen, aber auch fiir die betroffenen

Nachwuchswissenschaftler selber? Vielen Dank.
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Vorsitzende:

Vielen Dank. Fiir die SPD-Fraktion nun der Kollege Swen Schulz bitte.

Abg. Swen Schulz (Spandau) (SPD):

Herzlichen Dank den Sachverstindigen fiir diese sehr interessanten Statements
und auch die Stellungnahmen, die Sie vorher schriftlich eingereicht haben, sofern
es IThnen mdglich war. Der ,,Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs* for-
dert Politik natiirlich an vielen verschiedenen Stellen auf, zu handeln, um die
aufgezeigten Probleme zu l6sen. Wir verstehen das so, dass es nicht die eine alles
erschlagende Losung gibt. Hier ist auch vieles angesprochen worden, so die Frage
der Grundfinanzierung. Eine Personaloffensive muss her. Die Frage, wie geht es
mit den Pakten weiter? Was fiir Losungen haben wir in der Frage Personalkatego-
rien? Da gibt es eine ganze Menge, aber auch jede Menge Initiativen der SPD-
Bundestagsfraktion. Eine MaBlinahme, eine Blume aus diesem Straul, ist das The-
ma Wissenschaftszeitvertragsgesetz. Jetzt mochte ich Frau Bordasch und Herrn
Neis in der ersten Runde mit dem konfrontieren, was ich von Prof. Olbertz gehort
habe. Dieser hat, wenn ich das richtig verstanden habe, gesagt, mit dem Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz kann man sicherlich einiges machen, das ist ihm auch
gar nicht alles unsympathisch. Aber es 16st das Problem eigentlich nicht; denn
wenn die wissenschaftlichen Einrichtungen genug Geld haben, dann klappt das
alles schon. Dann haben wir auch gar keine Probleme mehr. Das méchte ich spie-
geln, Frau Bordasch, Herr Neis, ist das so richtig aus Ihrer Sicht, dass, wenn denn
die Hochschulen, die auBeruniversitiren Forschungseinrichtungen mit ausrei-
chend Geld ausgestattet werden, dass wir dann kein Problem mehr hétten, was
die Laufzeiten und prekéren Karriereperspektiven von Nachwuchswissenschaft-

lern anbetrifft?

Vorsitzende:

Fiir die FDP-Fraktion Herr Dr. Neumann bitte.

Abg. Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):
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Vielen Dank den Sachverstdndigen fiir ihre ausfiihrlichen Darlegungen. Ich finde
es gut, wenn wir am heutigen Bundesweiten ,, Tag der kleinen Forscher” uns mit
dem Thema Wissenschaftlicher Nachwuchs beschiéftigen. Es ist also auch eine
Frage der Perspektive. Ja, ich war heute Morgen in einer Kindereinrichtung und

da ging es tatsdchlich darum, Wissenschaft ganz friihzeitig zu beginnen.

Jetzt zu meiner Frage. Es sind hier viele Dinge angesprochen und die Situation
beschrieben worden. Wenn man versucht, Politik auf die Ursachen hin zu orien-
tieren, dann hatten Sie in Ihren Ausfiihrung deutlich gemacht, dass es eine ganze
Reihe von Ursachen gibt. Die Frage aber, von vornherein Wissenschaft und wis-
senschaftlichem Nachwuchs Orientierung zu geben, zielt deutlich. Es geht um
solide Planbarkeiten. Auch ist in diesem Zusammenhang der § 91 b bereits ange-
sprochen worden. Notwendig ist, dass man tatsdchlich die Barriere jetzt endlich
l6sen miisste und die Angebote liegen auf dem Tisch. Es gibt an der Stelle eine
Verweigerung; aber ich kann nicht das eine wollen und das andere nicht machen.
Meine konkrete Frage an Herrn Prof. Olbertz und an Herrn Dr. Keller ist, ob es
denn tatsdchlich so ist, dass wir uns nicht darauf beschrédnken sollten, hier nur
auf das Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu schauen, sondern ob wir nicht mogli-
cherweise auch viel stiarker den Fokus darauf legen miissen, die Grundfinanzie-
rung in den Hochschulen iiber die Lander deutlich verstdrken zu miissen. Natiir-
lich miissen wir auch von Bundesseite her iiberlegen, wie wir dieses Problem ge-

meinsam ldsen.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Fiir die Fraktion DIE LINKE. Frau Dr. Sitte bitte.

Abg. Dr. Petra Sitte (DIE LINKE.):

Meine beiden Fragen gehen an Herrn Dr. Keller. Wir ringen hier zum wiederhol-
ten Mal darum, die Koalition zu motivieren, gemeinsam mit uns effektive ver-
bindliche und nachhaltig wirkende poltische Entscheidungen zu treffen. Dass es

sich um eine komplexe Materie handelt, ist allen bewusst. Dass es eine gesetzli-
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che Regelung geben sollte, geht aus der Mehrzahl der Stellungnahmen hervor,
aber auch alle Stellungnahmen sagen, es muss untergesetzlich genauso agiert
werden, durch politische Entscheidungen. Sie haben in ihrem Herrschinger Ko-
dex und dem Templiner Manifest vor allem auf die Leistungstrdger von Wissen-
schaft und Forschung verwiesen, insbesondere auch unter dem Blickwinkel, dass,
wenn wir nichts dndern, Qualitdtsverluste fiir die Wissenschaft eintreten. Das ist
eigentlich auch das Thema, das uns hier beunruhigen muss. Deshalb wiirde ich
gern das aus Ihrer Sicht noch einmal aktuell horen, wie der gegenwiértige Stand
ist und perspektivisch erldutert bekommen, insbesondere mit Blick auf die Seite
12 Threr Stellungnahme. Da sprechen Sie unter der Uberschrift , Ausbau von
Hochschulen und Forschung” von einer Legende der Verstopfung von Karriere-
wegen durch unbefristete Beschéaftigungsverhéltnisse und weisen auf eine Studie

von Silke Giilker hin. Das wiirde ich Sie bitten, noch einmal zu erldutern.

Die zweite Frage: Was konnen wir tun, damit Hochschulen und Wissenschaftsein-
richtungen mehr Dauerstellen schaffen, insbesondere hier wiederum unter dem
Stichwort Vergabepolitik bei der Finanzierung von Wissenschaftseinrichtungen.
Da weisen Sie auf Seite 15 auch daraufhin, dass es notwendig ist, dass sich Politik
um Tariftreue kiimmert und gegen Tarifflucht auftritt, insbesondere mit Bezug auf
das Beispiel Max-Planck-Gesellschaft hinsichtlich der Arbeitsvertrdge von Dokto-
randinnen und Doktoranden mit einem 50 Prozent gesunkenem Grundgehalt.
Mich interessieren noch mal diese Vergabepolitik und die Kriterien, und das Ein-
zelbeispiel, das noch mal deutlich macht, wo die Verantwortung von Politik auch

liegt, wenn sie 6ffentliche Gelder vergibt.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Fiir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Frau Sager bitte.

Abg. Krista Sager (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ich mochte auch unterstreichen, dass es nicht darum geht, dass das Wissen-

schaftszeitvertragsgesetz das einzige Instrument ist, um fiir den Wissenschaftli-
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chen Nachwuchs etwas zu tun. Es geht auch nicht darum, ob dieses Gesetz fiir die
jetzige Lage kausal ist, sondern ob wir es nutzen kénnen, es verbessern kénnen,
um die Lage zu beeinflussen.

Da mochte ich ganz konkret fragen: Erste Frage an Herrn Dr. Jongmanns. Der Ge-
setzgeber hat sich offensichtlich Gedanken dariiber gemacht, was mit jungen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern passieren soll, die zum Beispiel Pflege-
zeiten, Elternzeit haben oder in Personalvertretungen arbeiten. Trotzdem kénnen
wir feststellen, dass offensichtlich das nicht von allen gleichermalien genutzt
werden kann. Dariiber hat sich jetzt offensichtlich auch der Bundesrat Gedanken
gemacht. Kénnen Sie zu dieser Problematik vielleicht uns noch einmal etwas sa-

gen?

Meine zweite Frage geht an Herrn Dr. Keller. Wir haben jetzt von Frau Dr. Wolke
und von Herrn Prof. Olbertz gehort, dass es auch Situationen gibt, wo man im In-
teresse der Betroffenen gern kurze Vertrdge machen mdchte, so bei Krankheits-
und Elternzeitvertretung oder wenn jemand dann doch nicht promovieren will.
Gleichzeitig gibt es das Interesse, liber dieses Gesetz doch auch so etwas wie
Mindeststandards zu regulieren. Wie kann man diese beiden Wiinsche zusammen

bringen, wenn man jetzt dieses Gesetz anfasst?

Vorsitzende:

Vielen Dank. Damit kommen wir zu der Antwortrunde. Ich bitte Herrn Dr. Keller
das Wort als erster zu ergreifen, damit Sie rechtzeitig Ihren weiteren Termin er-
reichen kénnen, und danach setzen wir die Runde fort, so wie wir auch begonnen

haben.

Dr. Andreas Keller (GEW):
Vielen Dank Frau Vorsitzende, es ist sehr nett, dass ich gleich das Wort habe. Ich
bedanke mich bei den Fragestellern fiir die Fragen, die an mich gerichtet wurden,

und gehe einfach der Reihenfolge nach diese durch.
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Zunidchst Herrn Dr. Neumann von der FDP-Fraktion. Sehr geehrte Herr Prof.
Neumann, danke fiir die Frage. In der Tat, das ist ein ganz wichtiger Aspekt, dass
niemand hier von den Sachstindigen, die sich fiir eine Anderung des Gesetzes
stark machen, der Auffassung ist, dass das nun das Gesetz der Schliisse ist, um
die Verhiltnisse zu verdndern. Es wire eine Fetisierung des Gesetzes, die liegt mir
auch personlich fern. In der Tat ist richtig, was Sie, Herr Neumann sagen, dass die
Frage der Finanzierungsstrukturen ganz entscheidend ist. Die Situation ist, dass
Landerhaushalte, die die Hochschulen finanzieren, auf der einen Seite stagnieren,
und auf der anderen Seite flieBen iiber verschiedene Pakte, z. B. den Pakt fiir For-
schung und Innovation, jedes Jahr fiinf Prozent mehr, iiber andere Pakte, etwa die
Exzellenzinitiative, immer mehr Geld iiber Projekte an die Hochschulen. Das
fiihrt dann dazu, dass eine Hochschule auch beim gutem Willen letztlich ein Teil
dieses Risikos an die Beschiftigten weitergeben wird. Denn, wenn man ein Pro-
jekt fiir fiinf Jahre bekommt, kann man nicht alle Leute auf einen Dauervertrag
setzen, das leuchtet auch uns ein. Wenngleich es auch nicht als Ausrede dafiir
herhalten darf, dass man alle Projektbeschiftigten nur auf Zeitvertrdage setzen
muss. Auch hier hat mal in einer dieser Anhérungen der damalige Prdsident der
Deutschen Forschungsgemeinschaft, Herr Kleiner, gesagt, dass eine Universitit
durchaus 40 Prozent der DFG-Drittmittel abnehmen koénnte, um Dauervertrdge zu

finanzieren, wenn sie selbstbewusst und zuversichtlich in die Zukunft schaut.

Das ist in der Tat das Grundproblem, und ich wiinsche mir, dass Bund und Lé&n-
der, auch wenn es um die Zukunft der Exzellenzinitiative geht, dariiber nachden-
ken, ob immer neue Pakte der Weisheit letzter Schluss sind, oder ob wir nicht
eine stabilere Grundfinanzierung der Hochschulen brauchen. Dann muss man
sicher auch iiber die Finanzverfassung in dem Zusammenhang reden, ob die Lin-
der in der Lage sind, diese allein zu schultern oder ob nicht der Bund die Mog-
lichkeit bekommen sollte, die Lander stirker zu unterstiitzen, Hochschulen aus-
zubauen, und zwar nicht nur kurzfristig, sondern in der Flache und auf Dauer.
Das ist, glaube ich, die entscheidende Herausforderung, die hier auch bereits

Thema war.
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Dann die beiden Fragen von Frau Dr. Sitte. Die erste Frage bezog sich noch mal
auf die Auswirkungen der Qualitdt von Forschung und Lehre. Die Zeitvertrdge
haben in dem Zusammenhang, und Sie haben mein Zitat nachgefragt, in welchem
ich die Behauptung aufstelle, es sei eine Legende, dass mehr Dauervertrdge zu
einer Verstopfung von Karrierewegen fithren wiirden. Ich habe in der Stellung-
nahme darauf abgehoben, dass in der Tat kurze Zeitvertrdge dazu fithren, dass die
Qualitdat von Forschung und Lehre gefihrdet wird. Ein Forscher, der alle paar
Monate um die Verldngerung seines Zeitvertrages zittert, der wird nicht innovativ
sein. Der wird keine Risiken eingehen, sondern auf Nummer sicher gehen. Wenn
in einem Horsaal alle sechs Monate die Dozenten ausgetauscht werden, dann
wird das nicht zu Qualitdt von Lehre beitragen. Wenn, was Prof. Olbertz ange-
sprochen hat, wenn wir eine Profession Wissenschaftsmanagement brauchen,
dann brauchen wir hier auch Stabilitdt und Kontinuitdt, und nicht immer mehr

Zeitvertrdge. Das ist der Ausgangspunkt.

Vor dem Hintergrund erwarte ich von einer verantwortungsbewussten Hochschu-
le und Forschungseinrichtung, dass es eine vorausschauende Personalplanung
gibt, aus der sich dann ein verniinftiges Verhiltnis von Dauervertrdgen und Zeit-
vertrdgen ableitet. Die GEW hat nie gesagt, 100 Prozent Dauervertrige. Insbeson-
dere im Promotionsbereich machen sie Sinn und unter bestimmten Vorausset-
zungen auch im Drittmittelbereich. Aber deutlich weniger als 90 Prozent Zeitver-
tridge. Letztlich muss jede Hochschule, jede Forschungseinrichtung sich hier zu
einem Konzept entscheiden und wenn es ein solches Konzept gibt, dann verstop-
fen auch keine Karrierewege, wenn dieses in die Zukunft hinein geplant wird.
Wenn wir dann vor allen Dingen auch einen ausgeglichene Altersverteilung ha-
ben. Das ist das Gespenst des akademischen Rates, was hier manchmal durch die
Debatten geistert. In den 1970er Jahren wurden ganz viele Leute auf Dauerstellen
eingestellt, und die sitzen da jetzt rum. Das Gespenst ist nur deswegen ein Ge-
spenst, weil dazu an bestimmten Zeitpunkten ganz viele Leute einer Altersgruppe

ins System geholt wurden. Dann hat man die Hochschulen nicht weiter ausge-
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baut, obwohl es notwendig gewesen wire, und das hat tatsdchlich zu einer Art
Verstopfungen — wenn ich das Wort aufgreifen darf — gefiihrt, weil man die Hoch-
schulen nicht weiter ausgebaut hat und weil es aufgrund der ungleichen Alters-

verteilung keine Fluktuation gab.

Deswegen brauchen wir beides, eine gute Altersverteilung, durch ein sinnvolles
Personalkonzept erstens und zweitens einen regelméBigen Ausbau der Hochschu-
len. Das war die Studie von Frau Giilker, die nachgewiesen hat, dass, wenn wir
die Hochschulen so ausbauen, wie es notwendig wire, um die Studierenden, die
an die Hochschulen strémen, auszubilden, dass wir dann deutlich mehr Personal
in fiinf, zehn Jahren brauchen. Dass der Studierendenberg kein Berg ist, sondern
ein Hochplateau, dass wir deswegen mehr Personal brauchen. Wenn wir heute
jemandem einen Dauervertrag geben, wird der keinen Karrierewege verstopfen,
sondern in fiinf, zehn, 15 Jahren dafiir sorgen, dass Studierende qualitativ hoch-

wertig ausgebildet werden.

Dann die zweite Frage von Frau Dr. Sitte. Sie haben noch mal nach dem Thema
Tariftreue gefragt, auch am Beispiel der Max-Planck-Gesellschaft. In der Tat habe
ich in meiner schriftlichen Stellungnahme darauf abgehoben. Das kniipft im Prin-
zip auch an die Frage von Herrn Dr. Neumann an, dass man als Bund nicht nur
iiber Gesetze, sondern auch iiber Anreize vieles erreichen kann. Der Bund finan-
ziert die Forschungseinrichtungen. Insbesondere durch den Pakt fiir Forschung
und Innovation hat er sogar zugesichert, jedes Jahr fiinf Prozent mehr zu geben.
Das ist schon ganz erstaunlich. Darum soll der Bund gefillig auch hinschauen,
was mit dem Geld wird. Es gibt viele Bundesldnder, die heute sagen: ,,Wir brau-
chen eine Tariftreue, Tariftreuegesetze, Tariftreuepolitik. Wir geben Auftrdage nur
an Unternehmen die Mindestlohne zahlen, die Tarifvertrdage einhalten.”“ Was pas-
siert beim Bund? Die Max-Planck-Gesellschaft hat iiberhaupt keinen Tarifvertrag
unterzeichnet und die anderen Forschungseinrichtungen tun das in der Regel
auch nicht. Die wenden den Tarifvertrag an. Einzelvertraglich nehmen sie darauf

Bezug, sie haben den Tarifvertrag nicht unterschrieben im TV&D. Das gibt ihnen
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dann die Freiheit, zu sagen, wenn wir Doktoranden einstellen auf einen Vertrag,
dann geben wir denen eine ganze Stelle, aber den halben Lohn, eine Gehaltskiir-
zung um 50 Prozent. Das kann in einer offentlichen Einrichtung nicht passieren,
da sollte der Bund auch genau hinschauen und diese Praxis abschreiben und von
den Forschungseinrichtungen, die mit Steuergelder finanziert werden, erwarten,

dass sie hier faire Beschéftigungsbedingungen bieten.

Die letzte Frage war die von Frau Sager. Sie hatten nach dem Spannungsverhalt-
nis gefragt. Es gibt den Bedarf an Kurzzeitvertrdgen im Einzelfall und auf der an-
deren Seite wollen wir Mindeststandards setzen. Zunéchst einmal ist eines ganz
wichtig: wer einen Dauervertrag hat, das ist kein Leibeigener, der an die Scholle
gebunden ist, der kann jederzeit auch kiindigen. Wir haben erfreulicherweise
auch die Mobilitdt von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die freiwillig
woanders hingehen, ohne dass hier ein Vertrag auslduft. Aber, das ist natiirlich
noch nicht die Antwort auf die Frage; denn, in der Tat, gibt es natiirlich den Be-
darf bei Kurzzeitvertrdagen, etwa bei Vertretungen: Elternzeit, Schwangerschatft,
Mutterschutz. Wir haben selbst auch in unserer Stellungnahmen gesagt, da miis-
sen die Hochschulen, Forschungseinrichtungen dafiir sorgen, dass hier ganz
schnell auch Vertretungen eingestellt werden konnen und diese Vertretungen
konnen dann nicht alle fiinf Jahre lang sein. Im Einzelfall miissen sie ein paar

Monate lang sein.

Unsere Vorschldge, was Mindestvertragslaufzeiten betrifft, beziehen sich auf das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz. Da sagen wir, das sollte gelten, der Qualifizie-
rungszweck ist maligeblich nicht unter einem Jahr. Vertretungen fiir Mutterschutz
und Elternzeit haben in der Regel eine andere Rechtsgrundlage, ndmlich das Teil-
zeit- und Befristungsgesetz und dafiir muss es die Flexibilitdt dann auch geben.
Aber es geht hier um den Grundsatz, dass Menschen, die einen Zeitvertrag haben
und die nur deswegen einen Zeitvertrag haben, weil sie ein befristetes Projekt er-
ledigen, sich qualifizieren, ein Drittmittelforschungsprojekt machen, dass dann

dieser Zweck, dieser Grund, der die Befristung rechtfertigt, dann auch Mafstab
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fiir den Zeitvertrag sein muss. Das ist ein Grundsatz, den man iiber Gesetze, iiber

Vergabepolitik durchsetzen sollte. Vielen Dank.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Nun Frau Bordasch bitte.

Karin Bordasch (Gesamtbetriebsrat der Max-Planck-Gesellschaft):

Herr Schulz, ich bin nicht der Meinung, dass viel Geld immer viel hilft. Den au-
Beruniversitdren Forschungseinrichtungen geht es finanziell nicht so schlecht. Ich
erinnere mich an die Diskussion, als das Wissenschaftszeitvertragsgesetz be-
schlossen wurde. Da hieB} es immer, der grofe Vorteil ist die Rechtssicherheit der
Befristung, besonders im Drittmittelbereich. Da kann ich nur sagen, was hat ein
Wissenschaftler davon, wenn er ein halbes Jahr einen Vertrag hat, aber dafiir
weil, dass er rechtssicher befristet ist. Mindestvertragslaufzeiten sollte man in das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz implementieren. Aber das ist nicht das Allheil-
mittel, sondern dass ist natiirlich auch das Zusammenspiel mit dem Teilzeit- und
Befristungsgesetz. Es wire nach unserer Ansicht dann von Vorteil. Wir sind doch
dagegen, jetzt Befristungsquoten festzulegen. Das bringt es auch nicht, sondern,
wenn man in den Einrichtungen eine verniinftige Personalplanung machen wiir-
de, und dass man sich die Strukturen der einzelnen Einrichtungen ansieht. Dann
kann man auch beriicksichtigen, wie das Verhdltnis von unbefristeten zu befriste-
ten Vertrdgen ist. und wie die Altersstruktur. Das zu bedenken, halte ich fiir viel
wichtiger. Von daher denke ich nicht, dass, brachte man jetzt mehr Geld hinein,
die Folgen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, die wir jetzt sehen, dann geheilt

sind.

Vorsitzende:

Frau Dzwonnek bitte.

Dorothee Dzwonnek (DFG):
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Herr Schipanski, Sie haben mit dem Stichwort Dienstherreneigenschaft einen Be-
reich beriihrt, fiir den ich im Namen der Allianz hier auch vor kurzem noch ge-
kdampft habe, ndmlich das Wissenschaftszeitvertragsgesetz. Das ist auch der grofe
Kontext, den ich damit ansprechen wollte. Es geht in der Tat um die Verantwor-
tungsiibernahme, es geht um Personalplanung. Sie haben das aus meiner Sicht
vollig zu recht gesagt. Es geht um Personalplanung und Personalentwicklungs-
konzepte in Hochschulen, die den gesamten Personalbereich abdecken und inso-
fern auch fiir Verhdltnisse unterhalb der Professur einen klaren Weg statuieren.
Das ist der grobere Kontext, in dem iiber das Wissenschaftszeitvertragsgesetz
deutlich hinaus auch die Hochschulen lernen. Das ist sicherlich keine Sache, die
man sofort kann. Die Hochschulen miissen lernen, mit dem ihnen anvertrauten
Personal auch wirklich verantwortungsvoll umzugehen. Dazu gehért, dass man
die Moglichkeiten, die es aus meiner Sicht jetzt schon gibt, in den zur Verfiigung
stehenden Befristungsmoglichkeiten auch wirklich zu Gunsten des Einzelnen
nutzt und nicht, z. B. aus Angst vor einem nicht beherrschbaren prekdren Haus-

halt, unter dem bleibt, was jetzt schon moglich wire.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Prof. Hofmann bitte.

Prof. Dr. Thomas Hofmann (Technische Universitdat Miinchen):

An mich ging jetzt direkt keine Frage.

Vorsitzende:
Ich hore gerade, Sie sind nicht gefragt. War eine nette Geste, aber, vielleicht in der

ndchsten Runde. Herr Dr. Jongmanns bitte.

Dr. Georg Jongmanns (HIS, Hochschulentwicklung):
Frau Sager, vielen Dank fiir die Frage. Das Problem, welches Sie angesprochen
haben, betrifft nur eine ganz kleine Fallzahl. Das wird im Gesetzentwurfsantrag

der SPD-Fraktion auch ausgefiihrt. Diese Schutzklauseln fiir die geringsten Fall-
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zahlen sind nach meinem Empfinden der komplizierteste Passus des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes. Die Frage ist einerseits eine technische, ndmlich, ob
man diesen komplizierten Passus noch komplizierter machen will, um wirklich
individuelle Féalle nicht mehr aufschreien zu lassen. Das ist der eine Punkt, den
man sich iiberlegen miisste. Wenn man tatsdchlich ganz bestimmte Betreuungs-
zeiten aus der Anrechnung der zuldssigen Hochstbefristungsdauer herausnehmen
mochte, dann miisste man das Thema moglicherweise unabhédngig von problema-
tischen Einzelfdllen der Schutzklauseln diskutieren und nicht in diesem Kontext.
Nach meinem Empfinden, aus der Systematik heraus, wiirde das dann auch nach
Absatz 3 zur Anrechnungsregel gehoren und nicht in eine Verkomplizierung der
Schutzklauseln fiihren. Dann wiirde man ganz dezidiert die Betreuungssituation
noch mal in den Blick nehmen miissen, wollte man dann das politische Ziel ver-
folgen, weitere Schutzvorkehrungen im Arbeitsrecht einziehen. Dann aber sollte

das auch an dieser entsprechenden Stelle systematisch untergebracht werden.

So sehr die individuellen Harten, die entstehen mogen, bedauerlich sind, so sehr
man sich auch wiinscht, dass solche Félle nicht entstehen mogen, ist immer noch
die Frage, ob es gerechtfertigt ist, dafiir gesetzliche Anderungen vorzunehmen,
um solche individuellen Hérten auch zu vermeiden. Die dann auch nur am Ende
der Qualifizierungsphase virulent werden. Wenn man da etwas fiir die Beschéftig-
ten tun mochte, und solche Betreuungszeiten — Kinder-, Pflegebetreuungszeiten —
tatsdchlich noch mehr absichern wollte, miisste man das tatsdchlich in dem An-
rechnungspassus diskutieren. Ansonsten macht man die Geschichte hinterher
komplizierter, als man vielleicht moéchte, und man wiirde auch die anderen
Schutzklauseln, die dieses Ziel, die Betreuungszeiten nicht so sehr verfolgen,
ebenso von der Anrechnung freistellen. Das wire letztlich vielleicht nicht so

funktional in diesem Sinne.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Herr Neis.

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



51

Matthias Neis (ver.di, Bundesverwaltung):

Herr Schulz, Sie hatten gefragt, ob die Finanzierung die Lésung ist. Ganz kurz ge-
fasst: Nun bin ich der letzte, der sich gegen eine bessere Finanzierung von For-
schungs- und Wissenschaftseinrichtungen ausspricht. Das wire seltsam, weshalb
ich es auch lasse. Allerdings, Prof. Olbertz, glaube ich nicht, dass das tatsdchlich
das Befristungsproblem erschlédgt. Zwar glaube ich Thnen sofort, dass Sie an Ihrer
Einrichtung alles tun, um dieses Problem nicht zu grofl werden zu lassen. Aber,
schauen wir uns doch einmal an, was von den Problemen, die heute geschildert
wurden, kausal direkt auf Finanzierung zurtickzufiihren ist, da findet sich einiges.
Ich finde aber auch eine Menge, was nicht auf Finanzierung zuriickzufiihren ist,
so zum Beispiel die Praxis, im wissenschaftsunterstiitzenden Bereich die zwei
Jahre sachgrundloser Befristung flichendeckend anzuwenden; bei Haushaltsstel-

len, finanzierten Stellen, das ist durch Finanzierung nicht erklért.

Ebenso wenig ist erklédrlich, dass man ebenfalls Haushaltsqualifizierungsstellen
im Wissenschaftsbereich in Jahresvertrage kleinschlégt. Dafiir besteht keine finan-
zielle Notwendigkeit. Der Haushalt ist so unsicher, dass er nicht ldnger als ein
Jahr Planungssicherheit gibt. Das gibt es, aber nicht in der Fldache. Auch die Fi-
nanzierungsvereinbarungen, die Sie schliefen, sind mehrjdhrig. Das erklédrt das
Verfahren also nicht. Auch im Drittmittelbereich, wenn Finanzierungszusagen fiir
Gesamtprojektzeitrahmen da sind, gibt es keine finanzielle Begriindung dafiir,

sich so zu verhalten, dass man Vertrdage ausstellt, die weniger Laufzeit umfassen.

Was gibt es zum Beispiel nicht? Es gibt auch keine umfassenden Personalentwick-
lungskonzepte. Die kann man auf der Grundlage der Finanzierung machen, die
man momentan hat. Das alles spricht dafiir, dass leider der Finanzhebel ein not-
wendiges, aber leider kein hinreichendes Instrument zur Losung der Befristungs-

probleme ist.

Wenn Sie mir noch als Abschlussbemerkung gestatten, denn in dem Zusammen-

hang habe ich mich wohl missverstdndlich ausgedriickt: Ich glaube in der Tat,
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dass das Wissenschaftszeitvertragsgesetz nicht die alleinige Losung darstellt. Ich
bin aber ganz sicher, dass, wenn wir es so belassen, wie es jetzt ist, es keine Lo-
sung geben wird. Insofern ist eine Reform dessen sogar dringend notwendig, aus

den genannten Griinden, und dass es nicht die Finanzierung allein ist.

Vorsitzende:

Prof. Olbertz bitte.

Prof. Dr. Jan-Hendrick Olbertz (Humboldt-Universitit):

Lieber Herr Schipanski, ich fiithle mich vollkommen richtig verstanden, wenn Sie
auf die Grundgesetzdanderung § 91 b eingehen. Natiirlich schafft die nicht von sel-
ber die Losung, aber die Spielrdume, die daran gekniipft wéren, wenn man diese
dann nutzte, giben tatsichlich die Moglichkeit, hier sehr grundsitzliche Ande-
rungen herbeizufiihren. Am Ende geht es um Planungssicherheit. Ich sage ganz
offen, es geht auch um eine Beteiligung des Bundes an der Grundfinanzierung.
Das wird nicht anders moglich sein, denn Sie kénnen jetzt schon beobachten, wie
immer mehr Landesuniversitdten die weille Fahne heraushédngen, und zwar nicht,
weil sie in einer Situation sind, in der politische Prioritdtensetzungen der Landes-
regierungen ihnen keinen Spielraum geben. Sondern durch das Neuverschul-
dungsverbot und die Schuldenbremse ab 2018 sind Situationen in den Léndern
entstanden, in denen die Universitdten einfach nicht mehr strategisch ausfinan-

ziert werden konnen.

Natiirlich ist es ganz klar, wenn der Bund sich eingedenk des Umstandes, dass
Hochschule, Wissenschaft und Bildung eigentlich nationale Aufgaben sind, daran
finanziell beteiligt, dann muss er auch ein paar Spielregeln formulieren. Das halte
ich auch fiir vollig legitim und in Ordnung. Ich sage Ihnen, mit Geld bekommen
Sie die Lander. Dann auch tatsdchlich zu sagen, wie wird denn zum Beispiel die-
se Personalkategorie, von der wir reden, die des neuen akademischen Mittelbaus,
kiinftig gesetzlich geregelt und auch abgesichert. Dieses neue Karriereprofil jen-

seits der Professur an den Universitdten héitte zwei Pfade. Einmal den Qualifizie-
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rungspfad, iiber den wir hier die ganze Zeit reden und auf der anderen Seite den
Pfad funktionaler Daueraufgaben. Ich meine, beide Pfade miissen durchlissig
sein, weil nicht jeder, der erfolgreich promoviert, wirklich in eine Professur ein-
miinden kann und soll und moglicherweise sogar will. Man kann auch aus guten
Griinden davon abraten. Diese Durchléssigkeit halte ich fiir sehr wichtig. Ich mei-
ne aber, dass jemand, der in einem modernen Wissenschaftsmanagement arbeitet,
selbst auch Forschungserfahrungen erworben haben muss, um einfach zu verste-
hen, was wissenschaftsaddquates Denken und Handeln ist. Aber Sie brauchen
dafiir natiirlich irgendeine Grundlage. Ich meine, die muss ldnderiibergreifend
sein. Das ist nicht die Renaissance eines Berufsbildes aus den 1970er Jahren, son-
dern wir bekdmen einen ganz neuen Professionstyp, eine ganz andere moderne
Fassung, mit Standards von Sicherheit und Qualifikation, und im Ubrigen auch
Fairness. Das konnen Sie in meinen Augen nur noch ldndertibergreifend verniinf-

tig regeln.

Ich sage das einfach; denn ich bin kein Landesbeamter mehr, sondern freiwalten-
der Universitdatsbeamter, der das immer wieder mal fordern kann. Ich mache mir
nur grofle Sorgen; denn die Zeit lduft uns davon. Ich nehme ein solch hartes Wort
wie Blockade jetzt nicht in den Mund, sondern schaue einfach nur, welche Dy-
namik sich jenseits unserer gegenwirtigen Nichthandlungsfihigkeit abspielt. Da
lduft eine Krise auf uns zu, die ich Sie bitte, wirklich eindringlich ernst zu neh-
men. Wir miissen viel schneller sein, alles braucht auch seinen Vorlauf. Denn
manches haben wir bis 2017/2018, wenn die Exzellenzinitiative auslduft, schon
zu Teilen verpasst. Ich mochte eigentlich nicht, dass wir aus einer Krise heraus
agieren, um die schlimmsten Auswirkungen irgendwie wieder einzufangen, son-
dern ich mochte, dass man vorausschauend politisch agiert und dieses Problem
wirklich ernsthaft auf die Tagesordnung stellt. Sonst droht uns in den néichsten
Jahren eine richtig handfeste Krise der Hochschulfinanzierung, der Wissenschaft
und der Forschung. Das wird iibrigens auch international einige Auswirkungen
haben, ganz zu schweigen vom innerdeutschen Wettbewerb. Auch dort wird mit

diesen Pramissen inzwischen hochst unterschiedlich gehandelt. Teuer ist es au-
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Berdem, weil Sie jedes Landesgesetz natiirlich durch sdmtliche Kontroll- und

Verwaltungsmechanismen absichern miissen.

Wenn man das ganze Geld zusammennehmen wiirde, was wir in diesem archai-
schen Foderalismus ausgeben, konnten wir ldssig, die Probleme der Hochschulfi-

nanzierung l6sen. Den Satz nehme ich notfalls zuriick.

Vorsitzende:

Wir haben sieben Fragemeldungen fiir die zweite Runde und vierzig Minuten
Zeit. Ich bitte dieses bei den Fragen mit zu beriicksichtigen, damit die Sachver-
stindigen auch die Chance haben, noch die Fragen zu beantworten. Damit zu-

nichst Herr Dr. Feist.

Abg. Dr. Thomas Feist (CDU/CSU):

Vielen Dank Frau Vorsitzende. Meine Frage geht an Sie, Herr Hofmann. Wir ha-
ben in unserem hervorragenden Antrag , Exzellente Perspektiven fiir den Wissen-
schaftlichen Nachwuchs“ auch davon geschrieben, dass wir angelehnt an die
Associate-Professuren auch solche Modelle in Deutschland erproben wollen. Die
TU-Miinchen macht das. Meine Fragen an Sie, welche Widerstdnde haben Sie im
universitdren Bereich gehabt? Zweitens, warum gibt es das nur an der TU-
Miinchen und nicht woanders? Koénnen Sie vielleicht fiir Ihr Projekt noch mal so

werben, dass andere Universitdten sich daran beteiligen?

Vorsitzende:

Herr Dr. Rossmann.

Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Die eine Frage geht an Frau Dzwonnek. Sie formulieren von Seiten der DFG, dass
gleichwohl tiiberlegt werden konnte, bei befristet beschéftigtem wissenschaftli-
chen Personal eine vertragliche Laufzeit von mindestens zwei Jahren vorzusehen.

Ich wollte es gerne klarer haben. Ist die DFG dafiir, dass das im Wissenschafts-
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zeitvertragsgesetz gedndert wird oder ist sie nicht dafiir? Denn eine so bedeutende

Organisation wie die DFG muss sich nicht in Diplomatie an der Stelle duflern.

Das zweite: Ich wollte den Kollegen von ver.di gern fragen, was die Prédzisierung
der Unterstiitzung fiir Familien angeht, ob das wirklich so weit gehen muss, dass
allein das Kriterium einer Hausgemeinschaft mit einem Kind ausreicht, oder ob
man dort nicht klarere Rechtsverhéltnisse braucht, weil es sonst tatsdchlich sehr
schwierig nachher zu operationalisieren ist, und das auch in dem, was Dr.
Jongmanns vorhin gesagt hatte. Nochmal konkret: Thre Vorstellungen von Fami-

lienkomponente und Familienférderung, so dass es auch handhabbar ist.

Vorsitzende:

Herr Schulz bitte.

Abg. Swen Schulz (Spandau) (SPD):

Herr Prof. Olbertz, ich finde die Blockade von drei Landern auch ganz schreck-
lich, was die Verfassungsdiskussion anbetrifft. Ich weill auch, dass Sie gern mit
uns gemeinsam weitere Schritte gehen wollen, um das Kooperationsverbot fiir
den gesamten Bildungsbereich aufzuheben. Aber, Herr Prof. Olbertz, auch das als
Hinweis: Mit dem von der Bundesregierung vorgeschlagenen § 91 b bekommen
wir das von Ihnen geforderte Hochschulrahmenrecht nicht. Da miissen wir deut-

lich mehr machen.

Ich mochte aber Prof. Olbertz und Frau Dzwonnek noch einmal konkreter fragen.
Der Wissenschaftsbereich ist ja bereits mit dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz
arbeitsrechtlich gegeniiber den anderen Bereichen privilegiert. Das muss man sich
immer noch einmal in Erinnerung rufen. Denn wir sagen, die Wissenschaft, das
ist ein besonderer Bereich, in welchem es eine besondere Dynamik gibt, der auch
das Arbeitsrecht Rechnung tragen muss. Aber natiirlich miissen dann diejenigen,
die Arbeitsvertrdge machen, mit diesem Privileg auch verantwortlich umgehen.

Deswegen meine Frage an Sie beide, inwieweit die von uns vorgeschlagenen An-
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derungen des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes aus Ihrer Sicht zu stark in diesen

dynamischen Prozess der Wissenschaft eingreifen.

Vorsitzende:

Als nédchstes Herr Rospel bitte.

Abg. René Rospel (SPD):
Eine Frage jeweils an Frau Dr. Wolke und Frau Dzwonnek, ndmlich welche Ge-
fahren, Schwierigkeiten oder Vorteile Sie mit einer Abschaffung der Tarifsperre

verbinden wiirden?

Vorsitzende:

Herr Dr. Neumann.

Abg. Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP):

Ich will das noch einmal aufgreifen. Kollege Schulz hat von der Dynamik dieses
Wissenschaftsprozesses insgesamt gesprochen, was ich ganz genauso sehe. Meine
Frage geht an Frau Bordasch. Sie hatten ganz konkret das Thema Mindestlaufzei-
ten angesprochen. Mindestlaufzeiten bedeutet ja, genau wie formuliert, diese 24
Monate. Ist das nicht eine Behinderung der notwendigen Flexibilisierung? Wenn
beispielsweise fiir eine Verldngerung nicht 24 Monate notwendig sind, sondern
beispielsweise nur sechs Monate, nimmt man dann nicht anderen wissenschaftli-
chen Mitarbeitern etc. eine Moglichkeit, in diesen Prozess einzusteigen? Ist es am

Ende vielleicht gut gemeint, aber {iber das Ziel hinausgeschossen?

Vorsitzende:

Frau Dr. Sitte bitte.

Abg. Dr. Petra Sitte (DIE LINKE.):

Meine Frage richtet sich an Herrn Prof. Olbertz und Herrn Neis.
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Prof. Olbertz, das haben Sie jetzt geradezu herausgefordert. Mir geht es jetzt um
das, was Sie zu den Erfordernissen des Ausbaus des kiinftigen Mittelbaus und der
Dualitdt von Qualifizierungspfaden und funktionalen Daueraufgaben beschrieben
haben. Das bedeutet auch, in der Breite agieren zu miissen und es bedeutet aus
unserer Sicht, nachzufragen, was wir als Bund tun kénnen, um dort auch in der
Breite Abhilfe zu schaffen. So hatten wir uns als DIE LINKE. vorgestellt, hier in
Anlehnung an das Professorinnen-Programm mit einem entsprechenden Forder-
programm zu agieren. Das sollte den Lindern eine Anschubfinanzierung geben
und im Endeffekt dafiir sorgen bzw. an den Hochschulen werben soll, dass dort
mehr Dauerstellen eingerichtet werden, die auch den wissenschaftsimmanenten
Anforderungen entsprechen. Wire das ein Ansatz? Wie konnte man konkret in
praktischer Politik aus der Sicht des Bundestages vorgehen, um dort Impulse zu

geben?

Vorsitzende:

Frau Sager bitte.

Abg. Krista Sager (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Meine Fragen gehen beide an Frau Dzwonnek. Die DFG bietet den Universitidten
Moglichkeiten, mit Drittmitteln der DFG haushaltsfinanzierte Stellen zwischenzu-
finanzieren, was wiederum universitdre Haushaltsmittel freisetzen wiirde. Wie
konnte man denn die Moglichkeit der Universitdten, in Richtung Personalmana-
gement und Personalentwicklung noch verantwortungsvoller und professioneller

zu agieren, weiter fordern und anreizen? Das ist die erste Frage.
Die zweite Frage ist, Sie votieren ausdriicklich dafiir, die Diensteigenschaft zu-
nehmend auf die Hochschulleitung zu iibertragen. Ist das dann eigentlich nicht

zwingend und konsequent, dass dann auch die Tarifsperre entfallt?

Vorsitzende:
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Damit haben wir diese Fragerunde beendet. Es beginnt nun wieder Frau

Bordasch.

Karin Bordasch (Gesamtbetriebsrat der Max-Planck-Gesellschaft):

Herr Dr. Neumann, sicherlich gibt es in der Forschung Bereiche oder Arbeiten, wo
absehbar ist, Sie brauchen nur ein halbes Jahr. Aber in der Regel sind die wissen-
schaftlichen Abteilungen so ausgerichtet, dass sie Projekte haben oder dass sie
wissen, hier sind die und die Dinge zu erarbeiten, und dann ist es schon ratsam,
Vertrdge fiir zumindest zwei Jahre zu geben. Stellen Sie sich mal vor, ein Wissen-
schaftler oder Promovend bekommt ein Jahr, nach einem halben Jahr fingt der
schon an unruhig zu werden, ob es weitergeht oder nicht. Manchmal werden die
Entscheidungen auch erst relativ kurzfristig getroffen. Drei Monate vorher muss
der Promovend dann zum Arbeitsamt und sich fiir den Fall melden, er bekommt
keine Verldngerung. Ich denke, man tut den jungen Nachwuchswissenschaftlern
keinen Gefallen, wenn man die Vertrdge zu kurz macht, sondern dass man einfach
sagt, zwei Jahre. Dann macht man ein halbes Jahr vorher ein Gesprdach, wenn eine
verniinftige Personalplanung da ist und dann kann man sagen, es geht weiter. Wir

plddieren schon sehr fiir diese Mindestvertragslaufzeit.

Vorsitzende:

Nun Frau Dzwonnek bitte.

Dorothee Dzwonnek (DFG):

Auf Thre Frage, Herr Dr. Rossmann, kann ich antworten, dass wir das auch tun,
zumindest der Vorstand der DFG. Sie wissen, dass der Hauptausschuss dazu jetzt
keinen Beschluss gefasst hat und das da natiirlich Bund, Lander und die Wissen-
schaftler auch zu einer Verdnderung des Forderportfolios in diese Richtung hin
votieren miissen. Aber der Vorstand, ganz klar, votiert in dem Sinne auch fiir eine
solche zweijdhrige Laufzeit. Weil wir, und da komme ich zu der Frage von Herrn
Schulz, glauben, dass das einem verantwortlichen Umgang mit Thema und Ziel

von Wissenschaft entspricht, und nicht nur mit der, die Wissenschaft ausiibende
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Person. Dass es auch Fille geben kann, in dem man am Anfang feststellt, wir ha-
ben nicht den richtigen fiir ein Projekt eingestellt, das konnen wir nicht als Regel
akzeptieren, sondern das sollte die Ausnahme bleiben. Ich bin im Ubrigen nicht

promoviert. Das ist immer Amtsanmalfung und TitelanmalBung.

Frau Sager, ja, das wiirde die Abschaffung der Tarifsperre auch bedeuten. Da war
auch noch einen andere Frage in diese Richtung. Zur ersten Frage, die Sie gestellt
haben, Frau Sager: Drittmittel entlasten den Grundhaushalt. Wie kann man da
einen verantwortungsvollen Umgang erzielen? Das geht wieder in die Frage, wie
lerne ich mit einem Globalhaushalt umzugehen? Wie lerne ich meine Haushalts-
risiken einzuschéatzen? Wie lerne ich an der Hochschule, auch wirklich Personal-
planung und Personalentwicklung zu betreiben? Das wird in der Tat noch nicht
an allen Standorten so wirklich gelebt. Da gibt es sicher einige, die sich gerade in
diesem Bereich, den Herr Prof. Olbertz anspricht, ndmlich im Personalmanage-
ment, schon hervortun und einer sitzt in Gestalt von Herrn Prof. Hofmann hier.
Die Hochschulen sind dann insgesamt erfolgreicher, die sich in dem Sinne auch
wirklich um Managementfragen kiimmern und entsprechend im Haushaltssektor
auch eine bessere Bewirtschaftung und damit auch eine Liickenabdeckung mog-

lich machen. Das ist auch Kunst, eine Finanzkunst.

Vorsitzende:

Nun Herr Prof. Hofmann bitte.

Prof. Dr. Thomas Hofmann (Technische Universitdat Miinchen):

Herr Dr. Feist, Sie haben zwei Fragen gestellt. Zuerst gab es Widerstédnde. Die Fra-
ge habe ich schon o6fter gehort, wie wir das Tenure Track eingefiihrt haben. Ich
glaube, die Frage ist, wie man das macht. Es gibt die Mdglichkeit, Top-down sich
in der Hochschulleitung eine Strategie zu iiberlegen, wie man vorgehen will. Das
ist sicherlich hier nicht angesagt, sondern, wie wir das hier gemacht haben. Des-
wegen kann ich heute sagen, es gab eigentlich keine ernsthaften Widerstdnde. Wir

haben eine Kommission aufgestellt, in die wir die Kolleginnen und Kollegen mit
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der hochsten Reputation der verschiedensten Fakultidten zusammengeholt haben.
Und diese Kommission hat gemeinsam mit mir dieses System so erarbeitet. So
haben wir immer die Fakultdten mit hineingenommen und das ist wichtig; denn
sie miissen fakultdtsspezifische Kulturunterschiede auch irgendwo abbilden.
Wenn sie das nicht tun und sagen, ich habe hier ein System — ,,one size fits all* —
fiir Ingenieurwissenschaften, fiir was auch immer, wird es schwierig. Das ist wirk-
lich ratsam, so vorzugehen. Zum Beispiel habe ich gedacht, die Medizin ist viel-
leicht der schwierigste Kandidat. Aber selbst die Medizin hat das Tenure-Track-
System einfiihrt, und wir machen jetzt die ersten zwei Berufungen in der Medi-
zin. Denn die Mediziner sehen sich natiirlich auch im internationalen Vergleich.
Wenn Sie Deutschland mit den USA vergleichen: In Deutschland ist der Medizi-
ner im Prinzip der Kliniker. Jeder, der nicht in der Klinik tétig ist, ist eigentlich
im universitdren Umfeld kein richtiger Mediziner. So wird das heute gesehen. Das
ist in anderen Landern ganz anders. Da gibt es auch den , medical scientist”, den
Naturwissenschaftler im medizinischen Umfeld, der Spitzenforschung macht, der
im Schulterschluss aber mit den Klinikern zusammenarbeitet. Das sind neue Mog-
lichkeiten, die uns das Tenure Track-System ertffnet, indem wir neben dem kli-
nischen Track — mit Durchléssigkeit natiirlich — einen ,medical scientist track”
aufmachen und medizinische Grundlagenforschung in Deutschland aufbauen

konnen. Das ist nicht nur bei uns moglich. Das ist iiberall moglich.

Wir sind bei der Entwicklung, und damit komme ich auf die zweite Frage, ob man
dieses Modell iibertragen konnte, so vorgegangen, dass man sagt, das ist eigentlich
ein modellhaftes System, das man prinzipiell an jeder deutschen Hochschule um-

setzen konnte. Es ist keine TU-spezifische Struktur.

Ich mochte nur einen Punkt noch einmal klar machen, und das war der zweite
Fall, die Ingenieurwissenschaften. Es interessiert auch andere technische Univer-
sitdten, die Ingenieurwissenschaftler ausbilden; denn auch hier ist ,typisch
deutsch” — was gut ist, und das German-Engineering pragt —, erfahrene Kandida-

ten, praxiserfahrene Personen zum Teil aus der Industrie zu berufen. Wenn Sie
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das immer langfristig tun, dann haben Sie irgendwann das Problem, dass Ihnen
die Grundlagenforschung in den Ingenieurwissenschaften wegbricht. Auch da,
und aus diesem Grund waren auch unsere Ingenieure davon sehr leicht zu iiber-
zeugen, brauchen Sie, wie in der Medizin auch, auf der anderen Seite die Erfah-
renen, die die Praxis aus den Unternehmen bringen. Auf der anderen Seite brau-
chen Sie junge Leute, die vielleicht stidrker mit theoretischen Ansétzen grundla-
genorientiert kommen. Gemeinsam koénnen beide Seiten in der Fakultit viel be-
wirken. Von dieser Seite lassen sich mit solchen Argumenten fiir viele Fakultdten
die Vorteile aufzeigen und von der Seite kénnen wir heute sagen, es ist die gesam-

te Universitat. Alle 13 Fakultiaten stehen dahinter.

Vorsitzende:

Vielen Dank. Und nun Herr Neis bitte.

Matthias Neis (ver.di, Bundesverwaltung):

Herr Dr. Rossmann, Sie hatten nach unserer Vorstellung fiir die familienpolitische
Komponente gefragt, nach dem Begriindungszusammenhang fiir Betreuung. Unse-
re Kritik entziindet sich momentan an dem Durcheinander, den wir in dem Be-
reich haben. Herr Dr. Jongmanns hat das in seiner Studie auch beschrieben: Was
ist Betreuung? Was gilt denn als Verldngerungsgrund fiir diese zwei Jahre Aus-
dehnung der sachgrundlosen Befristung? Da wird tatsdchlich einmal Hausge-
meinschaft mit Kind akzeptiert, einmal ist es ein Sorgerechtsverhiltnis, welches
gefordert wird, teils sogar leibliche Elternschaft. Das muss also zu einer Seite auf-
gelost werden, das ist unser grundsétzlicher Standpunkt. Dann stellt sich die Fra-
ge, zu welcher Seite? Wir sind der Meinung, dort wo Kinder wohnen, findet Be-
treuung statt. Das wiirde dann dafiir sprechen, es tatsdachlich zu dieser Seite auf-
zulosen, wo eine Hausgemeinschaft existiert. Da glauben wir auch, dass jemand
in Betreuungsarbeit involviert ist, und in dem Zusammenhang kann er dann auch
die Verldngerungsoption in Anspruch nehmen. Das setzt ein gewisses Vertrauen
darin voraus, dass das nicht missbrauchlich benutzt wird. Ich will das nicht aus-

schlieBen, aber die Konstruktion, die notwendig wire, um so etwas missbrauch-
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lich tatsdchlich zu benutzen, das wiirde schon fast ein planerisches Vorgehen ver-
langen. Daran glaube ich nicht. Insofern glaube ich, die einfachste, die praktika-

belste Losung wire in der Tat die von uns vorgeschlagene.

Frau Dr. Sitte, Sie haben mich auch beziiglich der Moglichkeiten des Bundes an-
gesprochen. In der Tat, so lange wir die verfassungsrechtliche Situation so haben,
wie sie ist, sind Sie weitgehend auf programmprojektférderungsméafige Mafinah-
men verwiesen. Ich finde, die von Ihnen vorgeschlagene, hat viele Vorteile, zum
Beispiel, dass Sie eine zeitliche Streckung vorsehen. Was verhindern wiirde, dass
wir einen Block haben und danach nichts mehr. Das ist mir alles sehr sympa-
thisch. Grundsétzlich sehen wir an projektbezogener Forderung immer wieder,
dass das Problem im Anschluss entsteht. Wir hatten es zum Beispiel zuletzt bei
der Juniorprofessur, wo wir am Anfang sehr starken Aufwuchs hatten, solange der
Bund unterstiitzend da war, und danach nur eine sehr langsame Fortsetzung die-

ses Trends. Das muss man immer bedenken, wenn man so projektférmig vorgeht.

Das andere ist, Herr Prof. Olbertz, dass Sie von iiberbordendem Wettbewerb ge-
sprochen  hatten. Wenn Sie dieses Programm wieder in eine
Wettbewerbsformigkeit bringen, — ich sage es fiir die Allgemeinheit —, dann ent-
steht vielleicht genau das, was Sie mit ,,weillen Fahnen“ beschrieben haben. Dort,
wo die ,,weilen Fahnen“ jetzt schon heraushdngen, kommt davon weniger an als
dort, wo jetzt schon bessere Bedingungen vorherrschen. Das kann fiir ein solches
Programm, das hier die Not bei der Personalausstattung beseitigen soll, natiirlich
nur kontraproduktiv sein. Das wiren mindestens zwei Dinge, die zu bedenken

waren.

Vorsitzende:

Prof. Olbertz bitte.

Prof. Dr. Jan-Hendrick Olbertz (Humboldt-Universitat):
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Ich mo6chte zunédchst auf die Frage von Herrn Schulz eingehen. Ich glaube schon,
dass, wenn wir einigermalen frei iiber unsere Ressourcen disponieren konnen, es
dann keinen Grund gibt, den Universitdten nicht zu vertrauen, dass sie in der La-
ge und bereit wiren, sozialvertrdgliche und faire und verniinftige Vertrdge zu
schlieBen. Ich glaube, da sind wir in einer Verantwortungsallianz. Da unterschei-
det sich dezentrale von zentraler Verantwortung nicht; denn wir wiirden ja ele-
mentare Interessen der Universitdt verletzen, wenn wir nicht die jeweils bestmog-
lichen Spielrdume fiir den Nachwuchs versuchen wiirden, herauszufinden und zu
verwirklichen. Das tun wir wirklich. Ubrigens, in einer Weise erfindungsreich,
die Sie sich manchmal gar nicht ausmalen kénnen, mit allen moglichen Konstruk-
tionen, gerade, wenn Familien im Spiel sind. Da sind wir wirklich in einer Ve-
rantwortungsgemeinschaft und deswegen sage ich, wenn wir das Problem ernst-
haft angehen wollen, dann wird es wahrscheinlich nicht iiber diese Gesetzesédnde-

rung gehen.

Auf der anderen Seite attackiere ich aber gar nicht. Dass Sie das nicht falsch ver-
stehen, es sind viele der Dinge drin, die kann ich nachvollziehen. Es sind nur fiir
mich ReparaturmaBnahmen an einem Auslaufprojekt. Wenn ich zum Kalauern
aufgelegt wire, ist es wie der Trabant in der DDR, der ist immer weiter optimiert
worden, aber zum Schluss untergegangen, weil die Konstruktion in Génze nie in
Frage gestellt worden ist. Deswegen sage ich, es sind verniinftige Impulse da drin
und das kann man auch erst einmal so machen; aber man muss sich klar dariiber
sein, dass man weit entfernt von einer wirklich nachhaltigen und dauerhaften
Losung damit ist. Jetzt muss man abwégen. Das miissen Sie aber tun und tun es
auch, und das ist nattirlich Politik, das ist mir schon klar. Da bitte ich Sie, mich

auch nicht falsch zu verstehen.

Das Gesetz schrankt Flexibilitdt tatsdachlich ein, wenn auch mit plausiblem und
legitimem Grund. Die Frage ist, wie geht man mit so einem Satz um; denn es kann
dazu fiihren, dass durch die notwendige Absicherung, die angesichts begrenzten

Geldes am Ende in der Universitdt ja doch gemacht werden muss, méglicherweise
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das Risiko umschifft wird, und zwar durch Nichteinstellung. Dann haben wir uns
einen Barendienst erwiesen. Das ist einfach meine Sorge, die attackiert auch nicht
Ihren Vorschlag, aber die zeigt Wirkungen und, wie heiBit es bei der Apotheke
immer ,Risiken und Nebenwirkungen®, die man jedenfalls mit einkalkulieren

muss.

Was kann der Bund, fragt Frau Dr. Sitte, denn nun eigentlich tun. Ich glaube, man
sollte in Ruhe dariiber reden, tatsdchlich zu einer Neuordnung, und zwar zu einer
systematischen Neuordnung der Bund-/Lénderfinanzierung des Hochschulbe-
reichs und des Wissenschaftssystems zu kommen, und weg von den punktuellen
und tempordren Impulsen, iiber die wir uns jeweils immer sehr freuen. Aber die
sind allein durch die Befristung ihrer Wirksamkeit durch alle moglichen Effekte
nicht dauerhaft und nachhaltig. Ich weill auch nicht genau, wie man es machen
kann. Ich glaube, dass man auch eine Gemeinschaftsverantwortung der Liander
neu definieren muss, vielleicht sogar grundgesetzlich. Denn, das dem freien Spiel
der Krifte zu iiberlassen, funktioniert schon deshalb nicht, weil die Rahmenbe-
dingungen der Lander, welche haushaltsmédfiig so unterschiedlich geworden sind,
das nicht ermdglichen. Alle gehen irgendwelche Wege der Kostenoptimierung,
ohne wirklich strategische und zukunftsfidhige Konzepte zu verfolgen. Und die
bekommen sie mit dem Faktor 16 fiir Deutschland als Wissenschaftsstandort viel-

leicht so recht nicht mehr hin. Daher riihrt die Leidenschaft meines Appells.

Aber gleichwohl sind solche kleinen Initiativen immer erst einmal hilfreich. Ich
werde den Teufel tun, die abzulehnen oder zu verddchtigen. Aber meine Sorge
geht einfach weiter. Diesen Zusammenhang, auch zu dieser vergleichsweise klei-
nen Gesetzesnovelle, auftun, muss ich einfach, sonst konnte ich meinen Job hier

nicht machen.

Vorsitzende:
Sie glaube gar nicht, wie viele Kollegen genickt haben, bei dem, was Sie gesagt

haben. Damit hat nun Frau Dr. Wolke das Wort.
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Dr. Heike Wolke (Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e. V.):

Vielen Dank fiir die Frage Herr Rospel. Was ich sagen mdchte, ist, dass es wichtig
ist, dass wir verniinftige Befristungsregelungen haben, und zwar im Sinne unserer
Wissenschaftler, auch im Sinn unserer Nachwuchswissenschaftler. Der Punkt ist
der, dass ich es schwierig finde, quasi Mindestbefristungen gesetzlich einzurich-

ten, wenn das dann nicht eigentlich im Interesse der Sache ist.

Ich hatte schon versucht, zu erkldren, dass viele Doktoranden zum Beispiel aus
unterschiedlichen Griinden ihre Promotion nicht wihrend der regulédren drei Jah-
re abschlieBen konnen. Dann muss es doch einfach mdglich sein, auch noch kurze
Befristungen hinten anzuhdngen. Wenn jemand lidngere Zeit krank ist oder wegen
Betreuungszeiten oder was immer, dann muss man einfach die Freiheit im Inte-

resse der Leute haben, das zu machen.

Der andere Punkt ist folgender, und das mag sicher eine Helmholtz-Sache sein,
weil wir eine planbare Finanzierung haben: Ich sehe eigentlich gar nicht ein, wa-
rum eine auBeruniversitdre Forschungseinrichtung jemanden kiirzer befristet als
das, das aus einem Drittmittelprojekt lduft, oder einem Doktorand weniger als drei
Jahre zu geben. Ich sage mal, am Alfred-Wegener-Institut ist es so, wenn ein Dok-
torand iiber ein Drittmittelprojekt nur fiir zwei Jahre eingeworben wird, bekommt
er automatisch dann ein Jahr Verldngerung iiber eine Grundfinanzierung. Das ist
dann auch wieder ein einzelner Vertrag. Es ist dann wieder ein Jahresvertrag, aber
diese Moglichkeit muss es doch nach wie vor geben. Oder auch bei Stipendiaten,
dass man denen dann noch vielleicht einen halben Wissenschaftlervertrag hinten
dranhéngt, was auch spéter besser absichert. Mir ist es eigentlich nur wichtig,
dass wir diese Moglichkeiten haben. Wir wollen kurzfristig reagieren kénnen und
finanziell unheimlich flexibel sei; aber wir tun dies einfach im Interesse der For-
derung unserer Wissenschaftler. Diese Moglichkeiten muss es geben und wenn es
die nicht gibt, wird es einfach zum Nachteil derer sein. Da bin ich mir ganz si-

cher.
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Vorsitzende:

Jetzt hatte der Kollege Rospel angemerkt, dass eine Frage nicht beantwortet sei.

Abg. René Rospel (SPD):
Néamlich nach der Tarifsperre und deren Aufhebung. Die Frage ging an Frau

Dzwonnek.

Vorsitzende:
So kommt es dann zum Ende der Legislaturperiode noch zu neuen Hor- und Auf-

nahmegewohnheiten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
sind damit am Ende unserer heutigen Anhoérung angekommen. Ich darf mich im
Namen aller Abgeordneten ganz herzlich bei Ihnen, meine Damen und Herren
Sachverstdndige, fiir die Diskussionsbereitschaft, den Erkenntnisgewinn bedan-
ken. Wir werden damit in der letzten Sitzungswoche dieses Bundestages dieses
Thema noch weiter beraten, die vorliegenden Antrdage auch zu Ergebnissen kom-
men. Die werden, da muss man keine Weissagerin sein, Herr Prof. Olbertz, nicht
so aussehen, wie Sie sich die so vorgestellt haben, aber es wird hundertprozentig
auch einen nidchsten Bundestag geben. Ich bin sicher, die Debatte zu diesem
Thema wird an der Stelle weitergehen. Damit noch einmal herzlichen Dank an
Sie, ich wiinsche Ihnen gute Reise, wohin Sie auch immer jetzt noch aufbrechen

miissen.

Ich beende damit den 6ffentlichen Teil unserer heutigen Sitzung und darf alle die
Giste, die nicht bei uns angemeldet sind, bitten, dass Sie uns jetzt alleine lassen.
Wenn Sie die Veranstaltung heute informativ fanden, wie gesagt, reden Sie gut
iiber uns. Erzdhlen Sie das weiter und alles, was Sie ansonsten noch wissen wol-
len oder rekapitulieren wollen, finden Sie auf der Webseite des Deutschen Bun-

destages.
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Wir machen jetzt fiinf Minuten Pause und treffen uns dann wieder zur reguldren

Ausschusssitzung.

Ende der Sitzung: 11.45 Uhr

Ulla Burchardt, MdB

Vorsitzende

Bearbeiterin:

Dr. Leichsenring

Ausschuss fir Bildung, Forschung und Technikfol genabschétzung
Offentliche Anhorung zum Thema , Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir
den wissenschaftlichen Nachwuchs*

105. Sitzung, 12. Juni 2013



DEUTSCHER BUNDESTAG
Ausschuss fiir Bildung, Forschung und A-Drs. 1 7(18)400 a

Technikfolgenabschitzung 04.06.2013

ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesverwaltung, Berlin

Stellungnahme

Offentliche Anhérung

zum Thema

», Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven

fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs*

am 12. Juni 2013



Vereinte
Dienstleistungs-
gewerkschaft

Erganzende Stellungnahme der Gewerkschaft ver.di zur Anhorung "Wissenschaftszeitvertragsge-
setz und Perspektiven fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs" am 12.6.2013

Charakter dieser Stellungnahme

Die Gewerkschaft ver.di unterstiitzt die vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zu den vorliegen-
den Novellierungsentwirfen zum WissZeitVG abgegebene Stellungnahme (siehe Anlage). Sie enthalt
unsere unter den Mitgliedsgewerkschaften abgestimmten Kernanliegen. Da zum ersten die Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zum Organisationsbereich der ver.di gehdren und wir zum
zweiten tarifschlieBende Partei im Bereich des 6ffentlichen Dienstes sind, sind wir von den vorlie-
genden Gesetzesentwirfen in besonderer Weise berihrt. In diesem Zusammenhang mdchten wir
einige Punkte zu den Einlassungen des DGB erganzen. Soweit hier also keine Aussage getroffen wird,
beziehen wir uns auf die DGB-Positionierung.

Grundsatzliches

Die Zahl der Anhérungen, Anfragen und Antrage zum Thema wissenschaftliche Beschaftigungsver-
héltnisse im deutschen Bundestag ist in der laufenden Legislaturperiode deutlich angestiegen. Wir
sehen das als Ausdruck eines gleichermalien gewachsenen Problembewusstseins in den Fraktionen.
Wir begriiRen diese Entwicklung ausdriicklich. Von besonderer Bedeutung ist aber, dass der Bundes-
tag dort, wo er tatsachlich in Fragen der Hochschulpolitik Gestaltungsmaoglichkeiten hat, dieses Prob-
lembewusstsein auch in gesetzgeberisches Handeln umsetzt. In diesem Zusammenhang ist der vor-
liegende Entwurf der SPD-Fraktion fiir eine Reform des WissZeitVG ein wichtiger Schritt, den wir
nachdriicklich unterstiitzen.

Angesichts Uberbordender (zudem haufig kurzlaufiger) Befristungen und der Vielzahl unfreiwilliger
Teizeitarbeitsverhaltnisse ist der dringende Handlungsbedarf im wissenschaftlichen Beschaftigungs-
system nicht mehr von der Hand zu weisen. Der vor kurzem vorgelegte 2. Bundesbericht zum wissen-
schaftlichen Nachwuchs (BuWiN) stellt fest, dass sowohl Befristungen (inzw. fast 90 % der wiss. Mit-
arbeiter/-innen — vgl. BUWIN 2013, 184) als auch unfreiwillige Teilzeitbeschaftigung (fast 45 % - ebd.,
184) von einem historisch ohnehin hohen Stand weiterhin dynamisch ansteigen. Eine ,natirliche”
Grenze unterhalb von 100 % fiir den Grad an Befristungen im Bereich des sogenannten ,Mittelbaus”
scheint nicht zu existieren. Hinzu kommt, dass der BuWiN gleichfalls bestatigt, dass der Anteil der
Professuren am wissenschaftlichen Personal von 2000 bis 2010 von 12,2 auf 9,4 % gefallen ist. Wah-
renddessen macht das nebenberufliche wissenschaftliche Personal (im Wesentlichen Lehrbeauftrag-
te und wissenschaftliche Hilfskrafte) inzwischen fast ein Viertel aller Beschaftigten aus (vgl. ebd.,
181). Die vorliegenden Verhaltnisse von (befristeten) , Mittelbau“-Positionen und (dauerhaften) Pro-
fessuren kdnnen angesichts dieser Zahlen nicht mehr als notwendiger Wettbewerb und Erprobungs-
chance fiir den ,,Nachwuchs” legitimiert werden. Vielmehr gilt Max Webers Beschreibung der aka-
demischen Laufbahn als ,wildem Hasard”, also als Gliicksspiel, vielleicht heute noch mehr als 1918,
als er diese Aussage getroffen hat.
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Aus diesen Befunden folgen aus unserer Sicht unmittelbar die beiden zentralen Priifsteine fiir jede
Reform des wissenschaftlichen Beschaftigungssystems: Zum ersten braucht es Mindeststandards fir
Befristung und Teilzeit, die flr alle Beschaftigten ein MindestmaR an Verlasslichkeit und Planbarkeit
erzeugen. Zum zweiten ist eine Weiterentwicklung und Verdnderung der wissenschaftlichen Lauf-
bahn- und Personalstruktur unumganglich, die als Kernstlicke eine Ausweitung dauerhafter Beschaf-
tigungsoptionen neben der Professur und transparente und planbare Zugangswege zu Dauerbeschaf-
tigung beinhalten muss. In beiden Bereichen kénnen und missen durch eine Reform des WissZeitVG
wichtige Weichen gestellt werden. Der vorliegende Entwurf bietet in dieser Hinsicht viele richtige
Ansatze. Fir eine nachhaltige Verbesserung der beruflichen Situation von Wissenschaftler/-innen
(und auch dem wissenschaftsunterstiitzenden Personal) sind allerdings weitgehendere Veranderun-
gen notwendig.

Zu den einzelnen Vorschriften:

§ 1 Absatz 1

Ver.di begriift mit Nachdruck die vorgeschlagene Streichung der Tarifsperre. Nicht nur stellt sie ein
aus unserer Zeit nicht mehr zeitgemaRes Relikt dar, auch zentrale Begriindungen fiir die Einschran-
kung der Tariffreiheit in diesem Bereich sind durch die Praxis widerlegt. So hat das BVerfG in seiner
Entscheidung zur RechtmaRigkeit der Tarifsperre im HRG (BVerfGE 94, 268) Zweifel an der Moglich-
keit wissenschaftsaddquater Regelungen im tariflichen Rahmen angefiihrt. Die Sonderregelungen im
TV-L zeigen jedoch, dass solche Vereinbarungen durchaus méglich sind. Der Blick ins Ausland macht
zudem deutlich, dass gerade auf tariflicher Basis praxisnahe und addquate neue Laufbahnmodelle
entwickelt werden kénnen. Ein Beispiel dafiir ist der Kollektivvertrag Universitaten der Osterreichi-
schen Dienstleistungsgewerkschaft, in dem 2009 ein solches Modell etabliert wurde, das der Not-
wendigkeit von mehr Transparenz und Planbarkeit Rechnung tragt.

§ 2 Absatz 1

Wir begriiBen die Aufwertung von Qualifizierungsvereinbarungen, die der Entwurf verbindlich ma-
chen will. Allerdings zeigt unsere Erfahrung, dass unter diesen Begriff in der Praxis hochst Unter-
schiedliches gefasst wird. Verbindliche Standards existieren nicht. Genau davon ist aber abhangig, ob
die geplante Neuregelung substantiell zu einer Verbesserung der Qualifizierungsbedingungen junger
Wissenschaftler/-innen beitrédgt. Sollte eine entsprechende Anderung des WissZeitVG also beschlos-
sen werden, so muss dem eine bundesweite Regelung oder Vereinbarung folgen, was eine Qualifizie-
rungsvereinbarung mindestens enthalten muss. Dabei ist zu bedenken, dass sinnvoller Weise nicht
nur Betreuer und Betreute durch die Vereinbarung gebunden werden sollten, sondern auch die Insti-
tution, etwa zur Bereitstellung von Infrastruktur und Qualifizierungsangeboten.
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§ 2 Absatz 2

Ver.di schlieRt sich der Position des DGB im Bereich der Sachgrundbefristung auf Drittmittelbasis an.
Die Kopplung von Vertragslaufzeiten mindestens an den Foérderzeitraum wird begriif$t. Es ist fur uns
allerdings nicht schlissig, warum dies bei langer laufenden Projekten auf 24 Monate beschradnkt
werden soll. Der Verweis der Begrindung auf die Erfordernisse etwa von DFG-
Sonderforschungsbereichen Uberzeugt nicht. Gerade diese groRen Projektzusammenhange sind auf
stabile Arbeitsprozesse angewiesen. Hier geht der Entwurf der Lander Hamburg, NRW und Baden-
Wirttemberg im Bundesrat weiter, indem er keine solche Obergrenze vorsieht.

Wir mochten ebenfalls nochmals betonen, dass die Anwendung dieses Befristungsgrundes auf das
wissenschaftsunterstiitzende Personal weder sinnvoll noch notwendig ist. Die vorgesehene Ein-
schrankung auf Einrichtungen, die diese Personalgruppe lUberwiegend unbefristet beschaftigen, ist
gegeniber einer Streichung dieser Befristungsmoglichkeit bestenfalls eine Hilfskonstruktion, die im
Umkehrschluss eine Befristungsquote bis 50 % mindestens implizit legitimiert. Aus einer von ver.di in
Auftrag gegebenen Sonderauswertung des statistischen Bundesamtes geht hervor, dass auch im wis-
senschaftsunterstiitzenden Bereich inzwischen 26 % der Vertrage befristet werden. Da diese Be-
schaftigten wesentlich dafiir sind, die dauerhaften Ablaufe einer Wissenschaftseinrichtung zu garan-
tieren, halten wir bereits diese Quote fiir zu hoch. Jede MaRnahme, die hier noch weitere Spielrdume
lasst, ist nicht nur zum Nachteil der Beschéftigten, sondern auch zum Nachteil des Wissenschaftssys-
tems an sich.

§ 2 Absatz 5

Wir unterstreichen die vom DGB gedulerte Notwendigkeit der Gleichbehandlung von Drittmittel-
und Haushaltsbeschéftigten bei der Option zur Verlangerung von bestehenden Vertragen mindestens
aus den bereits im Gesetz genannten Griinden und merken dariber hinaus an, dass hier Regierungen
und Parlamente auch gefordert sind, ihren Einfluss auf Drittmittelgeber geltend zu machen, entspre-
chende Finanzierungszusagen zu machen, und sich vor allem dort, wo direkt 6ffentliche Gelder als
Drittmittel verausgabt werden, selbst an diese Regel zu halten.
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Vorbemerkung:

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begriiBen die Initiative der Lander
Nordrhein-Westfalen und Hamburg, das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (Wiss-
ZeitVQG) den tatsachlichen Bediirfnissen von Beschaftigung in der Wissenschaft an-
zupassen.

Allerdings bleibt der Gesetzesentwurf in wichtigen Punkten hinter den Anforderun-
gen der Gewerkschaften zurtick. So werden fir Wissenschaftlerinnen in Qualifizie-
rungsphasen keine umfassend wirksamen Mindestvertragslaufzeiten definiert, es
fehlt eine verbindliche Ausgestaltung der Vertragsverlangerung bei Mutterschutz,
Elternzeit und Freistellungen zur Pflege auch bei Drittmittelbefristung, und die Még-
lichkeit der Drittmittelbefristung auch nichtwissenschaftlicher Beschaftigter wird
nicht grundsatzlich aufgehoben.

Ein weiterer Missbrauch der Regelungen des WissZeitVG muss kinftig verhindert
werden. Dazu bedarf es ergdnzender MaBnahmen von Bund und Landern wie einer
besseren Grundfinanzierung von Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen und
wirksamer Mitbestimmungsmadglichkeiten der Personal- und Betriebsréate. In der
Einleitung des WissZeitVG sollte die Zielrichtung klar formuliert werden, dass auch
in der Wissenschaft das Regelarbeitsverhéltnis ein unbefristetes ist.

Zu den Vorschriften im Einzelnen:

§ 1 Absatz 1

Die Beseitigung der Tarifsperre durch eine ausdriickliche Zulassung tariflicher Re-
gelungen wird nachdricklich begriiBt. Durch tarifliche Gestaltung wird es méglich
sein, die Interessen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Bezug auf
ihre Vertragsgestaltung besser durchzusetzen und vor allem auch besondere Spe-
zifika in bestimmten Einrichtungen besser zu beriicksichtigen als das durch eine
ausschlieBliche gesetzliche Regelung der Fall ist. Angesichts der Tradition tarif-
feindlicher Regelungen in diesem Bereich ist die gewahlte Lésung auch der einfa-
chen Streichung von §1, Abs. 1, S. 2 vorzuziehen.

§ 2 Absatz 1 und 2

Mit der Neuregelung in § 2 Abs. 1 Satz 1 soll sichergestellt werden, dass Arbeits-
vertrage, die aufgrund des Qualifizierungszweckes befristet werden, auch tatsach-
lich Qualifizierung zum Inhalt haben. Offen bleibt allerdings, welche Kriterien eine
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entsprechende Betreuungsvereinbarung erflllen muss. AuBerdem stellt sich die
Frage, warum in § 2 Abs. 1 Satz 2 die Laufzeit der Vereinbarung nicht konsequent
an die Laufzeiten der Vertrage gekoppelt wird. Denn in der Praxis sind die Arbeits-
vertrage haufig zu kurz, um das Qualifizierungsziel tatsachlich zu erreichen. Nach
der Evaluation des WissZeitVG' sind die durchschnittlichen Vertragslaufzeiten wéh-
rend der Promotion sogar noch klrzer als danach. Auch diese jungen Wissen-
schaftler/innen brauchen ein MindestmaB an Planungssicherheit. Die Einfihrung
von Mindestlaufzeiten sollte daher dringend auch auf Befristungen von Vertragen
vor der Promotion bezogen werden, insbesondere sind hierbei die Vertragslaufzei-
ten an die notwendige Zeit zum Abschluss der Dissertation in Bezug zu setzen.

Es ist im Entwurf nicht bestimmt, was eine Betreuungsvereinbarung beinhalten soll.
Solche Kriterien sind aber notwendig, um zu verhindern, dass eine solche Vereinba-
rung zwar formal getroffen, aber nicht wirksam wird, und um verlasslich abzusi-
chern, dass ein hinreichender Anteil der Arbeitszeit tatséchlich fir die Qualifizierung
verwendet werden kann.

Die Aufnahme einer Soll-Bestimmung flr eine Mindestlaufzeit von 24 Monaten fir
Qualifizierungsstellen nach der Promotion in § 2 Absatz 2 ist ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Allerdings birgt eine solche Mindestlaufzeit die Gefahr; dass sie zur
Regellaufzeit wird. In aller Regel sind zwei Jahre nicht ausreichend, um eine wei-
terflihrende Qualifizierung tatsachlich abzuschlieBen.

Unklar bleibt fir den Bereich der Postdoc-Stellen, welche Sachgriinde eine Abwei-
chung von der Mindestvertragslaufzeit rechtfertigen sollen. Um Missbrauch zu ver-
meiden, ist die Definition von klar definierten Ausnahmen wie etwa der Zwischenfi-
nanzierung bis zum Beginn eines beantragten, ggf. bereits positiv begutachteten
Projektes, zur Finanzierung eines Antragsprozesses oder dem Einsetzen einer Pro-
grammfdérderung bzw. zur Sicherung einer unterbrechungsfreien Beschaftigung
zwischen zwei Projekten unverzichtbar.

Die zusatzlichen Bedingungen, die an die Befristung wegen Drittmittelfinanzierung
gestellt werden sollen, werden ausdrlcklich unterstitzt, insbesondere die Verkniip-
fung von Fdrderzeitraum und Arbeitsvertrag.

Darlber hinaus sollte wissenschaftsunterstiitzendes Personal aus dem Anwen-
dungsbereich der Mdglichkeit der Befristung wegen Drittmittelfinanzierung konse-
quent ausgenommen werden, da dieses Personal Daueraufgaben der Hochschulen
ausubt.

" http://www.his.de/pdf/33/WissZeitVG_Ergebnisse_Zusammenfassung.pdf
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§ 2 Absatz 3

Die im Entwurf vorgesehene Neufassung des § 2, Absatz 3, Satz 3, die eine Nicht-
Anrechenbarkeit von Befristungen im konsekutiven Masterstudium vorsieht, wird
nachdrtcklich unterstitzt.

§ 2 Absatz 5

Zur Ausweitung des Anspruchs auf eine Vertragsverlangerung bei Mutterschutz,
Elternzeit und Freistellungen zur Pflege ware es sinnvoller, jedem in der Wissen-
schaft befristet Beschéaftigten einen Anspruch auf entsprechende Verlangerung des
befristeten Arbeitsvertrages fur Zeiten der Wahrnehmung von Familienpflichten zu
gewahren — unabhéangig von der Finanzierungsgrundlage der Stelle. Dazu ware es
notwendig, den Anwendungsbereich des § 2 Abs. 5 auf Befristungen nach § 2 Abs.
2 auszuweiten. Fir einen umfassend wirksamen Ausgleich fir Betreuungszeiten
und Freistellungen wéare auBerdem notwendig, dass die zeitliche Begrenzung im
letzten Satz des § 2 gestrichen wird.

AuBerdem musste der Arbeitgeber verpflichtet sein, bei der Einstellung sowie und
bei Beurlaubung oder Freistellung auf die Méglichkeit zur Vertragsverlangerung
hinzuweisen.

Hierlber hinaus fehlt eine verbindliche Ausgestaltung der Kriterien flr eine Verlan-
gerung der Hochstbefristungszeiten flr Beschéftigte, die Kinder betreuen. Die Er-
fahrung zeigt, dass die familienpolitische Komponente in ihrer jetzigen Ausgestal-
tung sehr restriktiv gehandhabt wird. Bei einer notwendigen Neugestaltung der fa-
milienpolitischen Komponente sollte das WissZeitVG um klare Regeln erganzt wer-
den, wann ein Betreuungsverhaltnis vorliegt. Eine Hausgemeinschaft mit einem
Kind oder eine Elternschaft/Sorgerechtsbeziehung sollten dabei als Griinde aner-
kannt werden. Dartber hinaus sollten die Griinde sowohl fiir die Verlangerung der
sachgrundlosen Hochstbefristungsgrenze (12/15-Jahresregel) als auch fur den An-
spruch auf eine Verlangerung laufender Vertrage, um unzumutbare Harten zu ver-
meiden, in einer ,Insbesondere Liste* und nicht abschlieBend geregelt werden.

Alle MaBnahmen zur Reduzierung der Prekarisierung im Bereich der Wissenschaft
sind nur dann Erfolg versprechend, wenn sie in einen verlasslichen Ausbau der
Grundfinanzierung und der Ruckfihrung der Drittmittelquote eingebettet werden.

‘ﬂ 4
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Anhorung des Ausschusses fir Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung

im Deutschen Bundestag zum Thema

»Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs“
am 12. Juni 2013

Stellungnahme der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren e.V.

1. Einleitung

Die besten Kopfe fiir die Wissenschaft zu gewinnen und zu halten, steht im Zentrum der
Personalpolitik der Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft. Davon hadngen der
wissenschaftliche Output, das Renommee und die Wettbewerbsfihigkeit der Zentren ab. Der
wissenschaftliche Nachwuchs spielt dabei eine ganz besonders wichtige Rolle.

Aus diesem Grund setzt die Helmholtz-Gemeinschaft einen Schwerpunkt auf Talentmanagement, um
kluge Kopfe mit ausgewiesenen Managementfahigkeiten auf allen Ebenen und in allen Bereichen von
Wissenschaft, Administration und Infrastruktur zu gewinnen, weiterzuentwickeln und zu halten.
Dabei werden Nachwuchsforderung und Chancengleichheit hohe Bedeutung beigemessen (vgl. auch
das aktuelle Strategiepapier ,,Helmholtz 2020,
http://www.helmholtz.de/fileadmin/user_upload/publikationen/Helmholtz2020.pdf).

Es ist ein erklartes Ziel der Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft, als einer der attraktivsten
Arbeitgeber im deutschen Wissenschaftssystem wahrgenommen zu werden, der dem
wissenschaftlichen Nachwuchs optimale Forschungs- und Entwicklungsmdoglichkeiten bietet und auf
europdischer sowie internationaler Ebene erfolgreich ist. Dieses Ziel kann nur gemeinsam in
Partnerschaft mit den Universitaten erreicht werden, denn erst die Kombination aus akademischer
Perspektive und Zugang zu Forschungsinfrastrukturen schafft den entsprechenden Rahmen. Die
steigende Zahl gemeinsamer Berufungen unterstreicht die Wichtigkeit und den Erfolg der
Zusammenarbeit in diesem Bereich.

Wissenschaft ist gepragt durch internationale Vernetzung. Das Interesse ausldandischer
Wissenschaftseinrichtungen am deutschen wissenschaftlichen Nachwuchs ist damit nicht nur ein
Ausweis des hohen fachlichen Niveaus, auf dem unsere Nachwuchswissenschaftlerinnen und
Nachwuchswissenschaftler sich bewegen, sondern auch Ausdruck der erfolgreichen
Nachwuchsforderung deutscher Forschungseinrichtungen. Zusatzlich lebt Vernetzung von der
Zusammenarbeit von Personen. Jeder unserer Wissenschaftler im Ausland ist somit ein Indikator fur
erfolgreiche Kooperationen. Zudem wurden durch die neuen Regelungen des WissFG auch gute
Moglichkeiten geschaffen, die Besten nach Deutschland zurtickzuholen.

Die erfolgreiche Umsetzung der Mission der Helmholtz-Gemeinschaft ist auch abhangig von einer
engen Zusammenarbeit mit der Wirtschaft. Unsere Nachwuchswissenschaftler, die ihre berufliche
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Zukunft in der Wirtschaft finden, werden auch ein wichtiger Posten dafiir sein, dass die
Forschungsbediirfnisse der Wirtschaft Eingang in wichtige Themen im Rahmen von
Auftragsforschung und gemeinsamen Projekten mit den Forschungszentren finden.

Die Helmholtz-Gemeinschaft ist sich der Tatsache bewusst, dass die Attraktivitat eines Arbeitgebers
auch von der Perspektive abhangt, die er seinen Beschaftigten in zeitlicher Hinsicht bieten kann.
Wahrend der Erfolg einer Forschungseinrichtung nicht zuletzt ein erhebliches MaR an Flexibilitat
auch in personeller Hinsicht voraussetzt, bendtigen die Beschéftigten eine verlassliche berufliche
Perspektive. Die mitunter gegensatzlichen Anforderungen und Bedirfnisse der Zentren einer- und
ihrer Beschéftigten andererseits werden in der Helmholtz-Gemeinschaft durch eine
verantwortungsbewusste und transparente Anwendung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes —
oftmals im Rahmen entsprechender Selbstverpflichtungserklarungen der Zentren — zum
groRtmoglichen Ausgleich gebracht.

2. Nachwuchsforderung und Chancengleichheit

Die Helmholtz-Gemeinschaft legt groen Wert auf eine exzellente Nachwuchsférderung, auch auf
internationaler Ebene. Sie hat deshalb eine Strategie entwickelt, die den Nachwuchs auf allen
Ausbildungsstufen unterstitzt. Alle MaBnahmen sind dem Prinzip der Chancengleichheit verpflichtet.
Nahezu alle Zentren verfligen Uber eine strukturierte Doktorandenausbildung und differenzierte
Personalentwicklungskonzepte, die insbesondere im Bereich der Forderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses Karriereplanungen und damit verbunden gezielte WeiterbildungsmalRnahmen,
Moglichkeiten der Nutzung von Mentoring- und Coaching Angeboten, weitreichende MaRnahmen
zur Vereinbarung von Beruf und Familie und, wenn auch erst im Anfangsstadium, Dual Career-
Angebote beinhalten.

Die Helmholtz-Gemeinschaft hat die Betreuung und Forderung der Doktoranden entsprechend als
eine zentrale Aufgabe im Rahmen des Talentmanagements definiert. Um die bereits bestehenden
Ausbildungsangebote qualitativ und quantitativ zu erweitern, werden seit 2006 die Helmholtz-
Graduiertenschulen und Helmholtz-Kollegs aus den Mitteln des Impuls- und Vernetzungsfonds
gefordert. Diese MaRnahmen sollen die Strukturierung der Promotionsphase vorantreiben und den
Doktoranden verbindliche Rahmenbedingungen fiir die Betreuung und ein individuell abgestimmtes
Qualifikationsprogramm aus fachlichen und tiberfachlichen Angeboten bieten. Die Grundlage fir die
strukturierte Doktorandenausbildung in der Helmholtz-Gemeinschaft bilden gemeinsame Leitlinien,
auf die sich alle Zentren verstandigt haben.

Die Lucke zwischen Promotion und Nachwuchsgruppenférderung schlieft das Instrument des
Helmholtz-Postdoktoranden-Programms. Mithilfe einer zwei- bis dreijahrigen Individualférderung
sollen vielversprechende Nachwuchswissenschaftler/innen direkt nach Abschluss ihrer Promotion ein
von ihnen definiertes Forschungsthema selbststandig weiter verfolgen und sich in diesem
Forschungsgebiet etablieren, etwa durch entsprechende Publikationen. Dafiir werden ihnen
finanzielle Mittel, personelle Unterstiitzung und eine addquate Ausstattung fir den Forderzeitraum
zur Verfligung gestellt.

Die Einrichtung und Férderung von wissenschaftlichen Nachwuchsgruppen durch die Helmholtz-
Gemeinschaft mit Tenure Track-Angeboten bei positiver Evaluierung durch internationale Gutachter
ist ein weiteres Instrument, um die besten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fir eine
wissenschaftliche Karriere zu gewinnen.
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Die Fuhrungsakademie der Helmholtz-Gemeinschaft bietet den Besten ein ausgesuchtes
Weiterbildungsprogramm im Bereich Wissenschaftsmanagement, damit sich diese zu ihrer
wissenschaftlichen Expertise auch Kenntnisse im Bereich Fiihrung aneignen kénnen.

Bei dem wichtigen Thema Chancengleichheit liegt ein besonderer Fokus auf der Férderung junger
Wissenschaftlerinnen. ,In Fiihrung gehen“ — das Helmholtz-Mentoring-Programm fiir weibliche
Nachwuchskrafte ist Teil des Helmholtz-Strategieprogramms zur Chancengleichheit. Das
zentrenlibergreifende Programm soll helfen, den Anteil von Frauen in Fiihrungspositionen zu
erhohen, in denen sie deutlich unterreprasentiert sind.

Das W2/W3-Programm der Helmholtz-Gemeinschaft unterstiitzt aus dem Impuls- und
Vernetzungsfonds die Berufung von Wissenschaftlerinnen - auch derjenigen, die sich innerhalb eines
Zentrums qualifiziert haben, aber aufgrund von familidren Verpflichtungen wenig Moglichkeiten
sehen, sich an anderen Forschungseinrichtungen auf eine Ausschreibung zu bewerben.

3. Anwendung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes

In der Helmholtz-Gemeinschaft sind knapp 38% aller Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
unbefristet beschaftigt. Im Hinblick auf befristet Beschéaftigte bemiiht sich die Helmholtz-
Gemeinschaft erfolgreich, die sich wandelnden Anforderungen an eine Forschungseinrichtung mit
den Bedirfnissen der Beschaftigten nach einer verlasslichen beruflichen Perspektive zu vereinbaren.

Forschungseinrichtungen kénnen einerseits nur dann erfolgreich sein, wenn sie genligend Flexibilitat
besitzen, neue Themen auch kurzfristig anzugehen. Fluktuation und Wettbewerb spielen dabei eine
bedeutende Rolle. In der laufenden Debatte wird von den Forschungseinrichtungen nicht nur die
Aufnahme neuer Themen, sondern auch eine transdisziplindre Herangehensweise gefordert.
Innerhalb dieses fir alle Beteiligten neuen Prozesses wiirde eine Erstarrung des Personalstandes
unweigerlich zu einer Unvereinbarkeit der Anspriiche fiihren.

Es besteht auf der anderen Seite kein Zweifel daran, dass die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler eine verlassliche berufliche Perspektive benoétigen, um kontinuierlich die
herausragenden Leistungen zu erbringen, die zur Losung der grofRen und driangenden Fragen von
Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft erforderlich sind. Dem Anspruch, diese verlassliche
Perspektive zu bieten, kann die Helmholtz-Gemeinschaft nur gerecht werden, indem sie
verantwortlich und nachvollziehbar mit Befristungen von Arbeitsverhdltnissen umgeht. Durch diese
Befristungspraxis werden den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mittelfristige Perspektiven
gegeben, die es Zentren und Mitarbeiter/innen erlauben, gemeinsam Karrieren zu planen und zu
entwickeln. Dabei wird es nur zu einem geringen Teil um eine wissenschaftliche Karriere im eigenen
Zentrum gehen, sondern vielmehr darum, welche Bausteine fiir eine berufliche Zukunft in der
Wirtschaft oder fir eine akademische Laufbahn bendtigt werden.

Die im Marz 2011 von der HIS GmbH vorgelegte und viel beachtete Evaluation des
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) hat die Helmholtz-Gemeinschaft zum Anlass
genommen, sich im Detail mit der Situation des befristet beschaftigten wissenschaftlichen Personals
in den Zentren der Gemeinschaft zu befassen.

Einige Ergebnisse der HIS-Studie haben zu Diskussionen dariber gefiihrt, ob die Universitdaten und
auBeruniversitdren Forschungseinrichtungen angemessen mit den ihnen eingerdumten
Befristungsmoglichkeiten umgehen. So wirden zu haufig und dann nur fir einen kurzen Zeitraum
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befristete Arbeitsvertrage an wissenschaftliche Mitarbeiter/innen vergeben. Die Autoren der HIS-
Studie schreiben, dass ,Uber die Halfte der Arbeitsvertrage in der ersten Qualifikationsphase auf
weniger als ein Jahr angelegt” seien. ,Dies gilt sowohl fur die Hochschulen als auch fiir die
auBeruniversitdaren Forschungseinrichtungen. Auch die Halfte der Arbeitsvertrage mit den Postdocs
an den Hochschulen hat eine Laufzeit von weniger als einem Jahr. Tendenziell langer laufen die
Vertrage mit den Postdocs in den Forschungseinrichtungen; der Anteil der Arbeitsvertrage mit einer
kurzfristigen Laufzeit betragt hier rund 40 %.“

Da nur drei der 18 Helmholtz-Zentren an der HIS-Studie beteiligt waren, sollte durch die Helmholtz
Studie vor allem herausgefunden werden, inwieweit die Ergebnisse der HIS-Studie auf die
Gesamtheit der befristet beschaftigten wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen der Helmholtz-
Gemeinschaft Gbertragbar sind.

Die Erhebung in der Helmholtz-Gemeinschaft wurde an allen 18 Zentren durchgefiihrt. Insgesamt
wurde eine Stichprobe von 996 befristet beschaftigen wissenschaftlichen Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen erhoben. Bei der Planung der Stichprobe waren das DLR Institut fir
Verkehrsforschung sowie das GESIS-Leibniz Institut fiir Sozialwissenschaften beratend tétig.

Der Vergleich der Ergebnisse der HIS Studie mit den Abfrageergebnissen der Helmholtz-
Gemeinschaft zeigt Folgendes:

3.1 Laufzeit aktueller Vertrdge der befristet beschdftigten wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen

Die nachfolgende Grafik zeigt, dass die Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft deutlich weniger kurze
Vertrage und daflir mehr Vertrage mit einer langen Laufzeit abschlieBen als die in der HIS-Studie

erfassten Forschungseinrichtungen und Hochschulen.
0 -
100% B Helmholtz-Gemeinschaft
HIS-Studie: Forschungseinrichtungen
75% - HIS-Studie: Hochschulen
50,0% 23.0% 51,2%
50% -
33.0% 36,0%
23,80/ 24,9%
25% - > 18,0%
. 11,0%
0% . .
bis einschlielllich 13 bis einschlielilich 25 Monate
12 Monate 24 Monate oder mehr

Tabelle 1: Laufzeit aktueller Vertrége der befristet beschaftigen wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen
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3.2 Laufzeit der aktuellen Vertrige: Teilgruppe Neuvertréige®

Gerade beim Abschluss neuer Vertrdge werden in der Helmholtz-Gemeinschaft deutlich langere
Vertragslaufzeiten vereinbart als bei den in der HIS-Studie erfassten Forschungseinrichtungen und
Hochschulen.

100% - MmHelmholtz-Gemeinschaft
HIS-Studie: Forschungseinrichtungen

HIS-Studie: Hochschulen
75% -

50% -
30,9%

o, |
25% 17.0% 121% 13.0% 15.0%

6.3% 8.0% 10.0% & oo
0% — ] |
bis einschlieBlich 13 bis einschlieflich 25 Monate
12 Monate 24 Monate oder mehr

Tabelle 2: Laufzeit aktueller Neuvertrage der befristet beschaftigen wissenschaftlichen
Mitarbeiter/innen

3.3 Laufzeit der aktuellen Vertrége: Teilgruppe Folgevertréige

Aber auch bei den abgeschlossenen Folgevertragen zeigt sich, dass in den Zentren der Helmholtz-
Gemeinschaft deutlich o6fter langere Laufzeit vereinbart werden als bei den in der HIS-Studie
erfassten Forschungseinrichtungen und Hochschulen.

100% -
° m Helmholtz-Gemeinschaft
HIS-Studie: Forschungseinrichtungen
75% - HIS-Studie: Hochschulen
50% 42,0%
36,0%
25% - 0 20,0% 21,0% 20,3%
(] 17.5% 12.8%
B I R
0% | |
bis einschliefllich 13 bis einschliel3lich 25 Monate
12 Monate 24 Monate oder mehr

Tabelle 3: Laufzeit aktueller Folgevertrage der befristet beschaftigen wissenschaftlichen
Mitarbeiter/innen

b mit Neuvertrag ist der erste Arbeitsvertrag mit einem Helmholtz-Zentrum gemeint.
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3.4 Rechtliche Begriindung der Befristung

Ein vergleichsweise hoher Prozentsatz der Befristungen in der Helmholtz-Gemeinschaft erfolgt nicht
aufgrund der Qualifikationsphasen. Knapp 24% der Befristungen stiitzen sich auf andere Griinde wie
Kinderbetreuungszeiten, Drittmittel, Teilzeitbefristungsgesetz oder Sonstiges.

0, -
100% ® Helmholtz-Gemeinschaft
HIS-Studie: Forschungseinrichtungen
75% - 69,0% HIS-Studie: Hochschulen

58,0%
50% - 451%
31,3% 30,0%

23,5%
25% 16,0% l12,0%15,0%
0% | |
Qualifikationsphase | Qualifikationsphase Il andere Grunde
(WissZeitVG) (WissZeitVG)

Tabelle 4: Rechtliche Begriindung der Befristungen

3.5 Griinde fiir kurze Vertragslaufzeiten

Die Erhebung wurde noch um einen qualitativen Bereich erweitert, in dem die Zentren — soweit sich
dies aus den Personalakten ersehen lieR — die tatsdchlichen (nicht rechtlichen) Griinde nennen
sollten, wenn die jeweilige Befristung eines Vertrages (nur) bis einschlieflich 12 Monate betrug. In
dieser - nicht reprasentativ erhobenen - Kategorie wurde am haufigsten angefiihrt, dass die kurze
Befristung aufgrund einer ,Begrenzung durch Drittmittellaufzeit oder das Drittmittelvolumen”
erfolgte. Der am zweith&ufigsten genannte Grund war ,,in der Person (der/s Mitarbeiters/in) liegende
Griinde (eigener Wunsch, Uberbriickung bis zu externer Anstellung)”. In dem Feld , Sonstige Griinde”
wurde vor allem der kurz bevorstehende Abschluss der Promotion genannt, der mit einem Vertrag
Uber nur einige Monate noch ermdglicht werden sollte.

Dies zeigt, dass auch fir kurze Vertragslaufzeiten in der Regel plausible Begriindungen vorliegen und
keine willkiirlichen Kurzbefristungen erfolgen.

4. Selbstverpflichtungen als Grundlage verantwortungsvollen Umgangs

Der verantwortliche und nachvollziehbare Umgang der Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft mit der
Befristung von Arbeitsverhdltnissen kommt nicht nur in den Ergebnissen der vorgenannten
Helmholtz-internen Erhebung zum Ausdruck. Er manifestiert sich zudem in internen Vorgaben und
Leitlinien, die sich viele Zentren - unter Bericksichtigung der spezifischen Rahmenbedingungen des
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jeweiligen Zentrums- gegeben haben, um den Umgang mit befristeten Mitarbeiter/innen zu regeln.
In diesen Leitlinien wird unter anderem festgelegt, dass kurze Befristungen nur an nachvollziehbare,
objektive Griinde geknipft werden dirfen und zudem eine individuelle Begriindungspflicht besteht.
Weiterhin sind Gesprache zwischen den Vorgesetzen und Mitarbeiter/innen vorgesehen, die
rechtzeitig vor Ablauf eines befristeten Vertrages gefiihrt werden sollen. In diesen Gesprachen wird
gemeinsam mit der/m Mitarbeiter/in besprochen, wie der weitere Karriereweg — sei es in dem
Helmholtz-Zentrum oder in einer anderen Einrichtung — nach dem Auslaufen des Vertrages aussehen
kann. Hierdurch wird fiir beide Seiten Klarheit hinsichtlich der (gemeinsamen) beruflichen Zukunft
erreicht und den Mitarbeiter/innen Planungssicherheit gegeben.

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Helmholtz-Studie und den bereits in Zentren existierenden
Leitlinien zum Umgang mit Befristungen sieht sich die Helmholtz-Gemeinschaft gut aufgestellt, um
auch weiterhin einen verantwortungsvollen Umgang mit seinen befristeten Mitarbeiter/innen zu
gewahrleisten.
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Stellungnahme der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur
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Deutschen Bundestages

» Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven
far den wissenschaftlichen Nachwuchs*

Mittwoch, den 12. Juni 2013
T L N

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) dient der Wissenschaft in allen ihnren Zweigen
durch die finanzielle Unterstiitzung von Forschungsaufgaben und durch die Férderung der
Zusammenarbeit unter den Forschern. Der Férderung und Ausbildung des wissenschatftli-

chen Nachwuchses gilt ihre besondere Aufmerksamkeit (8 1 der Satzung der DFG).

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels der Gesellschaft und ihres Fachkraf-
temangels stehen alle Wissenschaftsorganisationen — Hochschulen wie aul3eruniversitare
Forschungseinrichtungen gleichermafen — in der Verantwortung, ihre Anstrengungen zur
nationalen und internationalen Rekrutierung wissenschaftlich hochqualifizierten Personals zu
intensivieren sowie die Attraktivitdt von Wissenschaft als Beruf zu erhdhen. Im globalen
Wettbewerb um die besten Képfe kénnen Hochschulen und aulReruniversitdre Forschungs-
einrichtungen in Deutschland nur mit einem Angebot verlasslicher Karrierewege und at-
traktiver Rahmenbedingungen bestehen. Grundsatzlich erforderlich ist der Ausbau einer
Personalstruktur, die auch ohne die Berufung auf eine Professur eine dauerhafte Beschafti-

gung in der Wissenschaft ermoglicht.

Mdglichkeiten und Rahmenvorgaben zu eréffnen, war bereits auf européaischer Ebene Ge-
genstand von Initiativen. So sprach sich die EU-Kommission 2003 gegen den Missbrauch
von Dauerbefristungen, fir die flachendeckende Einfiihrung von Tenure Track-Modellen und
eine transparente und konsistente Personalentwicklung an Wissenschaftseinrichtungen aus
(Mitteilung ,Forscher im Européischen Forschungsraum: Ein Beruf, vielféltige Karrieremog-
lichkeiten“, KOM (2003) 436 endg.). Diese Forderungen fanden auch in der ,Européischen

Charta fur Forscher* Niederschlag.

Durch das Sonderbefristungsrecht des WissZeitVG werden die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen geschaffen, die Phasen wissenschaftlicher Qualifikation durch den Abschluss befris-
teter Arbeitsverhaltnisse in einem mittelfristigen Rahmen planbar zu machen. Hochschulen
und auBeruniversitare Forschungseinrichtungen sind zur Sicherung ihrer Innovationsfahigkeit

darauf angewiesen, die personelle Situation dem — nicht zuletzt projektbezogenen — For-
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schungsaufkommen anzupassen. Zudem soll eine kontinuierliche Personalfluktuation die
Innovationsfahigkeit der Forschungseinrichtung sichern. Dem gegenuber steht das Interesse
der im Wissenschaftsbetrieb Beschaftigten auf Planungssicherheit in der beruflichen Ent-

wicklung.

Es ist erforderlich, die durch die Sonderbefristungsregeln geschaffenen Mdglichkeiten kon-
sequent zu nutzen. Der Evaluierungsbericht belegt unter Berufung auf statistische Daten,
dass es bei der Anwendung der nach dem WissZeitVG mdglichen Befristungstatbestéande
haufig zu kurzfristigen Beschaftigungsverhéltnissen von unter zwdlf Monaten kommt (siehe
S. 73 f.). An den Hochschulen ist der Wert mit 53 % besonders hoch. Dabei darf nicht ver-
kannt werden, dass auch kurze Vertragslaufzeiten im Interesse der Beschaftigten sein kdn-
nen. Dies gilt insbesondere dann, wenn der nahtlose Ubergang in ein — nicht notwendiger-
weise an der Hochschule bestehendes — Anstellungsverhaltnis gewdahrleistet werden soll. Es
kann somit nicht pauschal gegen den Abschluss von Vertrdgen mit kurzen Laufzeiten votiert
werden. Vielmehr muss es zu einer differenzierten Uberpriifung des Vertragszweckes und
der wahrend seiner Laufzeit zu erreichenden Ziele im Verhaltnis zu seiner beabsichtigten

Dauer kommen.

Gleichwohl kénnte Uberlegt werden, bei befristet beschéftigtem wissenschaftlichen
Personal eine vertragliche Regellaufzeit von mindestens zwei Jahren vorzusehen und
andernfalls ein Begrundungserfordernis zu statuieren, warum eine kirzere Laufzeit

gewahlt wurde. Dies kdnnte de lege ferenda auch gesetzlich vorgeschrieben werden.

Der wissenschaftliche Nachwuchs benétigt planbare, zuverlassige sowie transparente
Karrierewege. Um sich als Arbeitgeber im Wettbewerb um die besten Kopfe zu profilieren
und qualifiziertes Personal zu gewinnen, haben die Hochschulen ein ureigenes Interesse an
einer transparenten und zeitgemaRen Personalplanung und entsprechenden Personalent-
wicklungskonzepten. Die individuellen Karrierewege der Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler machen ebenso individuell zugeschnittene Konzepte und entsprechende Angebote
zur Unterstltzung in allen wissenschaftlichen Qualifizierungsstufen in und auferhalb der

Wissenschaft erforderlich.

Diese Ausdifferenzierung in den einzelnen Qualifikationsphasen spiegelt sich auch in den
Forderprogrammen der DFG wieder, die Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchs-
wissenschaftlern umfassende, transparente und anschlussfahige Férdermoglichkeiten von
der studentischen Hilfskraft Gber die Promotion bis hin zur Nachwuchsgruppenleitung und

Qualifikation fur die Professur bieten (sog. DFG-Forderkette). Der Ausbau der Nachwuchs-



foérderung durch die DFG ist neben dem Satzungsauftrag auch eines der wichtigsten Ziele im
Pakt fur Forschung und Innovation. Hierzu gehdren eine Ausweitung des Foérderangebots
ebenso wie der Ausbau des Beratungs- und Betreuungsangebots fir den wissenschaftlichen
Nachwuchs. In beiden Bereichen hat die DFG in den letzten Jahren deutliche Verbesserun-

gen erzielen kénnen.

Fur die Phase bis zum Abschluss der Promotion haben die Hochschulen in Zusammenarbeit
mit der DFG durch Graduiertenkollegs und Graduiertenschulen zahlreiche individuelle und
innovative Konzepte mit Zuschnitt auf das jeweilige Forschungsfeld und das Umfeld der
Hochschule entwickelt. Das Programm der Graduiertenschulen hat in besonderem Mal3e die
Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses verbessert, Forschungsdynamik erzeugt
und zur internationalen Sichtbarkeit der deutschen Universitéaten beigetragen. Die Universita-
ten haben die Programmanregung erfolgreich aufgenommen und in eigene MalRnahmen zur

Errichtung und zum Betrieb von tberfachlichen Dachstrukturen Uberfihrt.

Um gerade in dieser Phase das Bewusstsein der Hochschullehrenden fur ihre individuelle
Verantwortung fur die Betreuung und Beratung junger Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler zu starken, sollte der Abschluss von Betreuungsvereinbarungen Ubergreifend
zur Regel werden. In diesen sollen die sich aus dem Betreuungsverhaltnis ergebenden
grundlegenden Anforderungen an Betreuende und Doktoranden festgehalten werden. Das
Betreuungskonzept sollte auch Maf3nahmen zur Unterstiitzung der weiteren Karriereplanung
beinhalten. Diese und weitere umfassende Empfehlungen zu einer adaquaten und verbindli-
chen Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Denkschrift zur guten wissen-

schaftlichen Praxis hat der Senat der DFG in der Sitzung am 14. Marz 2013 verabschiedet®.

In den 237 von der DFG geftrderten Graduiertenkollegs und den 45 Graduiertenschulen mit
insgesamt rund 5.000 Promovierenden steht das Instrument der Betreuungsvereinbarung zur
Verfigung und wird vielfach genutzt. Auch in den weiteren koordinierten Verfahren der DFG
wie den Sonderforschungsbereichen und Exzellenzclustern mit insgesamt rund 7.000 Pro-
movierenden werden im Rahmen der Nachwuchskonzepte zunehmend Betreuungsvereinba-
rungen abgeschlossen. Diese Entwicklung begrif3t die DFG. Idealiter sollten mit allen Pro-
movierenden auch aul3erhalb der strukturierten Doktorandenférderung Betreuungsvereinba-
rungen geschlossen werden. Hierdurch werden befristete Anstellungsverhéltnisse auf eine
inhaltliche und verlassliche Grundlage gestellt. Insbesondere kdame die grundsatzliche Diffe-

renzierung nach dem Grund der Beschéftigung zum Tragen.

! Die Vorschlage werden am 3. Juli 2013 der Mitgliederversammlung der DFG zur Beratung und Verabschiedung
vorgelegt.
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Mit Blick auf das WissZeitVG stehen grundsatzlich zwei unterschiedliche Befristungsgriinde
zur Verfligung:
1. Wissenschaftliche Qualifikation
Haufig fallt der Lebensabschnitt der beruflichen Qualifikation mit der Zeit der Famili-
enplanung zusammen. Die sog. Qualifizierungsbefristung bietet daher nach § 2 Abs.
1 S. 3 WissZeitVG in Verbindung mit Abs. 5 Méglichkeiten, Beschaftigungsverhaltnis-
se familienfreundlich auszugestalten. Die DFG weist in ihren Merkblattern zu den ein-
zelnen Forderprogrammen explizit auf eine bevorzugte Anwendung dieses Befris-
tungsgrundes hin. Steht die wissenschaftliche Qualifikation im Vordergrund, kann er-
wogen werden, mit der durch die Graduierteneinrichtung strukturell geférderten Insti-
tution (Hochschule) eine Finanzierung der einzelnen Beteiligten auch dann sicherzu-
stellen, wenn die Gesamtférderdauer des Projektes die individuelle Qualifizierungs-
phase unterschreitet. Gleichzeitig kann das Ziel der Férderung der Graduiertenpro-
jekte (Graduiertenkollegs und Graduiertenschulen), namlich den Abschluss von Pro-
motionen zu erreichen, besser mit dem Befristungsrecht in Einklang gebracht wer-
den. Durch diese inhaltliche Verknipfung wird ein hohes Mal3 an Erwartungssicher-
heit fir die Promovierenden geschaffen, die durch die Verbriefung in der Betreuungs-
vereinbarung offengelegt und transparent gemacht wird.
2. Drittmittelfinanzierung

Bei einer Férderung im Sachbeihilfeverfahren, einer Forschergruppe oder einem
Schwerpunktprogramm (ca. 10.000 Promovierende) steht nicht der Abschluss von
Promotionen, sondern die Durchfiihrung des von einem antragstellenden Dritten ver-
antworteten Projektes im Vordergrund. Hier ist es sinnvoll, die Befristungsdauer der in
dem Projekt verorteten Beschaftigten an die Dauer der Projektlaufzeit zu knipfen.

Betreuungsvereinbarungen kénnten aber auch hier das Promotionsverhaltnis starken.

Im Bereich der Forderung von Promovierenden hat die DFG die Attraktivitat und Funktions-
tlchtigkeit ihrer Projektférderung weiter gesteigert, indem sie flexiblere Rahmenbedingungen
anbietet, zum Beispiel Stellen fiir Promovierende, deren Arbeitszeitanteil Gber den von 50
Prozent einer Vollzeitbeschaftigung hinausgeht. Wegen der veranderten Konkurrenzsituation
war eine Ausweitung dieser Flexibilitat auf alle Facher dringend geboten. Diese erlaubt es
zum Beispiel auch, die Einkommen wahrend des Projektverlaufs sukzessive zu erhéhen. Die
DFG leistet damit einen Beitrag, faire Beschéftigungsbedingungen fir Nachwuchswissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftler zu verwirklichen, deren Arbeit flir den Fortschritt in den
Wissenschaften unerlasslich ist. Entsprechend den internationalen Standards soll daher die
Anstellung im Rahmen eines Forschungsprojekts wahrend der Promotionsphase starker als

erste Anstellung im Wissenschaftssystem aufgewertet werden.
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In der Post-Doc-Phase verdichtet sich die Ausrichtung auf eine Karriere im wissenschaftli-
chen Umfeld. Die Mdoglichkeit, zur Scharfung des wissenschaftlichen Profils selbstandige
Forschung durchzufuhren, ist gerade in diesem Abschnitt essentiell. Die DFG unterstutzt
dieses Anliegen insbesondere durch die Programme ,Emmy Noether und ,Eigene Stelle®.
Innerhalb der von § 2 Abs. 1 S. 2 WissZeitVG vorgegebenen erneut maximal sechsjahrigen
Qualifizierungsphase kann eine Habilitation oder habilitationsadadquate Forschungsleistung
abgeschlossen werden. Ein integrativer Faktor ist aber die weitere Planung der Karriere
durch ein Tenure-Track-Modell. Wer — nach vorab bekanntgemachten Kriterien und in trans-
parenten, qualitatsgesicherten Verfahren — erfolgreich evaluiert wird, sollte entfristet werden
und unbefristet an der Hochschule forschen und lehren kénnen. Ein solches Modell tragt

wesentlich zur besseren Berechenbarkeit wissenschaftlicher Karrieren bei.

Damit darUber hinaus allen Nachwuchsgruppenleiterinnen und -leitern das gesamte
Spektrum wissenschaftlicher Verantwortlichkeit zukommt, sollten sie ganzlich in Aquivalenz
zu den Juniorprofessuren der Statusgruppe der Professorinnen und Professoren zuge-

ordnet werden, um als Mitglied der Universitat das Promotionsrecht zu erhalten.

Die DFG fordert die am besten geeigneten und qualifizierten Nachwuchswissenschatftlerin-
nen und Nachwuchswissenschaftler. Um hervorragende Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die bereits alle Voraussetzungen fir eine Professur erfillen, im Wissenschaftssys-
tem zu halten, bis sie einen passenden Ruf erhalten, bietet die DFG zudem seit 1978 das
Heisenberg-Stipendium an, seit Ende 2005 auch die Heisenberg-Professur als Einstieg in ein
Tenure-Track-System. Zusatzlich zur Begutachtung durch die DFG durchlaufen die Kandi-
datinnen und Kandidaten an der aufnehmenden Hochschule ein Berufungsverfahren. Die
aufnehmende Hochschule Ubernimmt die Aufgabe, die Professorenstelle zu schaffen und
deutlich zu machen, inwiefern diese eine strukturelle Weiterentwicklung fiir sie darstellt. Des
Weiteren muss nach der fiinfjahrigen DFG-Forderung die Ubernahme in den Etat der Hoch-
schule gewabhrleistet sein, soweit dies landesrechtlich zulassig ist. Seit Einflhrung wurden
rund 2150 Stipendien und 129 Heisenberg-Professuren vergeben (2012: 36 bzw. 12; Stand
Januar 2013). Die DFG begruf3t sehr, dass ein Grof3teil der Geférderten das Programmaziel,

eine Dauerprofessur, bereits deutlich friiher erlangt.

Dartber hinaus sind aus Sicht der DFG verstarkt Anstrengungen notwendig, um auch in der
spaten Postdoc-Phase einen strukturierten Ausstieg und damit eine planbare Karriereper-

spektive auch in Bereiche aufRerhalb der Wissenschaft zu ermdglichen.



Grundlage einer soliden Personalpolitik an Hochschulen ist Planungssicherheit. Um diese
zu schaffen und unbefristete Beschéaftigungsmdoglichkeiten bieten zu kdnnen, ist eine hinrei-
chende und langfristig ausgerichtete Grundausstattung der Forschungseinrichtungen
eine unerlassliche Voraussetzung. Gleichwohl kénnen auch aus projektbezogen gewéhrten
Drittmitteln finanzierte Mitarbeitende unbefristet beschaftigt werden. In Zeiten steigender
Drittmittelanteile dirfen Hochschulen wie Forschungseinrichtungen die hieraus folgenden
Planungsrisiken nicht in Form von befristeten Vertragen, die auf die jeweiligen Projektlaufzei-
ten begrenzt sind, an die Mitarbeitenden weitergeben. Sie miissen die Verantwortung durch
Personalplanung, Kontingentierung sowie entsprechende Personalentwicklungskonzepte
selbst Ubernehmen. Zu diesem Zweck sollte die Dienstherreneigenschaft schrittweise an
die Hochschulen und die aul3eruniversitdren Forschungseinrichtungen Ubertragen werden.
Hier kann allerdings nicht das WissZeitVG, sondern nur das jeweils einschldgige Landes-

hochschulgesetz das erforderliche Instrumentarium zur Verfligung stellen.



DEUTSCHER BUNDESTAG
Ausschuss fiir Bildung, Forschung und A-Drs. 1 7(18)400 d

Technikfolgenabschitzung 06.06.2013

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)

Stellungnahme

Offentliche Anhérung

zum Thema

», Wissenschaftszeitvertragsgesetz und Perspektiven

fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs*

am 12. Juni 2013



Stellungnahme
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
zur 6ffentlichen Anhoérung

»Wissenschaftszeitvertragsgesetz
und Perspektiven fiir den wissenschaftlichen Nachwuchs”

im Ausschuss fiir Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung
des Deutschen Bundestages

am 12. Juni 2013 in Berlin

abgegeben von
Dr. Andreas Keller

Mitglied des Geschaftsfilhrenden Vorstands
Leiter des Vorstandsbereichs Hochschule und Forschung

Frankfurt am Main, 5. Juni 2013



Inhalt

0.

[V o1 o110 g 1= o U V= USSPRNE

Strukturdefizite der Karrierewege in Hochschule und Forschung im Lichte des

Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 ..o
1.1  Unzufriedenheit mit Beschaftigungssituation..........ccccceeveieeiiiciiee e,
1.2  Immer mehr befristete Beschaftigungsverhaltnisse ........cccccceecvieviiicieeececiee e,
1.3 Zwangsteilzeit und Einkommensnachteile..........ccooecieeiieciiie e,
1.4 Deutscher Sonderweg in der Personalstruktur........ccccceeecieeeiicieee e,
1.5 Viel zu langsame Fortschritte in der Gleichstellung........ccceveeeieiieiceeeccciie e,

1.6 Instabile Beschaftigungsbedingungen untergraben Kontinuitat und Qualitat der

0= ST TR UPTPPROTPR
1.7 Fazit: Befunde machen Handlungsbedarf deutlich ..........ccccccciiiiiiiiniiiiieenn .
Reformvorschlage der Bildungs- und Wissenschaftsgewerkschaft GEW ........................
2.1  Absicherung der PromotionSphase .......ccccccvieeiiiiiie e
2.2 Berechenbare Perspektiven flr POStAOCS .......cccccuvieiiiiieeiiiiiee e
2.3 Personalentwicklung, Personalplanung und Personalmanagement......................
2.4 Mindeststandards flr befristete Beschaftigungsverhaltnisse ........ccccoeeeviiieennnns
2.5 Familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen..........ccccceevevveeeeiiveeeccineee e
2.6 Anspruch auf Vollzeitbeschaftigung statt Zwangsteilzeit .........cccoeevvviveeiiiiiennnns
2.7 Reguldre statt prekdre BesChaftigUNg ........cccveeiiiiieiiiiiiiei e
2.8 Gleiche Chancen fiir Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.............c.cc...c.....
2.9 Mitbestimmung auf AUEENNONE ......cccvviiiiiiiee e e
2.10 Ausbau von Hochschule und FOrsChung .........coocciieiiiiiiec et
Konkrete Handlungsmaoglichkeiten des BUNAES .......cccueeeieiiieeeeciiee e
3.1 Anderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes.........ccoouvvevveereeeeereeeereeeenennns
Streichung der TarifSPerTe.. . e
Mindestvertragslaufzeiten flr Zeitvertrage ........cocceeeecvveeeecciieee e
Verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Kompente....................
Verlangerung aller Zeitvertrage bei Mutterschutz, Elternzeit und
2 TTUT g = 1] oYU g == o SRR
Keine Anrechnung von studentischen Beschéaftigungszeiten auf
HOChstbefristuNgSAAUET .......eeiiiiieee e e e e

3.2  Aktive Vergabepolitik bei der der Finanzierung von Wissenschaftseinrichtungen

Unterzeichnung und Umsetzung der europdischen Forscher-Charta............
Tariftreue: Einhaltung geltender Tarifvertrage .......ccocceeeeveeeeceeececieee e,
Selbstverpflichtung: Kodex , Gute Arbeit in der Wissenschaft”.....................
Family Budgeting: Kinder sind kein Betriebsunfall...........ccccccoeeeiiiiiiniinnennns



3.3

3.4
3.5

Einflhrung eines Doktorandinnen- und Doktorandenstatus in der
KranKeNVEISICNEIUNG ... .uviiiiiiiee ettt et e e e e et e e et ae e e e sabae e e ennbeeeeennnees

Aufnahme von wissenschaftsspezifischen Regelungen in den TVOD.........ccoveeeeivveeecnneenn.

,Pakt flr gute Arbeit in der Wissenschaft” ...

Bewertung der vorliegenden parlamentarischen Initiativen sowie der Stellungnahme der
BUNGESTEGIEIUNG. .. eeiiiiiiieecciiee et ee ettt e e et e e e ete e e e s tte e e e settaeeesstaeeesstaeessastaeeesastseeesassaeessnstaeansnns

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

Antrag der Fraktion DIE LINKE: , Befristung von Arbeitsvertrdagen in der
Wissenschaft einddmmen — Gute Arbeit in Hochschulen und Instituten fordern®
(Bundestags-Drucksache 17/6488 vom 06.07.2011) ....c..covevreeereeireeieeereenreenreenreesseesaneennes

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: ,Wissenschaftszeitvertragsgesetz
wissenschaftsaddquat verandern” (Bundestags-Drucksache 17/7773 vom 22.11.2011) ..
Antrag der Fraktionen CDU/CSU und FDP: ,Exzellente Perspektiven flr den
wissenschaftlichen Nachwuchs fortentwickeln” (Bundestags-Drucksache 17/9396

VOM 24.04.2002)..cueiii ettt ettt ettt e eett e e e et e e e e tae e e eetaeeeeabbeeeeaasaeeeenraeeeantraeesanraeans

Antrag der Fraktion DIE LINKE: , Arbeitsbedingungen und Berufsperspektiven von
Promovierenden verbessern” (Bundestags-Drucksache 17/11044 vom 17.10.2012)........

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD: ,Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung
des Gesetzes lber befristete Arbeitsvertrage in der Wissenschaft (1. WissZeitVG-
AndG)“ (Bundestags-Drucksache 17/12531 vom 27.02.2013) .....ccocevvvereerereereeereneerennenens

Unterrichtung durch die Bundesregierung: ,,Bundesbericht Wissenschaftlicher
Nachwuchs 2013“ (Bundestags-Drucksache 17/13670 vom 30.05.2013) ........cccueeeuveennenn.



0. Vorbemerkung

Die Karrierewege in Hochschule und Forschung und die Berufsperspektiven von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern stehen endlich im Fokus aktueller wissenschaftspolitischer Debatten. Dazu
hat die vom Bundesministerium fiir Bildung und Forschung (BMBF) in Auftrag gegebene Berichter-
stattung beigetragen — insbesondere die Bundesberichte Wissenschaftlicher Nachwuchs 2008" und
2013, aber auch der 2011 vorgelegte Bericht zur Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes®.
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat 2010 mit dem , Templiner Manifest” unter
dem Motto , Traumjob Wissenschaft” zehn Eckpunkte fiir eine Reform von Personalstruktur und Be-
rufswegen in Hochschule und Forschung vorgelegt, die von rund 10.000 Unterzeichnerinnen und
Unterzeichnern unterstiitzt werden®. 2012 hat die GEW mit dem Herrschinger Kodex ,Gute Arbeit in
der Wissenschaft” aufgezeigt, wie sich jede Hochschule und jede Forschungseinrichtung zu bere-
chenbaren Karrierewegen und stabilen Beschaftigungsbedingungen verpflichten kann®.

Erfreulicherweise hat der Deutsche Bundestag die Diskussion aufgegriffen und berat jetzt, welchen
Beitrag der Bund zur Reform der Karrierewege und zur Verbesserung der Beschaftigungsbedingun-
gen in Hochschule und Forschung leisten kann. Zur offentlichen Anh6rung des Ausschusses fir Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschatzung des Deutschen Bundestag am 12.06.2013 liegen ein
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD (Bundestags-Drucksache 17/12531) sowie Antrdge der Fraktio-
nen von CDU/CSU und FDP (17/9396), DIE LINKE (17/6488, 17/11044) und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
(17/7773) vor. Die Probleme werden nicht mehr geleugnet, alle Fraktionen sehen Handlungsbedarf,
auch die Bundesregierung in ihrer Bewertung des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs
2013 (Bundestags-Drucksache 17/13670).

Zum Thema Personalstruktur und Karrierewege in der Wissenschaft hat sich die GEW gegeniiber dem
Ausschuss fur Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung im Rahmen von 6ffentlichen Anho-
rungen und Fachgesprdachen wiederholt umfassend unter spezifischen Aspekten geduflert: am
18.02.2008 zum Thema , Frauen in der Wissenschaft und Gender in der Forschung”, am 02.03.2009
zum Thema ,,Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses”, am 30.11.2011 zum Thema ,,Evaluati-
on des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes”, am 28.03.2012 zum Thema ,,Perspektiven des wissen-
schaftlichen Nachwuchses”. Die vorliegende Stellungnahme konzentriert sich auf die Handlungsmog-
lichkeiten des Bundes vor dem Hintergrund der Ergebnisse des Bundesberichts Wissenschaftlicher
Nachwuchs 2013.

1 Bundesministerium fiir Bildung und Forschung: Bundesbericht zur Forderung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses (BuWiN), Bonn/Berlin 2008; siehe www.buwin.de.

2 Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs: Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013.
Statistische Daten und Forschungsbefunde zu Promovierenden und Promovierten in Deutschland, Bielefeld 2013;
siehe www.buwin.de.

3 GeorglJongmanns: Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Gesetzesevaluation im Auftrag des Bun-
desministeriums fiir Bildung und Forschung. HIS-Projektbericht Marz 2011, Hannover 2011.

4 Siehe www.templiner-manifest.de. Vgl. Klemens Himpele/Andreas Keller/Alexandra Ortmann (Hrsg.): Traumjob
Wissenschaft? Karrierewege in Hochschule und Forschung, Bielefeld 2011(GEW-Materialien aus Hochschule und
Forschung, Band 117).

5 Siehe www.herrschinger-kodex.de. Vgl. Andreas Keller/Doreen Péschl/Anna Schiitz (Hrsg.): Baustelle Hochschule.
Attraktive Karrierewegen und Beschaftigungsbedingungen gestalten, Bielefeld 2013 (GEW-Materialien aus Hoch-
schule und Forschung, Band 120) (im Erscheinen).




1. Strukturdefizite der Karrierewege in Hochschule und Forschung im Lichte des
Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013

1.1 Unzufriedenheit mit Beschaftigungssituation

Promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an Universitaten arbeiten, sind
mit der inhaltlichen Ausgestaltung ihrer Tatigkeit zufrieden, dagegen aber deutlich weniger zufrieden
mit ihrer Beschaftigungssituation sowie mit dem Betriebsklima. Bei Befragungen 1,5 Jahre nach der
Promotion duBern Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die gréfSte Diskrepanz zwischen der
personlichen Bedeutung fir die Berufszufriedenheit und der tatsachlichen Verwirklichung am Ar-
beitsplatz beim Thema Arbeitsplatzsicherheit. Unter den befristet beschéaftigten promovierten Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern geben 90 Prozent an, mit der Planbarkeit der Karriere unzu-
frieden zu sein. Fast die Halfte der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wiinscht sich
auBerdem mehr Selbstandigkeit sowie ein hoheres Mal an Riickmeldung zur eigenen Arbeit.

1.2 Immer mehr befristete Beschaftigungsverhaltnisse

Der Anteil der befristet Beschaftigten unter den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern im Angestelltenverhaltnis hat sich im vergangenen Jahrzehnt erhoht: Lag er im Jahr 2000 bereits
bei 79 Prozent, ist er bis 2010 nochmals deutlich gestiegen auf inzwischen 90 Prozent. Auch nach der
Promotion liegt der Anteil von befristet Beschaftigten an den Universitdten noch bei fiinf von sechs
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Dies ist auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass bei Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern zum Zeitpunkt der Promotion immerhin zu einem Drittel Kinder
im Haushalt leben. 1,5 Jahre nach der Promotion haben an Hochschulen 12 Prozent, in aulReruniver-
sitdren Forschungseinrichtungen 8 Prozent, in der Privatwirtschaft dagegen bereits 67 Prozent der
Promovierten eine unbefristete Anstellung.

Wie der Bundesbericht wissenschaftlicher Nachwuchs verdeutlicht, spielen Instrumente wie etwa die
Schaffung von Tenure-Track-Modellen, die diesem Trend entgegenwirken und eine dauerhafte Per-
spektive in der Wissenschaft er6ffnen kdnnen, bisher kaum eine Rolle; so sind etwa entsprechende
Modelle fir Juniorprofessuren gerade einmal in den Hochschulgesetzen von drei Bundeslandern
verankert.

Uber die Hélfte (53 Prozent) der befristeten Arbeitsvertrage mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern an Hochschulen hatten eine Laufzeit von unter einem Jahr, an Forschungseinrich-
tungen waren es 50 Prozent — das hat die Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 2011
ergeben.® In solch extrem kurzen Zeitraumen lasst sich in der Regel weder eine Doktorarbeit schrei-
ben noch ein Forschungsprojekt durchfiihren.

Aktuelle Daten des Statistischen Bundesamtes auf Grundlage des Mikrozensus unterstreichen, dass
die Unzufriedenheit von jungen Beschaftigten an Hochschulen mit der fehlenden Arbeitsplatzsicher-
heit auch im Vergleich zu Beschaftigungsverhaltnisses aullerhalb der Hochschulen insgesamt durch-
aus berechtigt ist: Lag der Anteil von befristet Beschaftigten bei 25- bis 29-jahrigen Personen mit
einen akademischen Bildungsabschluss 2011 insgesamt bei 29 Prozent, so traf dieses an den Hoch-
schulen auf 80 Prozent zu.’

6 Jongmanns, a.a.0.,S. 73.
7 Meldung vom 28.05.2013,
www.destatis.de/DE/Publikationen/STATmagazin/Arbeitsmarkt/2013 05/2013 05Beschaeftigte.html.
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1.3 Zwangsteilzeit und Einkommensnachteile

Der Anteil der in Teilzeit beschaftigten wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Uni-
versitaten hat deutlich zugenommen: von 38 Prozent (2000) auf 45 Prozent (2010). Mit Ausnahme
der Ingenieurwissenschaften sowie Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften sind in allen Fachern
deutlich mehr als die Halfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Teilzeit beschaftigt. 42,5 Prozent
aller wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in Teilzeit und befristet beschaftigt,
nur 7,8 Prozent sind in Vollzeit und unbefristet beschaftigt.

Der hohe Anteil von in Teilzeit beschaftigten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist insbe-
sondere vor dem Hintergrund problematisch, dass die Teilzeitbeschaftigung zumeist gegen den
Wunsch der Beschéftigten erfolgt (Zwangsteilzeit) und haufig Mehrarbeit in der unbezahlten Freizeit
erwartet und tatsachlich geleistet wird.

Die fehlende Arbeitsplatzsicherheit in der Wissenschaft wird nicht durch héhere Einkommen kom-
pensiert — im Gegenteil. Bei Vollzeitbeschaftigung liegt das durchschnittliche Bruttoeinkommen Pro-
movierter an Hochschulen und auReruniversitdren Forschungseinrichtungen um rund ein Viertel
unter dem im privaten Sektor erzielten Einkommen. Im internationalen Vergleich gilt fiir viele Lander,
dass Promovierte an Hochschulen zwar etwas geringere Einkommen haben, dafiir aber eine stabilere
Beschaftigungssituation genieflen. In Deutschland dagegen sind Promovierte an Hochschulen sowohl
deutlich haufiger befristet beschaftigt als auch einkommensmaRig schlechter gestellt als in der Pri-
vatwirtschaft. Diese Kombination beschreibt der Bundesbericht wissenschaftlicher Nachwuchs als
Linternational eher uniblich“ (,Wichtige Ergebnisse im Uberblick, S. 21).

1.4 Deutscher Sonderweg in der Personalstruktur

Die Personalstruktur an den Hochschulen hat sich im letzten Jahrzehnt deutlich verédndert, wobei ein
sinkender Anteil der Professorinnen und Professoren durch eine Zunahme nebenberuflich erbrachter
Arbeit kompensiert wurde: Wahrend der Anteil der Professorinnen und Professoren von 12 Prozent
(2000) auf 9 Prozent (2010) gesunken ist, ist der Anteil nebenberuflichen Personals von 21 Prozent
(2000) auf 25 Prozent (2010) gestiegen, der Anteil des hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals
unterhalb der Professur liegt dabei relativ stabil bei 67 (2000) bzw. 66 Prozent (2010).

Im internationalen Vergleich nehmen deutsche Universitdaten auch hier schon heute eine Sonderstel-
lung ein, weil der Anteil der ,Senior-Staff-Ebene” — dauerhaft beschaftigter, selbstiandig Lehrender
und Forschender — ungewdhnlich klein ausfallt. Dariiber hinaus fehlt die Ebene des ,Junior Staff” —
hauptamtlich und selbsténdig Lehrender und Forschender unterhalb der Professur — in Deutschland
fast vollig. Der Anteil der Juniorprofessuren, Universitatsdozenturen und vergleichbarer Positionen
fir selbstandig Forschende und Lehrende liegt insgesamt bei unter zwei Prozent. Der deutsche Son-
derweg driickt sich zum einen durch die Unsicherheit der Beschaftigungsverhaltnisse unterhalb der
Professur sowie andererseits dadurch aus, dass die iberwiegende Mehrheit der Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler an deutschen Universitdaten nicht eigenstdandig forscht und lehrt, sondern
weisungsgebunden tatig ist.

Diese Situation spiegelt sich auch im deutschen Begriff des ,wissenschaftlichen Nachwuchses” fir
alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterhalb der Professur; wie der Bundesbericht wis-
senschaftlicher Nachwuchs herausstellt, kennen andere Sprachen entsprechende Begriffe nicht.

1.5 Viel zu langsame Fortschritte in der Gleichstellung

Der Anteil von Frauen ist auf den unterschiedlichen Stufen der wissenschaftlichen Qualifizierung
jeweils leicht gestiegen, nimmt allerdings weiterhin tber die Stufen des Berufsweges hinweg deutlich
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ab. Obwohl inzwischen 44 Prozent der Promotionen von Frauen abgeschlossen werden, entfallen nur
25 Prozent der Habilitationen und 28 Prozent der Neuberufungen auf Frauen. Unter den Juniorpro-
fessuren erreichen Frauen einen Anteil, der mit 38 Prozent deutlich (iber ihrem Anteil an Habilitatio-
nen liegt. In der Professorenschaft insgesamt sowie in den Hochschulleitungen sind Frauen dagegen
mit je nur einem Flinftel vertreten. Der Frauenanteil bleibt weiterhin in alle Sektoren des deutschen
Forschungssystems hinter den Durchschnittswerten der EU-27 zurlick, der geringste Anteil von Frau-
en ist mit 13 Prozent im privatwirtschaftlichen Forschungsbereich anzutreffen.

Frauen sind unter den promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern allerdings nicht nur
unterreprasentiert, sondern befinden sich auch in Bezug auf ihre Beschaftigungsbedingungen im
Nachteil. Das betrifft sowohl ihre Vertragsdauer, den Vertragsumfang und das Gehalt als auch die
Berufszufriedenheit.

1.6 Instabile Beschaftigungsbedingungen untergraben Kontinuitdt und Qualitat der Lehre

Parallel zum Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 hat die Hochschulrektorenkonferenz
(HRK) die ebenfalls vom BMBF geférderte Untersuchung zum ,Wandel von Lehre und Studium an
deutschen Hochschulen — Erfahrungen und Sichtweisen der Lehrenden” (LESSI) vorgelegt. Die LESSI-
Studie beschaftigt sich insbesondere mit den Auswirkungen der Bologna-Reformen auf die Lehren-
den an deutschen Hochschulen und enthalt alarmierende Befunde zu den Auswirkungen instabiler
Beschaftigungsbedingungen auf die Kontinuitat und Qualitit der Lehre.? In diesem Zusammenhang
kommen die Autorinnen und der Autor zu einer kritischen Bewertung der Personalentwicklung an
den Hochschulen. An Universitdten werden mittlerweile drei Viertel der Lehre vom akademischen
Mittelbau erbracht; gleichzeitig nimmt der Anteil der befristeten Beschaftigungsverhaltnissen zu,
,die zudem, insbesondere bei den Doktorandinnen und Doktoranden, die auf Teilzeitstellen arbeiten,
ein hohes MaR an unvergiiteter Mehrarbeit beinhalten’. Die hohe Personalfluktuation und die da-
mit verbundene geringere berufliche Erfahrung und fehlende Kontinuitat erschwere auch die Quali-
tatssicherung in der Lehre, lautet die kritische Bilanz der LESSI-Studie.

1.7 Fazit: Befunde machen Handlungsbedarf deutlich

Die Ergebnisse des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 zeigen, wie groR der Hand-
lungsbedarf ist. Die Karrierewege an deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind lang,
steinig und unberechenbar, die Beschaftigungsbedingungen instabil. Es gibt — was im internationalen
Vergleich einen Sonderweg darstellt — im deutschen Wissenschaftssystem so gut wie keine dauerhaf-
ten Berufsperspektiven neben der Professur. Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sind immer haufiger mit Zeitvertragen mit immer kirzeren Laufzeiten konfrontiert. Frauen in der
Wissenschaft werden zusatzlich benachteiligt und steigen noch haufiger als Manner aus statt auf.
Zwangsteilzeit und im Vergleich mit anderen Branchen geringere Einkommen untergraben die At-
traktivitat des Arbeitsplatzes Hochschule und Forschung zusatzlich.

Die Strukturdefizite der Karrierewege in Hochschule und Forschung sind nicht nur von Nachteil fiir
die betroffenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die sich zurecht unzufrieden mit den
Rahmenbedingungen zeigen, auch die Qualitat von Forschung und Lehre leidet. Wenn Dozentinnen
und Dozenten nach dem ,Hire and Fire“-Prinzip semesterweise ausgewechselt werden, wer sorgt

8 Harald Schomburg/Choni Flother/Vera Wolf: Wandel von Lehre und Studium an deutschen Hochschulen — Erfah-
rungen und Sichtweisen der Lehrenden. Projektbericht, Kassel 2012; siehe www.hrk-
nexus.de/uploads/media/HRK nexus LESSI.pdf.

9 Schomburg/Fléther/Wolf 2012, a. a. O., S. 56.




dann fiir die notwendige Kontinuitat und Qualitat in der Lehre? Wie innovationsfreudig konnen For-
scherinnen und Forscher sein, die standig um die Verlangerung ihres Arbeitsvertrages zittern mus-
sen? Eine umfassende Reform der Personalstruktur und Karrierewege in Hochschule und Forschung
ist daher uberfallig.

2. Reformvorschlage der Bildungs- und Wissenschaftsgewerkschaft GEW

Die GEW hat 2010 mit dem Templiner Manifest unter dem Motto , Traumjob Wissenschaft” zehn
Eckpunkte flr eine Reform von Personalstruktur und Berufswegen in Hochschule und Forschung vor-
gelegt'®, 2012 hat sie mit dem Herrschinger Kodex ,Gute Arbeit in der Wissenschaft” aufgezeigt, wie
Hochschulen und Forschungseinrichtungen selbst flr stabile Beschaftigungsbedingungen und bere-
chenbare Karrierewege in der Wissenschaft sorgen konnen.!! Vor diesem Hintergrund ergeben sich
folgende Vorschlage der GEW fiir eine Reform von Personalstruktur und Karrierewegen in Hochschu-
le und Forschung.

2.1 Absicherung der Promotionsphase

Dass Doktorandinnen und Doktoranden keine Studierenden in der dritten Phase ihrer Ausbildung
nach Bachelor und Master sind, sondern junge Forscherinnen und Forscher in der ersten Phase ihrer
wissenschaftlichen Berufstatigkeit, muss sich im Status der Promovierenden und den Rahmenbedin-
gungen fur die Promotion widerspiegeln. Sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen
sollten daher gegeniiber Stipendien der Vorzug gegeben werden. Stipendien kommen als erganzen-
des Forderinstrument dann in Betracht, wenn die Stipendiatinnen und Stipendiaten ein weisungs-
freies, auf eigener Initiative beruhendes Promotionsvorhaben durchfiihren knnen und das Stipendi-
um eine auskémmliche Finanzierung des Lebensunterhalts sowie der Sozialversicherung erméglicht.
Dariiber hinaus muss die Einrichtung, an der promoviert wird, ihre institutionelle Verantwortung fir
eine hochwertige Betreuung der Doktorandinnen und Doktoranden wahrnehmen, indem sie fir den
Abschluss von Qualifizierungsvereinbarungen sorgt, in denen die Betreuungsleistungen verbindlich
geregelt werden. Die GEW schlagt vor, dass alle Promovierenden aktiv in facherlbergreifenden Gra-
duiertenzentren unterstiitzt werden.

Umfassende Vorschldage zur Reform der Promotion haben die Doktorandinnen und Doktoranden in
der GEW erarbeitet™.

2.2 Berechenbare Perspektiven fiir Postdocs
Promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (Postdocs) sollten Hochschulen und For-

schungseinrichtungen die Perspektive eines dauerhaften Verbleibs in der Wissenschaft durch einen
Tenure Track eréffnen — unabhangig davon, ob eine Berufung auf eine Professur erfolgt oder nicht.

10 www.templiner-manifest.de. Vgl. Klemens Himpele/Andreas Keller/Alexandra Ortmann (Hrsg.): Traumjob Wis-
senschaft. Karrierewege in Hochschule und Forschung, Bielefeld 2010 (GEW-Materialien aus Hochschule und For-
schung, Band 117).

11 www.herrschinger-kodex.de. Vgl. Andreas Keller/Doreen P6schl/Anna Schiitz (Hrsg.): Baustelle Hochschule. At-
traktive Karrierewege und Beschaftigungsbedingungen gestalten, Bielefeld 2013 (GEW-Materialien aus Hochschu-
le und Forschung, Band 120) (im Erscheinen).

12 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand (Hrsg.): Promotion im Brennpunkt. Reformvorschlage
der Doktorandinnen und Doktoranden in der Bildungsgewerkschaft GEW, 2. erweiterte Auflage 2012.
www.wissenschaft.gew.de/Binaries/Binary92608/Promotion im Brennpunkt.pdf.
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Wie ein Tenure Track sinnvoll ausgestaltet werden kann, zeigt der Kollektivvertrag (Tarifvertrag) fur
die Universitaten in Osterreich, der 2009 zwischen der Gewerkschaft Offentlicher Dienst (GOD) und
dem Dachverband der Universititen abgeschlossen wurde®®. GeméaR § 27 des Kollektivvertrages kann
eine Universitat einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder einem wissenschaftlichen Mitarbeiter
den Abschluss einer Qualifizierungsvereinbarung anbieten. Werden die vereinbarten Qualifizierungs-
ziele erreicht, was die Universitdt entsprechend férdern muss, kann die Wissenschaftlerin bzw. der
Wissenschaftler mit einer Entfristung ihres bzw. seines Beschaftigungsverhaltnisses rechnen.

In ihrem Herrschinger Kodex ,,Gute Arbeit in der Wissenschaft” bezieht sich die GEW auf dieses Vor-
bild und schlagt Hochschulen und Forschungseinrichtungen vor, Postdocs eine entsprechende Tenu-
re-Track-Option anzubieten: Erreichen sie die in einer Zielvereinbarung festgelegten wissenschaftli-
chen Entwicklungsziele, wird das Beschaftigungsziel entfristet; bei Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren flihrt das Erreichen der vereinbarten Ziele zur Berufung auf eine Professur.

2.3 Personalentwicklung, Personalplanung und Personalmanagement

Ein Tenure-Track-Modell wird nur dann funktionieren kénnen, wenn die jeweilige Wissenschaftsein-
richtung eine aktive Personalpolitik betreibt. Hochschulen und Forschungseinrichtungen miissen sich
daher zu einer aktiven Personalpolitik bekennen, d. h. Personalentwicklung, Personalplanung und
Personalmanagement betreiben.

Es sollte fiir jede Hochschule und jede Forschungseinrichtung selbstverstandlich werden, auf Basis
einer vorausschauenden Personalplanung den mittel- und langfristigen Bedarf ihrer Einrichtung an
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und anderen Beschaftigten zu ermitteln und davon abzu-
leiten, wie vielen Nachwuchskraften eine wissenschaftliche Laufbahn er6ffnet werden kann und soll-
te. Erst auf dieser Grundlage kann fiir jede Einrichtung ein adaquates Verhaltnis zwischen befristeten
und unbefristeten Beschaftigungsverhaltnissen bestimmt werden, die der Entwicklung der Einrich-
tung auf der einen Seite und den Interessen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern auf der
anderen Seite Rechnung tragt.

Darliber hinaus sollte eine Wissenschaftseinrichtung im Rahmen eines intelligenten Personalmana-
gements Instrumente entwickeln, mit denen unabhangig von kurzfristig wirksamen Finanzierungs-
guellen mittelfristig bis langfristig stabile Beschaftigungsverhaltnisse eréffnet werden kénnen — in-
dem die Dauer des Arbeitsvertrages von der Finanzierung aus Drittmittelprojekten oder dem Hoch-
schulhaushalt entkoppelt wird. Die GEW schldgt vor, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen
durch zentrale Uberbriickungsfonds fiir langerfristige oder unbefristete Beschiftigungsverhiltnisse
sorgen.

Schlief8lich sollten Hochschulen und Forschungseinrichtungen eine aktive Personalentwicklung be-
treiben, d. h. allen Beschéftigten zielgruppenspezifische Informations-, Beratungs- und Fortbildungs-
angebote zur Kompetenzentwicklung, Karriereorientierung und Vernetzung bieten. Auch Fiihrungs-
krafte sind entsprechend zu qualifizieren.

2.4 Mindeststandards fiir befristete Beschaftigungsverhaltnisse

Die GEW erwartet von jeder Hochschule und Forschungseinrichtung einen verantwortungsbewussten
Umgang mit befristeten Beschaftigungsverhaltnissen. Verantwortungsbewusster Umgang bedeutet
zunachst, dass Zeitvertrage liberhaupt nur dann abgeschlossen werden sollten, wenn diese notwen-
dig und sachlich gerechtfertigt sind. Das kann nur dann der Fall sein, wenn die Beschaftigung einer —

13 GOD - Gewerkschaft Offentlicher Dienst (2011) (Hrsg.): Kollektivvertrag fiir die Arbeitnehmer/innen der Universi-
taten, Wien.



nach MalSgabe einer arbeitsvertraglich vereinbarten und im Rahmen der Arbeitszeit zu betreibenden
— Qualifizierung dient, sie Uberwiegend aus befristet zur Verfligung stehenden Drittmitteln finanziert
wird oder aufgrund einer Vertretung erforderlich ist. Die sachgrundlose Befristung ist zwar nach dem
geltenden Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) im Rahmen der bekannten Sechs-plus-
sechs-Jahresfrist zuldssig, seit dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 01.06.2011" ist aber klar,
dass auch die sachgrundlose Befristung nicht vollig losgelost vom Zweck des Gesetzes, wissenschaft-
liche Qualifizierung zu férdern, erfolgen kann. Die sachgrundlose Befristung von Beschaftigungsver-
héltnissen ist daher nur dann rechtlich wie wissenschaftspolitisch vertretbar, wenn diese tatsachlich
der wissenschaftlichen Qualifizierung der Beschaftigten dient. Das bedeutet, dass die sachgrundlose
Befristung von Arbeitsvertragen mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, zu deren
Dienstaufgaben nicht die eigene Qualifizierung gehort, sowie insbesondere mit Lehrkraften fiir be-
sondere Aufgaben und mit Mitgliedern des administrativen und technischen Personals nicht akzep-
tabel ist.

Verantwortungsbewusster Umgang mit Zeitvertragen bedeutet aber darliber hinaus, dass immer
dann, wenn befristete Beschaftigungsverhiltnisse notwendig und sachgerecht sind, Mindeststan-
dards fir die Ausgestaltung der Vertrage gelten. Dazu gehort an erster Stelle die Sicherung von Min-
destvertragslaufzeiten nach dem einfachen Grundsatz, dass sich die Laufzeit von Arbeitsvertragen am
Befristungszweck zu orientieren hat. Hat beispielsweise ein Drittmittelprojekt eine Laufzeit von drei
Jahren, dann sollten sich auch die Arbeitsvertrage mit den Projektmitarbeiterinnen und -mitarbeitern
auf mindestens drei Jahre erstrecken. Dauert beispielsweise eine Promotion voraussichtlich finf Jah-
re, dann sollte auch der Arbeitsvertrag mit der Doktorandin oder dem Doktoranden eine Laufzeit von
mindestens flinf Jahren haben.

2.5 Familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen

Die GEW tritt fiir eine familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen ein. Dazu gehoren zum ei-
nen flexible Arbeitszeiten, familiengerechte Sitzungszeiten und bedarfsgerechte Betreuungsmaoglich-
keiten fiir Kinder. Die GEW fordert eine familiengerechte Hochschule, die allen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern — Frauen und Mannern, mit und ohne Kindern — die Moglichkeit gibt, im
Gleichgewicht zu forschen, zu lehren und zu leben. Dabei geht die GEW ausdriicklich von einem brei-
ten Familienbegriff aus, der alle Lebensgemeinschaften einschliel3t, in denen Menschen fiireinander
Verantwortung tibernehmen.

Es geht zum anderen aber auch um eine familienfreundliche Gestaltung von Beschéaftigungsverhalt-
nissen. Von der familienpolitischen Komponente des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, die eine
Verldangerung von Zeitvertragen im Falle der Betreuung von Kindern tiber die Hochstbefristungsdauer
hinaus zulasst, wird derzeit ,fast ausschlielRlich fir den Individualfall Gebrauch gemacht” — zu diesem
Ergebnis ist die vom BMBF in Auftrag gegebene Evaluation des Gesetzes gekommen.” Nur 0,5
Prozent der an Hochschulen nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz abgeschlossenen Zeitvertra-
ge werden auf die familienpolitische Komponente gestlitzt. Die GEW fordert daher eine verbindliche
Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente: Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mus-
sen, bevor sie Kinder haben oder bevor sie eine Beschaftigung aufnehmen, erfahren kénnen, unter
welchen Bedingungen sie Anspruch auf eine Verlangerung ihres Beschaftigungsverhaltnisses haben.
Dariiber hinaus miissen nicht nur Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die nach § 1 Absatz 1
WissZeitVG sachgrundlos befristet beschaftigt sind, sondern alle befristet Beschaftigten, auch jene
mit nach § 1 Absatz 2 geschlossene Drittmittelvertrdgen, einen Rechtsanspruch auf Vertragsverlange-

14 7 AZR 827/09.
15 Jongmanns 2011, a. a. O., S. 55.
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rung im Falle von Mutterschutz, Elternzeit oder Zeiten fiir die Betreuung von Angehorigen bekom-
men.

Soweit Stipendien vergeben werden, muss es analog zu den Forderungen zur Anderung des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes klare, einheitliche und verbindliche Regelungen fiir die Unterbrechung
und Verlangerung von Stipendien aufgrund von Mutterschutz und Elternzeit geben. Einkommen von
Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partnern diirfen nicht auf die Stipendienhdhe und die Kinderzu-
schlage angerechnet werden.

2.6 Anspruch auf Vollzeitbeschaftigung statt Zwangsteilzeit

Die GEW schlagt vor, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern grundsatzlich eine Vollzeitbeschaf-
tigung anzubieten, Teilzeitbeschaftigung soll selbstverstandlich auf ausdriicklichen Wunsch der Be-
schaftigten moglich bleiben. Hintergrund dafiir ist, dass gerade im Wissenschaftsbetrieb auf halben
Stellen Vollzeitarbeit erwartet wird, und sei es, indem die Qualifizierung, die die Befristung rechtfer-
tigt, als Freizeit deklariert wird.

2.7 Reguldre statt prekare Beschaftigung

Prekdre Beschaftigungsverhiltnisse haben an Hochschulen und Forschungseinrichtungen nichts ver-
loren. Dort, wo Lehrbeauftragte dauerhaft Lehr- und Priifungsaufgaben wahrnehmen und nicht nur
zur Ergdnzung des Lehrangebots beitragen, sind ihnen daher sozialversicherungspflichtige Beschafti-
gungsverhiltnisse anzubieten. Im Ubrigen sollte es Mindeststandards fiir die Vergabe von Lehrauf-
tragen geben: Die Vergitung hat auch dem Aufwand fir die Vor- und Nachbereitung der Lehrveran-
staltungen sowie fiir die Betreuung und Beratung der Studierenden Rechnung zu tragen. Auf die Ein-
stellung von wissenschaftlichen Hilfskraften mit Hochschulabschluss, die in der Regel die gleiche Ar-
beit wie wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten, aber sehr viel schlechtere Be-
schaftigungsbedingungen und kein existenzsicherndes Einkommen haben, sollte verzichtet werden.

2.8 Gleiche Chancen fiir Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler

Die GEW tritt fur ein ausgeglichenes Geschlechterverhiltnis auf allen Stufen der wissenschaftlichen
Karriere bzw. Personalstruktur ein. Dies sollte u. a. durch eine gleichstellungsorientierte Personal-
entwicklung und Personalrekrutierung, durch eine aktive Unterstltzung der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten sowie durch die substanzielle Beriicksichtigung von gleichstellungspolitischen
Erfolgen bei der Mittelvergabe gewdhrleistet werden. Darliber hinaus sollte mindestens entspre-
chend der Empfehlungen des Wissenschaftsrat eine Quotierung nach MaRgabe des so genannten
Kaskadenmodells erfolgen: Liegt der Anteil der Frauen an einer Wissenschaftseinrichtung beispiels-
weise bei 40 Prozent, so sollten mindestens 40 Prozent Wissenschaftlerinnen im Postdoc-Bereich
eingestellt werden.

2.9 Mitbestimmung auf Augenhéhe
Die GEW fordert, dass alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unabhangig von ihrem Status in
Hochschulgremien beziehungsweise Aufsichtsgremien der Forschungseinrichtungen auf Augenhoéhe

gleichberechtigt mitbestimmen kdnnen. Das gilt auch fiir neue Organisationsformen wie Graduier-
tenschulen oder Exzellenz-Cluster, die teilweise quer zu traditionellen Verwaltungsstrukturen etab-
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liert werden. Alle Beschaftigten miissen das Recht bekommen, durch von ihnen gewahlte Personal-
vertretungen vertreten zu werden, deren Rechte erweitert werden missen — auch als Konsequenz
der groReren Autonomie der Einrichtungen in Wirtschafts- und Personalangelegenheiten.

2.10 Ausbau von Hochschule und Forschung

Die wachsenden Anforderungen an Forschung und Lehre sind in der Wissensgesellschaft des 21.
Jahrhunderts nur durch einen bedarfs- und nachfragegerechten Ausbau von Hochschulen und For-
schungseinrichtungen zu bewaltigen. Eine bereits 2011 im Auftrag der Max-Traeger-Stiftung von Silke
Gulker erstellte und von der GEW publizierte Studie zeigt, dass der Personalbedarf, der in den kom-
menden Jahren auf die Hochschulen zukommt, enorm ist*®. Nach Giilkers Berechnungen sind bis
2025 insgesamt bis zu Gber 30.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einzustellen, davon gut
16.000 als Professorinnen und Professoren — wobei eine gewiinschte Verbesserung des Betreuungs-
verhaltnisses in diesen Zahlen ebenso wenig abgebildet ist wie der politisch gewollte Ausbau der
Hochschulen durch eine deutliche Steigerung der Bildungsbeteiligung von Menschen aus Familien
ohne akademischen Hintergrund. Die Legende einer ,Verstopfung von Karrierewegen” durch unbe-
fristete Beschaftigungsverhaltnisse fallt wie ein Kartenhaus in sich zusammen, wenn klar ist, dass die
deutschen Hochschulen in Zukunft nicht weniger, sondern deutlich mehr Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler brauchen. Es ist demnach unumganglich, heute Rahmenbedingungen zu schaffen
und Anreize daflir zu setzen, dass sich junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf eine
Laufbahn in Hochschule und Forschung einlassen und auch morgen noch fiir qualifizierte Arbeit in
Forschung, Lehre und Wissenschaftsmanagement bereitstehen.

3. Konkrete Handlungsmaoglichkeiten des Bundes

Im Bildungsfoderalismus der Bundesrepublik Deutschland liegen wesentliche Kompetenzen fiir die
Bildungs- und Forschungspolitik bei den Landern, die diese in wachsendem Umfang an die Hochschu-
len weitergeben. Auch die Eigenverantwortung der aulleruniversitiren Forschungseinrichtungen
wurde durch das 2012 in Kraft getretene Wissenschaftsfreiheitsgesetz des Bundes gestarkt. Gleich-
wohl verfligt der Bund (iber erhebliche rechtliche Kompetenzen und politische Gestaltungsmoglich-
keiten, um fiir berechenbare Karrierewege und stabile Beschaftigung in der Wissenschaft zu sorgen.
Die GEW fordert den Bund auf, diese Kompetenzen und Gestaltungsmaoglichkeiten zu nutzen.

3.1 Anderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) begriindet ein Sonderarbeitsrecht fiir die Wissen-
schaft und eroffnet den Hochschulen und Forschungseinrichtungen lberhaupt erst die rechtlichen
Moglichkeiten, weit Gber das allgemeine Arbeitsrecht hinaus befristete Beschaftigungsverhaltnisse zu
begriinden. Hochschulen und Forschungseinrichtungen waren bisher nicht zu einem verantwor-
tungsbewussten Umgang mit den Befristungsmoglichkeiten des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes
(WissZeitVG) in der Lage. Die Bildungs- und Wissenschaftsgewerkschaft GEW fordert daher eine An-
derung des Gesetzes. Die Gesetzgebungskompetenz liegt gemal Artikel 74 Absatz 1 Nr. 12 unzwei-
felhaft beim Bund.

16 Silke Gulker: Wissenschaftliches und kiinstlerisches Personal an Hochschulen: Stand und Zukunftsbedarf, Frank-
furt am Main 2011.
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Streichung der Tarifsperre

Die GEW fordert die ersatzlose Streichung der Tarifsperre in § 1 Ab. 1 Satz 3 WissZeitVG. Gewerk-
schaften und Arbeitgeber missen das Recht bekommen, sachgerechte Regelungen fiir die Befristung
von Arbeitsvertragen in Hochschulen und Forschungseinrichtungen auszuhandeln. Im demokrati-
schen Sozialstaat ist das der bewdhrte Weg, um zu einem sachgerechten Interessenausgleich zwi-
schen Beschaftigten und Arbeitgebern zu kommen.

Mindestvertragslaufzeiten fiir Zeitvertréige

Die GEW tritt fur die gesetzliche Festschreibung von Mindestlaufzeiten fiir die nach dem Gesetz be-
grindet befristeten Beschaftigungsverhaltnisse ein. Dabei sollte der Grundsatz gelten, dass sich die
Laufzeit von sachgrundlos befristeten Zeitvertrdagen an der Dauer der Qualifikation bzw. des Projekts,
die die Befristung rechtfertigen, orientieren muss. Nach WissZeitVG befristete Arbeitsvertrage mit
einer Laufzeit von unter einem Jahr sind auszuschliefen. Wie im allgemeinen Arbeitsrecht ist es Auf-
gabe des Gesetzgebers, zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Mindeststandards
vorzugeben, die fir die Arbeitgeber und Beschaftigten verbindlich sind. Arbeitgeber und Gewerk-
schaften sollten dariiber hinaus die Moglichkeit haben, weitergehende Anforderungen tarifvertrag-
lich zu regeln.

Verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente

Die GEW setzt sich fir eine verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente gemal
§ 2 Abs. 1 Satz 3 WissZeitVG ein. Nach geltender Rechtslage kann bei der Betreuung eines Kindes
oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren die zuldssige Befristungsdauer um zwei Jahre pro Kind verlan-
gert werden; ob von dieser Verlangerungsoption Gebrauch gemacht wird, liegt jedoch im Ermessen
des Arbeitgebers. Die GEW tritt fiir eine verbindliche Ausgestaltung dieser Regelung im Sinne eines
Rechtsanspruchs ein. Entsprechende Regelungen sind fiir den Fall der Pflege von Familienangehori-
gen erforderlich. Detaillierte Vorschlage dafiir haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der
GEW vorgelegt"’.

Verlédingerung aller Zeitvertréige bei Mutterschutz, Elternzeit und Beurlaubungen

Die GEW fordert die Ausdehnung der Regelungen zur Verlangerung von Zeitvertragen gemaR § 2 Abs.
5 WissZeitVG auf alle nach diesem Gesetz befristeten Beschaftigungsverhaltnisse, also auch auf ge-
mak § 2 Abs. 2 WissZeitVG befristete Beschaftigungsverhaltnisse, die Gberwiegend aus Drittmitteln
finanziert sind. Die Verlangerungstatbestande gemalR § 2 Abs. 5 WissZeitVG (Beurlaubung oder Ar-
beitszeitermaRigung zur Kinderbetreuung oder Pflege von Angehdrigen; Beurlaubung fiir Aus-, Fort-
oder Weiterbildung; Elternzeit; Mutterschutz; Wehr- und Zivildienst; Freistellung im Umfang von
mindestens einem Fiinftel der regelmaRigen Arbeitszeit fliir Personalvertretung, Schwerbehinderten-
vertretung, Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte, Ausiibung eines Mandats) greifen nach gelten-
dem Recht nur im Falle einer sachgrundlosen Befristung nach § 2 Absatz 1 WissZeitVG, nicht bei der
Drittmittelbefristung gemaR § 2 Absatz 2 WissZeitVG. Wer also beispielsweise als Forscherin oder For-
scher in einem Drittmittelprojekt in Elternzeit geht, hat, anders als ihre oder seine Kolleginnen und
Kollegen mit sachgrundlos befristeten Arbeitsvertragen, keinen Anspruch auf Vertragsverlangerung.
Lauft der Zeitvertrag wahrend der Elternzeit aus, wird die oder der Beschéftigte sogar mitten in der
Elternzeit beschaftigungslos. Das gilt analog fiir Zeiten des Mutterschutzes und die anderen gemaR § 2
Abs. 5 WissZeitVG aufgefiihrten Tatbestdnde — eine junge Mutter kann von ihrem Arbeitgeber auf dem
Wochenbett auf die Stralle gesetzt werden, wenn sie einen Drittmittelvertrag hat. Wenn der Gesetzgeber

17 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand (Hrsg.): Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftli-
cher Qualifizierung. Ein Rechtsratgeber. Mit einem Positionspapier der Doktorandinnen und Doktoranden in der
GEW, Frankfurt am Main 2013; siehe
www.gew.de/GEW Zeitvertraege von Beschaeftigten mit Kindern verlaengern.html.
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das Leitbild der familienfreundlichen Hochschule ernst nimmt, muss er jetzt die Gleichstellung von dritt-
mittelbefristeten Beschaftigten mit sachgrundlos befristet Beschaftigten durchsetzen.

Keine Anrechnung von studentischen Beschdiftigungszeiten auf Hochstbefristungsdauer

Die GEW fordert, die Anrechnung von Beschaftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studenti-
scher Mitarbeiter auf die Hochstbefristungsdauer von sechs plus sechs bzw. in der Medizin sechs plus
neun Jahren auszuschlieBen. Die Evaluation des Gesetzes hat ergeben, dass die Hochschulen in dieser
Hinsicht das Gesetz sehr unterschiedlich auslegen: 38 Prozent der Hochschulen rechnen alle Beschafti-
gungszeiten ab dem Bachelorabschluss auf die Hochstbefristungsdauer an, 23 Prozent entscheiden nach
einer Betrachtung des fachlichen Werdegangs, 13 Prozent rechnen erst ab dem Masterabschluss an, ein
Viertel der Hochschulen kann keine Angaben machen®®. Diese Rechtsunsicherheit sollte beseitigt werden.

3.2 Aktive Vergabepolitik bei der der Finanzierung von Wissenschaftseinrichtungen

Mit den Landern ist der Bund malgeblich an der Grundfinanzierung von Forschungseinrichtungen
der Max-Planck-Gesellschaft, der Leibniz-Gemeinschaft, der Fraunhofer-Gesellschaft und der Helm-
holtz-Gemeinschaft beteiligt. AuRerdem finanzieren Bund und Lander die Deutsche Forschungsge-
meinschaft (DFG), der die Universitdten einen GroRteil ihrer Drittmittel verdanken. Daneben finan-
ziert der Bund seine eigenen Ressortforschungseinrichtungen und vergibt Forschungsauftrage an
Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Darliber hinaus finanziert der Bund gemeinsam mit den
Landern liber Programme wie die Exzellenzinitiative, den Pakt fir Forschung und Innovation oder
den Qualitatspakt Lehre in erheblichem Umfang Forschung und Lehre an den Hochschulen. Auch die
Forderung der Begabtenforderwerke, die neben der Studienférderung auch Promotionsférderung
betreiben, ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Schlielilich sind die unmittelbar vom Bund finan-
zierten Bundeshochschulen (Universitdten der Bundeswehr und Verwaltungsfachhochschulen) zu
bericksichtigen.

Die GEW fordert den Bund zu einer aktiven Vergabepolitik auf. Meint es der Bund ernst mit der poli-
tischen Zielsetzung der Verbesserung der Karrierewege und Beschaftigungsbedingungen in der Wis-
senschaft, muss er als Geldgeber Mitverantwortung fir die Qualitdt von Karrierewegen und Beschaf-
tigungsbedingungen an den von ihm finanzierten Einrichtungen ibernehmen. Die GEW schlagt vor,
die institutionelle und projektférmige Forderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen an
die Erflillung von Auflagen zu binden, was liber entsprechende Zielvereinbarungen oder Zielvorgaben
geschehen kann, deren Umsetzung zu liberwachen ist. Die institutionelle Férderung der DFG sollte an
die Auflage gebunden werden, dass die Forschungsdrittmittel mit einer entsprechenden Vergabepoli-
tik vergeben werden, deren Eckpunkte Bund und Linder vorgeben. Uber die Gemeinsame Wissen-
schaftskommission (GWK) kénnen derartige Kriterien fiir berechenbare Karrierewege und stabile
Beschaftigungsbedingungen vereinbart und tiberwacht werden.

Dass dieses grundsatzlich rechtlich moglich und politisch durchsetzbar ist, zeigen die positiven Erfah-
rungen mit dem Professorinnenprogramm von Bund und Landern, bei dem die Finanzierung von zu-
satzlichen Professuren an die Vorlage eines plausiblen Gleichstellungskonzepts und die Berufung von
Wissenschaftlerinnen gekniipft ist. Auch im Pakt flr Forschung und Innovation gibt es bereits zwi-
schen Bund, Landern und Forschungsorganisationen vereinbarte forschungspolitische Ziele, liber
deren Erreichung regelmalig in einem Monitoring berichtet wird.

Alle Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsforderorganisationen, die vom Bund ganz
oder teilweise finanziert werden, sollten verpflichtet werden, folgende Grundsatze der Forderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses und der Beschéaftigung von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern einzuhalten.

18 Jongmanns 2011, a.a.0., S. 58)
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Unterzeichnung und Umsetzung der europdischen Forscher-Charta

2005 hat die Europaische Kommission ihre Empfehlungen fiir eine ,Europaische Charta fir Forscher”
sowie einen , Kodex fiir die Einstellung von Forschern“*® vorgelegt. Die Kommission empfiehlt Arbeit-
gebern im Wissenschaftsbereich sowie Forschungsforderorganisationen, sich durch Unterzeichnung
von Charta und Kodex u. a. dazu zu verpflichten, ,, dass die Leistung von Forschern nicht durch die
Instabilitdat von Arbeitsvertragen beeintrachtigt wird“ und sich ,daher so weit wie moglich dafir
ein(zu)setzen, die Stabilitat der Beschaftigungsbedingungen fiir Forscher zu verbessern”. Sie sollen
Arbeitsbedingungen bieten, , die es weiblichen und mannlichen Forschern erméglichen, Familie und
Arbeit, Kinder und Karriere zu verbinden®, und ein ,reprasentatives ausgewogenes Verhaltnis der
Geschlechter auf allen Ebenen ihres Personals anstreben, einschlieBlich auf Betreuungs- und Ma-
nagementebene”. Ferner sollen sie ,spezielle Laufbahnentwicklungsstrategien fir Forscher in allen
Etappen ihrer Laufbahn aufstellen, und zwar unabhangig von ihrer vertraglichen Situation, auch fir
Forscher mit befristeten Vertragen”.

Die europaweite Liste der Unterzeichner® zeigt, dass viele Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und Forderorganisationen in Deutschland Charta und Kodex bisher nicht oder nur mit Vorbehalten
unterzeichnet haben. Der Bund sollte kiinftig die Finanzierung von Einrichtungen an die Auflage
kniipfen, Charta und Kodex vorbehaltslos zu unterzeichnen und sich der aktiven Umsetzung zu ver-
pflichten.

Tariftreue: Einhaltung geltender Tarifvertriige

Der Bund sollte sicherstellen, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die derzeit nicht tarif-
gebunden sind, einem Arbeitgeberverband beitreten und sich so zur Einhaltung entsprechender Ta-
rifvertrage verpflichten. Dies betrifft insbesondere die auBerhochschulischen Forschungseinrichtun-
gen, die den Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst (TVOD) bzw. den Tarifvertrag fir den offentli-
chen Dienst der Lander (TV-L) zwar liberwiegend einzelvertraglich anwenden, dazu aber nicht ver-
pflichtet sind und sich zum Nachteil der Beschaftigten eine abweichende Anwendungspraxis vorbe-
halten.

So begriindet beispielsweise die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) Arbeitsvertrage mit Doktorandinnen
und Doktoranden, die abweichend vom TV6D u. a. ein um 50 Prozent reduziertes Grundgehalt und
die Beschrankung des Stufenausstiegs in der Entgelttabelle vorsehen — bei voller Arbeitszeit. Dieser —
untertarifliche — , Vertrag sui generis” wird vom BMBF explizit als eine Moglichkeit der Promotions-
forderung neben dem Stipendium und dem Arbeitsvertrag nach TVAD akzeptiert. Welche Fordermaog-
lichkeit im Einzelfall zum Zug kommt, entscheiden die einzelnen MPG-Institute.

Die GEW fordert, dass die Tarifflucht von 6ffentlichen Forschungseinrichtungen nicht auch noch mit
offentlichen Mitteln unterstiitzt wird. Die Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen sollte daher kiinftig unter der Voraussetzung einer entsprechenden Tariftreue der geforderten
Einrichtungen erfolgen.

Selbstverpflichtung: Kodex , Gute Arbeit in der Wissenschaft”

Der Bund sollte die Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen an die Vorausset-
zung binden, dass diese sich in einem Kodex ,, Gute Arbeit in der Wissenschaft” zu berechenbaren
Karrierewegen und stabilen Beschaftigungsbedingungen verpflichten. Die GEW hat mit ihrem Herr-
schinger Kodex ,,Gute Arbeit in der Wissenschaft” Empfehlungen fiir die Ausgestaltung einer solchen
Selbstverpflichtungserklarung gegeben.”* Dabei geht es um die Absicherung der Promotionsphase,
um berechenbare Perspektiven fiir Postdocs, um Mindeststandards fiir befristete Beschaftigungsver-
haltnisse, um die familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen, um gleiche Chancen fir Wissen-

19 http://ec.europa.eu/eracareers/pdf/eur 21620 de-en.pdf
20 http://ec.europa.eu/euraxess/index.cfm/rights/charterAndCode
21 Siehe www.herrschinger-kodex.de.
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schaftlerinnen und Wissenschaftler, um aktive Personalpolitik, um Beteiligung und Mitbestimmung
und um Verfahren zur Uberwachung der Einhaltung des Kodex ,,Gute Arbeit in der Wissenschaft*.
Alle Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten jetzt unter Beweis stellen, dass sie mit ihrer
Autonomie, die in den letzten Jahren auch in Wirtschafts- und Personalangelegenheiten schrittweise
gestarkt wurde, verantwortungsbewusst umgehen kénnen — indem sie sich in einem Kodex zu Stan-
dards guter Arbeit verpflichten, die berechenbare Karrierewege und stabile Beschéaftigung gewahr-
leisten. Bei der Erarbeitung des Kodex sollten die an der Einrichtung tatigen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler und anderen Beschaftigten auf Augenhdhe beteiligt werden.

Family Budgeting: Kinder sind kein Betriebsunfall

Auch Wissenschaftlerinnen kdnnen schwanger werden, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Familien griinden und Kinder betreuen. Das klingt selbstverstéandlich, viele Hochschulen und For-
schungseinrichtungen scheinen gleichwohl nicht darauf vorbereitet zu sein, dass ihre Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler Kinder bekommen. Selbst wenn an einer Hochschule und Forschungsein-
richtung im Einzelfall die Bereitschaft zur Verlangerung von befristeten Beschaftigungsverhaltnissen
besteht, fehlen daflir haufig die finanziellen Voraussetzungen. Der Bund sollte daher bei den von ihm
finanzierten Wissenschaftseinrichtungen auf einem entsprechenden Family Budgeting bestehen, das
eine familienfreundliche Personalpolitik ermoglicht. Aufgrund von Mutterschutz und Elternzeit va-
kante Stellen missen sofort refinanziert werden, damit eine Vertretung eingestellt werden kann.
Haushaltsmittel und Drittmittel missen in folgende Haushaltsjahre tbertragen werden kénnen, um
eine familienbedingte Unterbrechung reibungslos abwickeln zu kénnen. Daflir tragen einerseits die
Hochschulen und Forschungseinrichtungen Verantwortung, die die mit Schwangerschaft und Kinder-
betreuung verbundenen finanziellen Risiken nicht einseitig auf die Beschaftigten abwalzen diirfen,
andererseits die von Bund und Lander finanzierten Forderorganisationen wie die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die bei Finanzierung von Projekten entsprechende Mehrkosten von vornhe-
rein berlcksichtigen sollten. Darliber hinaus ist die Bundeshaushaltsordnung darauf zu Uberpriifen,
ob sie die fiir eine erfolgreiches Family Budgeting erforderliche Flexibilitdt gewahrt.

Detaillierte Vorschlage zum Familiy Budgeting haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der
GEW vorgelegt™.

3.3 Einflihrung eines Doktorandinnen- und Doktorandenstatus in der Krankenversicherung

Doktorandinnen und Doktoranden, die nicht lber ein sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungs-
verhaltnis versichert oder Uber Eltern, Ehe- oder Lebenspartnerin oder -partner familienversichert
sind, werden von den Krankenkassen sehr unterschiedlich behandelt. Auch Stipendiatinnen und Sti-
pendiaten werden von den Krankenkassen haufig auf die freiwillige Versicherung nach § 9 des Fiinf-
ten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) verwiesen. Fiir die freiwillige Kranken- und Pflegeversiche-
rung von Promovierenden fordern die Krankenkassen bis zu 25 Prozent des Stipendienbetrages als
Beitrag fiir die Kranken- und Pflegeversicherung. Bei der Berechnung der Beitrdage wird zum Teil auch
die Forschungskostenpauschale der Stipendien einbezogen, obwohl es sich bei dieser Pauschale nicht
um Einnahmen handelt, die zum Lebensunterhalt zur Verfligung stehen.

Es ist daher von einer Regelungsliicke im SGB V auszugehen, die aus Sicht der GEW geschlossen wer-
den muss. Eine Anderung des SGB V muss zum einen den Doktorandinnen und Doktoranden ohne
sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhaltnis oder Anspruch auf Familienversicherung
Krankenversicherungsschutz gewahrleisten. Zum anderen muss der Beitrag auf Grundlage eines ge-
setzlich festgelegten Einheitsbeitragssatzes (analog zur studentischen Krankenversicherung) von den

22 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand (Hrsg.) 2013, a. a. O.
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Krankenkassen berechnet werden. Ein Positionspapier dazu haben die Doktorandinnen und Dokto-
randen in der GEW vorgelegt®.

3.4 Aufnahme von wissenschaftsspezifischen Regelungen in den TV6D

Fiir den Tarifvertrag fir den offentlichen Dienst (TV6D), der fir die Bundeshochschulen sowie einen
Grol3teil der auBerhochschulischen Forschungseinrichtungen gilt bzw. angewandt wird, fordert die
GEW Sonderregelungen fiir Beschaftigte an Hochschulen und Forschungseinrichtungen mindestens
entsprechend § 40 des Tarifvertrages fiir den 6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L). Dabei ist der
Bund nicht als wissenschaftspolitische Instanz, sondern unmittelbar selbst als Tarifpartner gefordert.
Die Sonderregelungen des TV-L sehen u. a. die Anrechnung von Zeiten einschlagiger Berufserfahrung
an anderen Hochschulen oder Forschungseinrichtungen bei der Einstufung vor und erleichtern somit
die im Wissenschaftsbereich unverzichtbare nationale und internationale Mobilitat der Beschaftig-
ten. Dariiber hinaus sehen die Sonderregelungen die Moglichkeit einer héheren Einstufung zur regi-
onalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von qualifizierten Fachkraften
oder zum Ausgleich héherer Lebenshaltungskosten vor. Ferner kann der Arbeitgeber Beschaftigten
Sonderzahlungen, Zulagen und Pramien bezahlen. Des Weiteren gibt es besondere Regelungen zur
Ubertragbarkeit des Urlaubs, zur Genehmigung von Nebentétigkeiten oder zur Beachtung des Grund-
rechts der Wissenschaftsfreiheit bei der Ausiibung des Direktionsrechts des Arbeitgebers, die den
spezifischen Anforderungen des Wissenschaftsbetriebs Rechnung tragen.

AulRerdem haben sich die Tarifvertragsparteien in Niederschriftserklarungen zum TV-L darauf ver-
standigt, dass sie ,eine verantwortungsbewusste Handhabung der Befristungen im Wissenschaftsbe-
reich” erwarten. Es wurde eine Prifung vereinbart, ,,0b und inwieweit aufgrund der erhéhten Mobili-
tatsforderungen bei wissenschaftlichen Beschaftigten in Befristungsfallen, die nicht aufgrund des
Hochschulrahmengesetzes beziehungsweise der gesetzlichen Nachfolgeregelungen oder im Rahmen
einer Vertretungsregelung erfolgen, eine Uberbriickungsleistung im Sinne einer Hartefallregelung
gezahlt werden kann, wenn im Anschluss an eine befristete Beschaftigung keine zeitnahe Anschluss-
beschaftigung erfolgt”. Auch wenn diese Vereinbarungen bisher nicht umgesetzt wurden, zeigen sie
einen Weg auf, wie die Tarifpartner im 6ffentlichen Dienst zu einem verantwortungsbewussten Um-
gang mit Zeitvertragen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen beitragen kénnen.

Dariiber hinaus fordert die GEW fiir den TVOD wie fiir den TV-L die Einbeziehung von studentischen
und wissenschaftlichen Hilfskraften in den Geltungsbereich des Tarifvertrags. Wissenschaftliche
Hilfskrafte mit Hochschulabschluss tiben in der Regel die gleichen Tatigkeiten aus wie ihre als wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschaftigten Kolleginnen und Kollegen, ihnen wird
aber jeglicher tarifliche Schutz vorenthalten, ihre Gehdlter liegen deutlich niedriger und sind in vielen
Fallen nicht existenzsichernd.

3.5 ,,Pakt fiir gute Arbeit in der Wissenschaft”

Die GEW schlagt dem Bund vor, gemeinsam mit den Landern mit einem ,,Pakt fiir gute Arbeit in der
Wissenschaft” gezielt Anreize flir Hochschulen zu setzen, um die Beschaftigungsbedingungen zu sta-
bilisieren. Dieser Pakt konnte durch Mittel, die derzeit durch die 2017 auslaufende Exzellenzinitiative
gebunden sind, finanziert werden. Mit dem , Pakt fiir gute Arbeit in der Wissenschaft” sollten gezielt
Hochschulen gefordert werden, die auf Grundlage eines schliissigen Personalentwicklungskonzepts
den Anteil der unbefristeten Beschaftigungsverhaltnisse erhéhen, Postdocs berechenbare Perspekti-

23 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Hauptvorstand (Hrsg.:) Ratgeber Sozialversicherung fiir Promovieren-
de, Frankfurt am Main 2012. www.gew.de/Ratgeber Sozialversicherung fuer Promovierende.html.
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ven eroffnen und sich zu einer aktiven Gleichstellungspolitik und familienfreundlichen Gestaltung
von Karrierewegen verpflichten. Die Hochschulen erhalten so Anreize, qualifizierten Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern eine dauerhafte Perspektive in Hochschule und Forschung zu eréffnen.

4. Bewertung der vorliegenden parlamentarischen Initiativen sowie der Stellung-
nahme der Bundesregierung

4.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE: , Befristung von Arbeitsvertragen in der Wissenschaft eindam-
men — Gute Arbeit in Hochschulen und Instituten fordern” (Bundestags-Drucksache 17/6488
vom 06.07.2011)

Die GEW begrit den Antrag, insbesondere die Forderungen, im Wissenschaftszeitvertragsgesetz

e die Tarifsperre zu streichen,

e Mindestvertragslaufzeiten fiir Zeitvertrage mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern vorzusehen und

e die familienpolitische Komponente verbindlich auszugestalten.

Die Forderung, die Drittmittel-Befristung erst nach Ausschopfung der sachgrundlosen Befristung zu-
zulassen, greift indes zu kurz. In Ubereinstimmung mit der Forderung, die Drittmittel-Befristung
»prinzipiell erst nach Ablauf der Befristungshochstdauer von zwoélf Jahren anzuwenden®, empfiehlt
zwar auch die GEW allen Hochschulen und Forschungseinrichtungen die bevorzugte Anwendung von
§ 2 Absatz 1 WissZeitVG in ihrem Herrschinger Kodex , Gute Arbeit in der Wissenschaft”. Auf diese
Weise soll sichergestellt werden, dass moglichst viele Beschaftigte von der Moglichkeit der Vertrags-
verlangerung gemald § 2 Absatz 5 WissZeitVG z. B. bei Mutterschutz oder Elternzeit profitieren, die
bei Befristungen nach § 2 Absatz 2 nicht besteht. Wird jedoch der Gesetzgeber tatig, ware es konse-
quenter, die Verlangerungsmoglichkeiten gemaRk § 2 Absatz 5 WissZeitVG auf alle befristeten Be-
schaftigungsverhaltnisse, egal ob eine sachgrundlose Befristung oder eine Drittmittelbefristung vor-
liegt, auszudehnen.

4.2 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: ,Wissenschaftszeitvertragsgesetz wissen-
schaftsadiquat verdndern” (Bundestags-Drucksache 17/7773 vom 22.11.2011)

Die GEW begriRt den Antrag, insbesondere die Forderungen, im Wissenschaftszeitvertragsgesetz

e die Tarifsperre aufzuheben — an Stelle eines eigenstandigen Wissenschaftstarifvertrages bevor-
zugt die GEW jedoch die Aufnahme bzw. Weiterentwicklung von wissenschaftsspezifischen Rege-
lungen in den Flachentarifvertragen des 6ffentlichen Dienstes,

e die Anrechnung von Beschaftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studentischer Mit-
arbeiter im Masterstudium auf die Hochstbefristungsdauern auszuschlieBen,

e sachgrundlos befristetem wissenschaftlichem und kiinstlerischem Personal in der Qualifizie-
rungsphase ausreichend Zeit fiir die Qualifizierung zu gewahrleisten,

e die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Gesetzes auf nichtwissenschaftliches Personal in
Drittmittelprojekten zuriickzunehmen,

e Mindestvertragslaufzeiten fir Zeitvertrage vorzusehen — bei sachgrundlos befristeten Vertragen
fordert die GEW jedoch Uber die im Antrag geforderten zwei Jahre hinaus eine Orientierung an
der Dauer des Qualifizierungsvorhabens,

e die familienpolitische Komponente im Sinne eines Rechtsanspruchs verbindlich auszugestalten.
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4.3 Antrag der Fraktionen CDU/CSU und FDP: ,Exzellente Perspektiven fiir den wissenschaftlichen
Nachwuchs fortentwickeln” (Bundestags-Drucksache 17/9396 vom 24.04.2012)

Die GEW begriRt den Antrag als Schritt in die richtige Richtung, insbesondere die Forderungen,

e an den auReruniversitdren Forschungseinrichtungen lber die entsprechenden Aufsichts- sowie
Bund-Lander-Gremien darauf hinzuwirken, dass die Vertragsdauer von Zeitvertragen an die Lauf-
zeit der Projekte bzw. die Dauer der Qualifikationsvorhaben gekoppelt wird,

e bei der Hochschulrektorenkonferenz einen Leitfaden ,Wissenschaftlicher Nachwuchs” anzufor-
dern, der Wege zur Abstellung der defizitaren Beschaftigungspraxis aufzeigt,

e die ,lUbermaRige Befristungspraxis an den Hochschulen” zu verhindern und die Dauer von Zeit-
vertragen an die Laufzeit der Projekte bzw. der Dauer der Qualifikationsvorhaben zu koppeln,

e das Stellensplitting in Einheiten von weniger als einer halben Stelle zu unterlassen,

e ,die grundsatzliche Anwendung der familienpolitischen Komponente” durchzusetzen,

e Betreuungsvereinbarungen mit Doktorandinnen und Doktoranden abzuschlieRen,

e eine ,starkere Planbarkeit fiir wissenschaftliche Karrieren” und ,transparente Aufstiegsmoglich-
keiten” zu erreichen.

Die GEW begriiRt grundsatzlich auch die Idee, durch neue Personalkategorien vielfaltigere Karriere-
perspektiven flir Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler zu schaffen. Wie in
Frankreich, England oder in den USA brauchen wir auch an deutschen Hochschulen eine Kategorie
des ,Junior Staff”, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Perspektive eroffnet, auf Dauer
und selbststandig zu forschen und zu lehren, ohne Professorin oder Professor werden zu missen.
Dabei darf es sich jedoch nicht um eine zusatzliche Personalkategorie und Karrierestufe zwischen
Postdoc-Phase und Professur handeln, da sonst die Gefahr einer weiteren Verlangerung der Hoch-
schullaufbahn besteht. Die GEW vermisst auch Hinweise darauf, wie die Reform der Personalstruk-
tur, fir deren Regelung die Gesetzgebungskompetenz bei den Landern liegt, ohne eine entsprechen-
de Bundeskompetenz durchgesetzt werden kann.

Die GEW bedauert, dass der Antrag die rechtlichen und politischen Handlungsmaoglichkeiten, tGber die
der Bund bereits verfiigt — Anderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, aktive Vergabepolitik
bei der Bund-Lander-Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen — nicht ausschopft.

4.4 Antrag der Fraktion DIE LINKE: , Arbeitsbedingungen und Berufsperspektiven von Promovie-
renden verbessern” (Bundestags-Drucksache 17/11044 vom 17.10.2012)

Die GEW begriRt den Antrag, insbesondere die Forderungen,

e objektivierte Zugangsverfahren zur Promotion einzufihren,

e die Bewerbungsphase zur Promotion besser abzusichern,

e die Promotionsférderung von Fachhochschulabsolventinnen und -absolventen zu erhéhen,

e Doktorandinnen und Doktoranden in der Regel auf Vollzeitstellen zu férdern,

e bei der Forderung Uber Stipendien sicherzustellen, dass Doktorandinnen und Doktoranden keine
qualifikationsfremden Leistungen erbringen miissen und keinen Weisungen unterliegen,

e Doktorandinnen und Doktoranden auf Stellen zwei Drittel der Arbeitszeit fiir das Verfassen ihrer
Dissertation zur Verfligung zu stellen — die GEW pladiert jedoch dariber hinaus fir drei Viertel
der Arbeitszeit,

e demokratische Mitbestimmungsmoglichkeiten fiir Doktorandinnen und Doktoranden in Gradu-
ierteneinrichtungen vorzusehen,

e das Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu novellieren,

e die empirischen Erkenntnisse Uber die Promotion zu verbessern.
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4.5 Gesetzentwurf der Fraktion der SPD: ,,Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Geset-
zes liber befristete Arbeitsvertrige in der Wissenschaft (1. WissZeitVG-AndG)“ (Bundestags-
Drucksache 17/12531 vom 27.02.2013)

Die GEW verweist auf die umfassende Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB)
zum — mit dem Gesetzentwurf der SPD-Fraktion fast vollstandig libereinstimmenden — Gesetzesan-
trag der Lander Nordrhein-Westfalen und Hamburg (Bunderats-Drucksache 267/13 vom 11.04.2013),
die der DGB im Einvernehmen mit der GEW dem Ausschuss vorgelegt hat*. Dieser Stellungnahme
schlieRt sich die GEW mit folgenden Ergdnzungen an:

Die GEW begriRt den Gesetzentwurf als Schritt in die richtige Richtung, insbesondere die Vorschlage,

e tariflich vereinbarte Abweichungen von den Vorschriften des Gesetzes zuzulassen,

e Mindestvertragslaufzeiten fiir befristete Beschaftigungsverhaltnisse in der Postdoc-Phase sowie
bei Drittmittel-Befristungen vorzusehen,

e Beschéftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studentischer Mitarbeiter wahrend
eines Masterstudiums nicht auf die Hochstbefristungszeiten anzurechnen.

Unverstandlich ist, warum nicht auch die Laufzeit von Zeitvertragen mit Doktorandinnen und Dokto-
randen an die Dauer der Qualifikation gebunden werden soll. Der Gesetzentwurf sieht im Gegenteil
an Stelle einer Mindestvertragslaufzeit eine Hochstvertragslaufzeit vor, da die Laufzeit der abzu-
schlieBenden Betreuungsvereinbarung nicht unter der Laufzeit des Arbeitsvertrages liegen soll. Da-
gegen hat die GEW schwere Bedenken, weil die Arbeitsvertrage mit Doktorandinnen und Doktoran-
den bereits heute in der Regel zu kurz sind und weitere Restriktionen dazu flihren kdnnten, dass Dok-
torarbeiten abgebrochen werden missen.

Die GEW unterstiitzt grundsatzlich die Idee einer Vereinbarung zwischen Hochschule bzw. For-
schungseinrichtung und Doktorandin oder Doktorand. Im Herrschinger Kodex , Gute Arbeit in der
Wissenschaft” schlagt die GEW vor, dass mit allen Doktorandinnen und Doktoranden Qualifizierungs-
vereinbarungen abgeschlossen werden, mit denen eine qualitativ hochwertige Betreuung garantiert
wird. Bedenklich ist es jedoch, den Abschluss eines Arbeitsvertrages an die Voraussetzung des Ab-
schlusses einer Vereinbarung zu binden. Der Abschluss einer Vereinbarung sollte auch noch nach
Abschluss des Arbeitsvertrages moglich sein, um Verzogerungen bei der materiellen Absicherung der
Doktorandinnen und Doktoranden zu vermeiden. Die GEW schlagt statt dessen vor, als Vorausset-
zung fir den Abschluss eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrages mit Doktorandinnen und
Doktoranden das Qualifizierungsziel im Arbeitsvertrag zu benennen und einen angemessen Teil der
Arbeitszeit fur die eigene Qualifizierung zu reservieren.

Die GEW bedauert, dass der Gesetzentwurf keine Vorschlage zur verbindlichen Ausgestaltung der
familienpolitischen Komponente des Gesetzes sowie zur Ausdehnung des Rechtsanspruchs auf Ver-
langerung des Arbeitsvertrages bei Mutterschutz, Elternzeit oder einer Beurlaubung u. a. zur Betreu-
ung oder Pflege von Kindern oder Angehdrigen (§ 2 Abs. 5 WissZeitVG) enthalt.

24 www.wir-gestalten-berufsbildung.de/fileadmin/user upload/NL wissenaktuell/Stellungnahme Gesetzentwurf
WissZeitVG Abt REC-BIL.pdf.
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4.6 Unterrichtung durch die Bundesregierung: ,,Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs
2013“ (Bundestags-Drucksache 17/13670 vom 30.05.2013)

Die GEW begriilkt, dass auch die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum neuen Bundesbericht

Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 die in dem Bericht aufgezeigten Defizite der Karrierewege und

Beschaftigungsbedingungen in der Wissenschaft zur Kenntnis nimmt und politischen Handlungsbe-

darf sieht. Die GEW begriiSt die von der Bundesregierung benannten zentralen Herausforderungen

und Lésungsansatze, insbesondere

e ,planbare, verlassliche und transparente Karrierewege”,

e eine ,angemessene Grundausstattung”,

e die Verdanderung des Verhiltnisses befristeter und unbefristeter Beschaftigungsverhaltnisse,

e den Ausbau von Tenure-Track-Modellen,

e die Schaffung dauerhafter Strukturen fiir Personalberatung und Personalentwicklung an Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen,

e die Orientierung von Vertragslaufzeiten in der Qualifikationsphase an dem fir die Qualifizierung
erforderlichen Zeitbedarf und bei Drittmittel-Befristungen am Zeitraum der Mittelbewilligung,

e die Entwicklung einer breit gefacherten und koharenten Datengewinnungs- und Forschungsstra-
tegie (iber die Situation des wissenschaftlichen Nachwuchses.

Kritisch ist fir die GEW, dass die Bundesregierung die Verantwortung fiir die Lésung der Probleme
ganz Uberwiegend bei den Léandern sowie bei den Hochschulen und Forschungseinrichtungen sieht.
Wie oben unter Abschnitt 3 aufgezeigt, verfiigt auch der Bund Gber Kompetenzen und Gestaltungs-
spielrdume, um etwa liber eine Anderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, eine aktive Verga-
bepolitik oder einen ,Pakt fiir gute Arbeit in der Wissenschaft” fiir berechenbare Karrierewege und
stabile Beschaftigung zu sorgen. Wenn die Hochschulen und Forschungseinrichtungen nicht von sich
aus zu einer verantwortungsvollen ,Handhabung” des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes in der Lage
sind, missen die Rahmenbedingungen des Gesetzes entsprechen prazisiert werden, etwa durch die
Vorgabe von Mindestvertragslaufzeiten oder eine verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen
Komponenten.

Die GEW begriiRt auch die Zielsetzung, die intersektorale Mobilitdt zwischen Wissenschaft und ande-
ren Beschaftigungsfeldern zu verbessern. Dabei geht es nicht nur um einen reibungslosen Wechsel
von der Wissenschaft in die Praxis, sondern auch um die haufig noch schwierigere Rickkehr aus der
Praxis in Hochschule und Forschung fiir alle, die einmal der Wissenschaft den Riicken gekehrt haben.
In dieser Hinsicht besteht ein groRer Handlungsbedarf. Allerdings konnen mehr Mobilitat und groRRe-
re Durchlassigkeit zwischen Wissenschaft und anderen Beschaftigungsfeldern nicht die Herausforde-
rung ersetzen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen Perspektiven zu ertffnen. Dies gilt insbesondere fiir promovierte Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, denen beispielsweise durch Tenure-Track-Optionen berechenbare Perspektiven in
der Wissenschaft eroffnet werden miissen. Wahrend die Promotion eine polyvalente Weiterbildung
fir unterschiedliche Beschaftigungsfelder darstellt, sind viele Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler ab der Postdoc-Phase fiir aulRerwissenschaftliche Beschéaftigungsfelder haufig tberqualifi-
ziert; umgekehrt sollte auch die Wissenschaft ein Interesse haben, qualifizierte Fachkrafte, in die viel
investiert wurde, zu halten und zu fordern. Wir brauchen daher nicht nur Exit-Strategien, sondern
auch mehr Verbleibs- und Aufstiegsperspektiven fir promovierte Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler.

Frankfurt am Main, 5. Juni 2013
Dr. Andreas Keller
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Stellungnahme zur Anhérung des Deutschen Bundestags,

Ausschuss fur Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung zum Thema
Perspektiven fir den wissenschaftlichen Nachwuchs

Die globale Attraktivitat Deutschlands fir die besten wissenschaftlichen Talente und
die Innovationskraft Deutschlands ful3en nicht auf einer Politikk der
Besitzstandssicherung, sondern auf friher Selbstandigkeit des wissenschaftlichen
Nachwuchses und attraktiven Karriereperspektiven. Wir miissen uns die Frage gefal-
len lassen, ob es den Hochschulen gelungen ist, attraktiv genug zu sein fur die talen-
tiertesten internationalen Nachwuchstalente.

Nach wie vor ist Deutschland ein Exportland fur junge Wissenschaftskrafte — die eu-
ropaweiten Statistiken z.B. der ERC-Grantees aus Deutschland bekréftigen dies: So
haben im Zeitraum 2007-11 insgesamt 158 Nachwuchstalente mit einem ERC Grant
Deutschland verlassen, die fuhrenden Gastlander waren Grof3britannien (48), die
Schweiz (38) und Osterreich (22). Lediglich 94 auslandische Nachwuchswissen-
schaftler/innen sind mit ihnrem ERC-Grand nach Deutschland gekommen.
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Umkehren lassen sich diese ungunstigen Verhaltnisse langfristig nur durch die
Schaffung attraktiver Arbeitsbedingungen und international anschlussfahiger Karrie-
reoptionen fur junge Nachwuchswissenschatftler/innen, die, mit friher Selbstandigkeit
und Selbstverantwortung ausgestattet, in eine Kultur von Kollegialitat integriert sowie
durch Gender & Diversity-sensible Mal3hahmen unterstiitzt, ein wissenschaftliches
Entfaltungsfeld vorfinden, das sie selbst aktiv mitgestalten.

Durchgéngiges Tenure Track System

Der Bedarf echter Karriereoptionen macht grundséatzliche Veranderungen in der Be-
rufungspolitik des deutschen Hochschulsystems notwendig: von einem ausschliel3-
lich auf externe Rekrutierung beschrankten Berufungssystem hin zu einem durch-
gangigen Berufungs- und Karrieresystem von internationalem Format. Die Junior-
Professor (W1), die die Infantilisierung des wissenschaftlichen Nachwuchses bereits
im Namen tragt, hat sich international als zu wenig attraktiv erwiesen. Eine erfolgrei-
che Nachwuchsforderung muss auf ein durchgangiges und international anschluss-
fahiges Tenure Track-System aufbauen, das die statische Engfiihrung der bisherigen
Berufungspraxis auflést und neue Moglichkeiten zur Forderung der besten Kopfe
ermaglicht.

Dabei bedeutet Tenure Track keinesfalls - wie oftmals missinterpretiert - nur die Ent-
fristung einer Professur, sondern dass in einem gestuften leistungskontrollierten Kar-
rieresystem die gesamte Laufbahn von einer befristeten Assistant Professorship
(W2) Uber deren Entfristung nach sechs Jahren und einem Aufstieg zum Associate
Professor (W3) bis hin zum Full Professor mit jeweils individuell definierter Arbeits-
ausstattung durchlaufen werden kann. Wie international langst tblich, sollen bereits
die Assistant Professors mit allen Rechten und Pflichten eines ordentlichen Profes-
sors ausgestattet sein. Sie arbeiten auf Augenhthe mit den anderen Professo-
ren/innen und arbeiten unabhangig, sind also nicht etwa Lehrstihle unter- oder zu-
geordnet.

Integrales Element des Qualitdtsmanagements eines Tenure Track Systems ist da-
bei die wissenschaftliche Evaluation nach besten internationalen Standards. Beson-
deres Augenmerk muss daher auf die treffsichere Auswahl kreativer Wissenschaft-
ler/innen in Berufungsverfahren sowie auf das Monitoring der wissenschaftlichen
Leistungen der Professoren/innen anhand transparenter Leistungskriterien gelegt
werden. Dabei ist sicherzustellen, dass hochschul- und fakultatsverbindliche Bewer-
tungsmomente bekannt sind (Transparenzgebot) und dann auch allen personenbe-
zogenen Evaluierungen zugrundgelegt werden (Verbindlichkeitsgebot).

Dies sind die Mindestbedingungen flir Karriereperspektiven, die auch Magnetwirkung
auf international erfahrene Nachwuchskrafte entfalten kénnen.



Tenure Track Professuren mit Schwerpunkt Lehre

Angesichts der zunehmenden Differenzierung der Personalstruktur muss auch der
Lehrbereich strukturell starker in den Mittelpunkt gertickt werden: Tenure Track-
Professuren mit Fokus Lehre (z.B. Forschung/Lehre, 1:2) kénnten einen neuen
Weg der akademischen Schwerpunktsetzung einleiten; diese sollten durch flexibili-
sierte Lehrdeputate und eine professionelle Qualifizierungsstruktur zur Vermittlung
von Lehrkompetenzen ausgestaltet sein. Instrumente der leistungsorientierten Mit-
telvergabe kdnnten so ausgestaltet werden, dass Kompetenzen und Engagement in
der Lehre vergleichbar motiviert werden wie Forschungsaktivitaten (Gleichrangig-
keit von Lehre und Forschung).

Diversity- und Familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen

Um sowohl den Karrierewtinschen/anforderungen als auch den familiaren Verpflich-
tungen nachkommen zu kénnen und den Anteil an Frauen und Minoritaten im Wis-
senschaftssektor deutlich zu erhéhen, missen kinftige Berufungs- und Karrieresys-
teme von innovativen, Diversity-sensiblen MaflRnahmen flankiert werden: Durch die
Schaffung von Teilzeit-Optionen, Elternzeit-Freisemester und deputatsreduzierte
Semester muss der notwendige Freiraum fur eine familienfreundliche und Diversity-
gerechte Gestaltung des Tenure Track Systems geschaffen werden.

Durchlassigkeit von Karrieresystemen

Im Rahmen des wissenschaftlichen Qualifizierungsprozesses missen die Grenzen
zwischen Hochschule (interdisziplindre Forschung und Lehre), aul3eruniversitaren
Forschungseinrichtungen (spezielle Expertise und Gerateausstattung) und der pra-
xisnahen Forschung der Wirtschaft (Anwendungsorientierung und Infrastruktur)
durchlassiger gestaltet werden. Forschungsaufenthalte im Ausland sowie Aktivita-
ten zur Grindung forschungs- und innovationsgeleiteter Unternehmen missen mo-
tiviert und die Entwicklung von Kompetenzen gezielt unterstitzt werden, die fur Ta-
tigkeiten aul3erhalb des akademischen Wissenschaftssystems von besonderer
Bedeutung sind. Mit Forschungsfreisemestern fir den wissenschaftlichen Nach-
wuchs im Tenure Track System sollen Forschungsaufenthalte im Ausland unter-
stitzt und Optionen geschaffen werden, die Grenzen zwischen grundlagenorientier-
ter Wissenschaft in der Hochschule und praxisnaher Forschung in der Wirtschaft
durchlassiger zu gestalten. Fur innovative ,,Grenzganger“ und anwendungsorientier-
te Wissenschaftspioniere, die eine intensive Wechselwirkung zwischen Grundla-
genforschung, Entwicklung und Anwendung leben wollen missen Gestaltungsrau-
me eroffnet werden. Diese Durchlassigkeit wird auch den im deutschen
Wissenschaftssystem unterentwickelten unternehmerischen Innovationspfad star-
ken.



Die gangigen auf Bundesebene vorhandenen Forderprogramme flr den wissen-
schaftlichen Nachwuchs sollten starker auf die Berufungs- und Karrieremodelle der
Wissenschaftseinrichtungen, an denen die Nachwuchswissenschaftler berufen
werden, ausgerichtet werden. Wie bei den europaischen ERC Starting Grants ist
Sorge zu tragen, dass eigenstandig geforderte Nachwuchsgruppenleiter deutscher
Forderprogramme (z.B. Emmy Noether/DFG, Sofia Kovalevskaja/AvH), bei frihzei-
tiger Berufung auf eine Tenure Track Professur ihr Stipendium weiterhin voll in An-
spruch nehmen kénnen. Die Forderung von Nachwuchstalenten durch diese Sti-
pendien, gepaart mit einer Tenure Track-Berufung an einer Hochschule, wird
Deutschland als Wissenschaftsstandort noch deutlich attraktiver machen. Folge-
richtig sind gleichgeschaltete bzw. gemeinsame Evaluierungsverfahren mit den be-
rufenden Hochschulen fir die Tenure-Evaluierung von bundesgeforderten Nach-
wuchsgruppenleitern (z.B. Heisenberg/DFG) anzustreben.
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Stellungnahme der AGBR!

zur offentlichen Anhérung des Ausschusses fiir Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung
des Deutschen Bundestages am 12. Juni 2013
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abgegeben von

Karin Bordasch
Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats der Max-Planck-Gesellschaft

Die Betriebs- und Personalrate der AGBR setzen sich seit Jahren verstarkt mit den Folgen
des stetig ansteigenden Anteils befristeter Arbeitsvertrage aller Beschaftigten in den auB3er-
universitaren Forschungseinrichtungen auseinander.

Eine vom AGBR Ausschuss Vergutung und Personal lGber einen Zeitraum von zwei Jahren
durchgefliihrte Erhebung bei allen in der AGBR vertretenen Forschungseinrichtungen hat
gezeigt, der Anteil befristeter Arbeitsvertrage hat mit der Erweiterung der gesetzlichen
Méglichkeiten zur Befristung (Wissenschaftszeitvertragsgesetz, TeilzeitBefristungsGesetz)
rasant zugenommen. , Befristungsauswilichse"™ flihren beispielsweise in Gesundheitszentren
zu einem Befristungsgrad von rund 80%.

Gleichzeitig ist festzustellen, dass die Vertragslaufzeiten teilweise immer klirzer werden.
In verschiedenen Forschungseinrichtungen haben ca. 40% der befristeten Arbeitsvertrage
eine Laufzeit von maximal einem halben Jahr. Befristungen zur Uberbriickung (Anschluss-
vertrédge fur Doktoranden und Auszubildende, Uberbriickung bis zur Verldngerung von
Drittmittelprojekten und Vertrage von studentischen Hilfskraften) sind hiervon ausgenom-
men. Die mittleren Vertragslaufzeiten in einigen Einrichtungen liegen bei etwa einem Jahr.

Arbeitsvertrage flir Drittmittelprojekte werden teilweise nur fir eine Laufzeit von einem
halben bis zu einem Jahr abgeschlossen bzw. verlangert, obwohl die Projekte flir drei Jahre
oder langer bewilligt wurden.

Die Befristungsmoéglichkeiten nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz haben z.B. auch
zur Folge, dass wissenschaftlich Beschaftigte bis zu 20 Jahre mit mehreren aufeinander-
folgenden befristeten Arbeitsvertragen beschaftigt sind. Folglich stehen fiir diesen Perso-
nenkreis die Chancen auf dem Arbeitsmarkt mit einem Altersdurchschnitt von Gber 50 Le-
bensjahren mehr als schlecht.

Es ist auBerdem festzustellen, dass sich immer mehr junge Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler gezwungen sehen, aufgrund fehlender Perspektiven in die Industrie oder gar
ins Ausland zu wechseln. Verantwortlich hierflir sind die immer kirzer werdenden Laufzei-
ten der Arbeitsvertrage. Sie bieten keine Karrieremdglichkeiten, keine langfristige Lebens-
planung und sind nicht familienfreundlich.

1Djie ArbeitsGemeinschaft der Betriebs- und PersonalRéte der auBeruniversitaren Forschung - Fraunhofer-Gesellschaft (FhG),
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Die Politik kann nicht auf der einen Seite den demografischen Wandel in Deutschland be-
klagen und auf der anderen Seite ein Befristungsrecht schaffen, aufgrund dessen sich jun-
ge Wissenschaftlerinnen wegen der beruflichen Unsicherheit immer mehr gegen Kinder ent-
scheiden.

Auch im Bereich der wissenschaftsunterstitzenden Beschdaftigtengruppen sowie in Admi-
nistration und Infrastruktur stellen die Befristungen ein massives Problem dar. In diesen
Bereichen werden grundsatzlich keine Stellen mehr unbefristet ausgeschrieben, auch dann
nicht, wenn es sich um die Nachbesetzung von Dauer-(Plan)stellen handelt. Es wird Uber-
wiegend die Befristung ohne sachlichen Grund, in Einzelféllen mit Sachgrund nach Teilzeit-
BefristungsGesetz vorgenommen. Eine Konsequenz aus dieser Befristungspraxis ist die
Schwierigkeit qualifizierte Fachkrafte zu gewinnen. Aufgrund des prognostizierten Fach-
kraftemangels wird sich diese Situation in Zukunft noch verscharfen.

Ganz erheblich ist der Nachteil fir die weiblichen Beschaftigten im Anwendungsbereich des
Teilzeit- und Befristungsgesetzes. Im Gegensatz zum Wissenschaftszeitvertragsgesetz wer-
den die befristeten Arbeitsvertrage nicht um Mutterschutz- und Elternzeiten verlangert. Sie
sind somit gezwungen, unmittelbar nach Auslaufen des Vertrages Hartz IV zu beantragen.

Die Betriebs- und Personalrate der AGBR fordern deshalb die Politik auf, der ausufernden
Befristungspraxis mit folgenden MaBnahmen entgegenzutreten:

« Aufhebung der Tarifsperre im Wissenschaftszeitvertragsgesetz

+ Wegfall der sachgrundlosen Befristung nach Teilzeit- und Befristungsgesetz

» Tarifliche Regelungen zur Befristung

+ EinfUhrung einer Befristungsquote - Reduzierung der Anzahl der befristeten Arbeits-
verhaltnisse auf 20% der Gesamtzahl, bezogen auf Vollzeitaquivalente

» Vertragslaufzeiten sollen zwei bzw. drei Jahre nicht unterschreiten (Ausnahmen kon-
nen Anschlussvertrdge fiir Doktoranden und Auszubildende, Uberbriickung bis zur
Verlangerung von Drittmittelprojekten, Vertrage von studentischen Hilfskraften sein)

« Kopplung befristeter Arbeitsvertrage bei Drittmittelprojekten an die Laufzeit der Pro-
jekte

« Nutzung ungebundener Haushaltsmittel als Zwischenfinanzierung zur Uberbriickung
von verwaltungstechnischen Verzégerungen bei Projektverlangerungen

+ Bericksichtigung familidarer Komponenten, wie Verlangerung der Laufzeiten bei be-
fristeten Arbeitsvertrdgen um die Zeit von Mutterschutz und Inanspruchnahme von
Elternzeit bei Befristungen gemaB Teilzeit- und Befristungsgesetz

Die auBeruniversitaren Forschungseinrichtungen dtirfen sich nicht als sog. wissenschaftliche
sDurchlauferhitzer® verstehen. Arbeitgeber und/oder Fdrderer/Zuwendungsgeber missen
daflir Sorge tragen, dass die Leistung von Beschaftigten nicht durch die Instabilitat von Ar-
beitsvertragen beeintrachtigt wird und sich daher daflir einsetzen, die Beschaftigungs-
bedingungen fir Beschaftigte in Wissenschaft und Forschung zu verbessern. Dazu gehort
auch eine ausgewogene Altersstruktur, d.h. dltere unbefristet beschaftigte Wissenschaftler
sind Mentoren flir den wissenschaftlichen Nachwuchs, um ihre wissenschaftliche, aber auch
ihre soziale Kompetenz zu férdern.
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MaBstab flr Verbesserungen miussen ebenfalls die europdaischen Rahmenregelungen und
die EU-Charta fir Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sein.

Ein Ergebnis des ,Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013" ist, dass die Sorge
um die Attraktivitdt des wissenschaftlichen Berufsweges gewachsen ist. Als Grund flr die
madglicherweise nachlassende Attraktivitdt werden auch hier u.a. langere Phasen beruflicher
Unsicherheit und der hohe Befristungsanteil der Beschaftigungsverhdltnisse genannt.

Grund genug, dass die Politik endlich MaBnahmen ergreift, um der ausufernden Befris-
tungspraxis in Wissenschaft und Forschung entgegen zu treten.
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	0. Vorbemerkung
	Die Karrierewege in Hochschule und Forschung und die Berufsperspektiven von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern stehen endlich im Fokus aktueller wissenschaftspolitischer Debatten. Dazu hat die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) in Auftrag gegebene Berichterstattung beigetragen – insbesondere die Bundesberichte Wissenschaftlicher Nachwuchs 2008 und 2013, aber auch der 2011 vorgelegte Bericht zur Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat 2010 mit dem „Templiner Manifest“ unter dem Motto „Traumjob Wissenschaft“ zehn Eckpunkte für eine Reform von Personalstruktur und Berufswegen in Hochschule und Forschung vorgelegt, die von rund 10.000 Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern unterstützt werden. 2012 hat die GEW mit dem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ aufgezeigt, wie sich jede Hochschule und jede Forschungseinrichtung zu berechenbaren Karrierewegen und stabilen Beschäftigungsbedingungen verpflichten kann.
	Erfreulicherweise hat der Deutsche Bundestag die Diskussion aufgegriffen und berät jetzt, welchen Beitrag der Bund zur Reform der Karrierewege und zur Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen in Hochschule und Forschung leisten kann. Zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestag am 12.06.2013 liegen ein Gesetzentwurf der Fraktion der SPD (Bundestags-Drucksache 17/12531) sowie Anträge der Fraktionen von CDU/CSU und FDP (17/9396), DIE LINKE (17/6488, 17/11044) und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (17/7773) vor. Die Probleme werden nicht mehr geleugnet, alle Fraktionen sehen Handlungsbedarf, auch die Bundesregierung in ihrer Bewertung des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 (Bundestags-Drucksache 17/13670).
	Zum Thema Personalstruktur und Karrierewege in der Wissenschaft hat sich die GEW gegenüber dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung im Rahmen von öffentlichen Anhörungen und Fachgesprächen wiederholt umfassend unter spezifischen Aspekten geäußert: am 18.02.2008 zum Thema „Frauen in der Wissenschaft und Gender in der Forschung“, am 02.03.2009 zum Thema „Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses“, am 30.11.2011 zum Thema „Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes“, am 28.03.2012 zum Thema „Perspektiven des wissenschaftlichen Nachwuchses“. Die vorliegende Stellungnahme konzentriert sich auf die Handlungsmöglichkeiten des Bundes vor dem Hintergrund der Ergebnisse des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013.
	1. Strukturdefizite der Karrierewege in Hochschule und Forschung im Lichte des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013
	1.1 Unzufriedenheit mit Beschäftigungssituation
	1.2 Immer mehr befristete Beschäftigungsverhältnisse
	1.3 Zwangsteilzeit und Einkommensnachteile
	1.4 Deutscher Sonderweg in der Personalstruktur
	1.5 Viel zu langsame Fortschritte in der Gleichstellung
	1.6 Instabile Beschäftigungsbedingungen untergraben Kontinuität und Qualität der Lehre
	1.7 Fazit: Befunde machen Handlungsbedarf deutlich

	Promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an Universitäten arbeiten, sind mit der inhaltlichen Ausgestaltung ihrer Tätigkeit zufrieden, dagegen aber deutlich weniger zufrieden mit ihrer Beschäftigungssituation sowie mit dem Betriebsklima. Bei Befragungen 1,5 Jahre nach der Promotion äußern Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die größte Diskrepanz zwischen der persönlichen Bedeutung für die Berufszufriedenheit und der tatsächlichen Verwirklichung am Arbeitsplatz beim Thema Arbeitsplatzsicherheit. Unter den befristet beschäftigten promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern geben 90 Prozent an, mit der Planbarkeit der Karriere unzufrieden zu sein. Fast die Hälfte der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wünscht sich außerdem mehr Selbständigkeit sowie ein höheres Maß an Rückmeldung zur eigenen Arbeit. 
	Der Anteil der befristet Beschäftigten unter den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Angestelltenverhältnis hat sich im vergangenen Jahrzehnt erhöht: Lag er im Jahr 2000 bereits bei 79 Prozent, ist er bis 2010 nochmals deutlich gestiegen auf inzwischen 90 Prozent. Auch nach der Promotion liegt der Anteil von befristet Beschäftigten an den Universitäten noch bei fünf von sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Dies ist auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass bei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zum Zeitpunkt der Promotion immerhin zu einem Drittel Kinder im Haushalt leben. 1,5 Jahre nach der Promotion haben an Hochschulen 12 Prozent, in außeruniversitären Forschungseinrichtungen 8 Prozent, in der Privatwirtschaft dagegen bereits 67 Prozent der Promovierten eine unbefristete Anstellung. 
	Wie der Bundesbericht wissenschaftlicher Nachwuchs verdeutlicht, spielen Instrumente wie etwa die Schaffung von Tenure-Track-Modellen, die diesem Trend entgegenwirken und eine dauerhafte Perspektive in der Wissenschaft eröffnen können, bisher kaum eine Rolle; so sind etwa entsprechende Modelle für Juniorprofessuren gerade einmal in den Hochschulgesetzen von drei Bundesländern verankert. 
	Über die Hälfte (53 Prozent) der befristeten Arbeitsverträge mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an Hochschulen hatten eine Laufzeit von unter einem Jahr, an Forschungseinrichtungen waren es 50 Prozent – das hat die Evaluation des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 2011 ergeben. In solch extrem kurzen Zeiträumen lässt sich in der Regel weder eine Doktorarbeit schreiben noch ein Forschungsprojekt durchführen.
	Aktuelle Daten des Statistischen Bundesamtes auf Grundlage des Mikrozensus unterstreichen, dass die Unzufriedenheit von jungen Beschäftigten an Hochschulen mit der fehlenden Arbeitsplatzsicherheit auch im Vergleich zu Beschäftigungsverhältnisses außerhalb der Hochschulen insgesamt durchaus berechtigt ist: Lag der Anteil von befristet Beschäftigten bei 25- bis 29-jährigen Personen mit einen akademischen Bildungsabschluss 2011 insgesamt bei 29 Prozent, so traf dieses an den Hochschulen auf 80 Prozent zu.
	Der Anteil der in Teilzeit beschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten hat deutlich zugenommen: von 38 Prozent (2000) auf 45 Prozent (2010). Mit Ausnahme der Ingenieurwissenschaften sowie Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften sind in allen Fächern deutlich mehr als die Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Teilzeit beschäftigt. 42,5 Prozent aller wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in Teilzeit und befristet beschäftigt, nur 7,8 Prozent sind in Vollzeit und unbefristet beschäftigt.
	Der hohe Anteil von in Teilzeit beschäftigten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist insbesondere vor dem Hintergrund problematisch, dass die Teilzeitbeschäftigung zumeist gegen den Wunsch der Beschäftigten erfolgt (Zwangsteilzeit) und häufig Mehrarbeit in der unbezahlten Freizeit erwartet und tatsächlich geleistet wird.
	Die fehlende Arbeitsplatzsicherheit in der Wissenschaft wird nicht durch höhere Einkommen kompensiert – im Gegenteil. Bei Vollzeitbeschäftigung liegt das durchschnittliche Bruttoeinkommen Promovierter an Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen um rund ein Viertel unter dem im privaten Sektor erzielten Einkommen. Im internationalen Vergleich gilt für viele Länder, dass Promovierte an Hochschulen zwar etwas geringere Einkommen haben, dafür aber eine stabilere Beschäftigungssituation genießen. In Deutschland dagegen sind Promovierte an Hochschulen sowohl deutlich häufiger befristet beschäftigt als auch einkommensmäßig schlechter gestellt als in der Privatwirtschaft. Diese Kombination beschreibt der Bundesbericht wissenschaftlicher Nachwuchs als „international eher unüblich“ („Wichtige Ergebnisse im Überblick“, S. 21). 
	Die Personalstruktur an den Hochschulen hat sich im letzten Jahrzehnt deutlich verändert, wobei ein sinkender Anteil der Professorinnen und Professoren durch eine Zunahme nebenberuflich erbrachter Arbeit kompensiert wurde: Während der Anteil der Professorinnen und Professoren von 12 Prozent (2000) auf 9 Prozent (2010) gesunken ist, ist der Anteil nebenberuflichen Personals von 21 Prozent (2000) auf 25 Prozent (2010) gestiegen, der Anteil des hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals unterhalb der Professur liegt dabei relativ stabil bei 67 (2000) bzw. 66 Prozent (2010). 
	Im internationalen Vergleich nehmen deutsche Universitäten auch hier schon heute eine Sonderstellung ein, weil der Anteil der „Senior-Staff-Ebene“ – dauerhaft beschäftigter, selbständig Lehrender und Forschender – ungewöhnlich klein ausfällt. Darüber hinaus fehlt die Ebene des „Junior Staff“ – hauptamtlich und selbständig Lehrender und Forschender unterhalb der Professur – in Deutschland fast völlig. Der Anteil der Juniorprofessuren, Universitätsdozenturen und vergleichbarer Positionen für selbständig Forschende und Lehrende liegt insgesamt bei unter zwei Prozent. Der deutsche Sonderweg drückt sich zum einen durch die Unsicherheit der Beschäftigungsverhältnisse unterhalb der Professur sowie andererseits dadurch aus, dass die überwiegende Mehrheit der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an deutschen Universitäten nicht eigenständig forscht und lehrt, sondern weisungsgebunden tätig ist. 
	Diese Situation spiegelt sich auch im deutschen Begriff des „wissenschaftlichen Nachwuchses“ für alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unterhalb der Professur; wie der Bundesbericht wissenschaftlicher Nachwuchs herausstellt, kennen andere Sprachen entsprechende Begriffe nicht. 
	Der Anteil von Frauen ist auf den unterschiedlichen Stufen der wissenschaftlichen Qualifizierung jeweils leicht gestiegen, nimmt allerdings weiterhin über die Stufen des Berufsweges hinweg deutlich ab. Obwohl inzwischen 44 Prozent der Promotionen von Frauen abgeschlossen werden, entfallen nur 25 Prozent der Habilitationen und 28 Prozent der Neuberufungen auf Frauen. Unter den Juniorprofessuren erreichen Frauen einen Anteil, der mit 38 Prozent deutlich über ihrem Anteil an Habilitationen liegt. In der Professorenschaft insgesamt sowie in den Hochschulleitungen sind Frauen dagegen mit je nur einem Fünftel vertreten. Der Frauenanteil bleibt weiterhin in alle Sektoren des deutschen Forschungssystems hinter den Durchschnittswerten der EU-27 zurück, der geringste Anteil von Frauen ist mit 13 Prozent im privatwirtschaftlichen Forschungsbereich anzutreffen. 
	Frauen sind unter den promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern allerdings nicht nur unterrepräsentiert, sondern befinden sich auch in Bezug auf ihre Beschäftigungsbedingungen im Nachteil. Das betrifft sowohl ihre Vertragsdauer, den Vertragsumfang und das Gehalt als auch die Berufszufriedenheit.
	Parallel zum Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 hat die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) die ebenfalls vom BMBF geförderte Untersuchung zum „Wandel von Lehre und Studium an deutschen Hochschulen – Erfahrungen und Sichtweisen der Lehrenden“ (LESSI) vorgelegt. Die LESSI-Studie beschäftigt sich insbesondere mit den Auswirkungen der Bologna-Reformen auf die Lehrenden an deutschen Hochschulen und enthält alarmierende Befunde zu den Auswirkungen instabiler Beschäftigungsbedingungen auf die Kontinuität und Qualität der Lehre. In diesem Zusammenhang kommen die Autorinnen und der Autor zu einer kritischen Bewertung der Personalentwicklung an den Hochschulen. An Universitäten werden mittlerweile drei Viertel der Lehre vom akademischen Mittelbau erbracht; gleichzeitig nimmt der Anteil der befristeten Beschäftigungsverhältnissen zu, „die zudem, insbesondere bei den Doktorandinnen und Doktoranden, die auf Teilzeitstellen arbeiten, ein hohes Maß an unvergüteter Mehrarbeit beinhalten“. Die hohe Personalfluktuation und die damit verbundene geringere berufliche Erfahrung und fehlende Kontinuität erschwere auch die Qualitätssicherung in der Lehre, lautet die kritische Bilanz der LESSI-Studie.
	Die Ergebnisse des Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 zeigen, wie groß der Handlungsbedarf ist. Die Karrierewege an deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind lang, steinig und unberechenbar, die Beschäftigungsbedingungen instabil. Es gibt – was im internationalen Vergleich einen Sonderweg darstellt – im deutschen Wissenschaftssystem so gut wie keine dauerhaften Berufsperspektiven neben der Professur. Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind immer häufiger mit Zeitverträgen mit immer kürzeren Laufzeiten konfrontiert. Frauen in der Wissenschaft werden zusätzlich benachteiligt und steigen noch häufiger als Männer aus statt auf. Zwangsteilzeit und im Vergleich mit anderen Branchen geringere Einkommen untergraben die Attraktivität des Arbeitsplatzes Hochschule und Forschung zusätzlich.
	Die Strukturdefizite der Karrierewege in Hochschule und Forschung sind nicht nur von Nachteil für die betroffenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die sich zurecht unzufrieden mit den Rahmenbedingungen zeigen, auch die Qualität von Forschung und Lehre leidet. Wenn Dozentinnen und Dozenten nach dem „Hire and Fire“-Prinzip semesterweise ausgewechselt werden, wer sorgt dann für die notwendige Kontinuität und Qualität in der Lehre? Wie innovationsfreudig können Forscherinnen und Forscher sein, die ständig um die Verlängerung ihres Arbeitsvertrages zittern müssen? Eine umfassende Reform der Personalstruktur und Karrierewege in Hochschule und Forschung ist daher überfällig.
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	Die GEW hat 2010 mit dem Templiner Manifest unter dem Motto „Traumjob Wissenschaft“ zehn Eckpunkte für eine Reform von Personalstruktur und Berufswegen in Hochschule und Forschung vorgelegt, 2012 hat sie mit dem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ aufgezeigt, wie Hochschulen und Forschungseinrichtungen selbst für stabile Beschäftigungsbedingungen und berechenbare Karrierewege in der Wissenschaft sorgen können. Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Vorschläge der GEW für eine Reform von Personalstruktur und Karrierewegen in Hochschule und Forschung.
	Dass Doktorandinnen und Doktoranden keine Studierenden in der dritten Phase ihrer Ausbildung nach Bachelor und Master sind, sondern junge Forscherinnen und Forscher in der ersten Phase ihrer wissenschaftlichen Berufstätigkeit, muss sich im Status der Promovierenden und den Rahmenbedingungen für die Promotion widerspiegeln. Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen sollten daher gegenüber Stipendien der Vorzug gegeben werden. Stipendien kommen als ergänzendes Förderinstrument dann in Betracht, wenn die Stipendiatinnen und Stipendiaten ein weisungsfreies, auf eigener Initiative beruhendes Promotionsvorhaben durchführen können und das Stipendium eine auskömmliche Finanzierung des Lebensunterhalts sowie der Sozialversicherung ermöglicht.
	Darüber hinaus muss die Einrichtung, an der promoviert wird, ihre institutionelle Verantwortung für eine hochwertige Betreuung der Doktorandinnen und Doktoranden wahrnehmen, indem sie für den Abschluss von Qualifizierungsvereinbarungen sorgt, in denen die Betreuungsleistungen verbindlich geregelt werden. Die GEW schlägt vor, dass alle Promovierenden aktiv in fächerübergreifenden Graduiertenzentren unterstützt werden.
	Umfassende Vorschläge zur Reform der Promotion haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der GEW erarbeitet.
	Promovierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler (Postdocs) sollten Hochschulen und Forschungseinrichtungen die Perspektive eines dauerhaften Verbleibs in der Wissenschaft durch einen Tenure Track eröffnen – unabhängig davon, ob eine Berufung auf eine Professur erfolgt oder nicht. Wie ein Tenure Track sinnvoll ausgestaltet werden kann, zeigt der Kollektivvertrag (Tarifvertrag) für die Universitäten in Österreich, der 2009 zwischen der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) und dem Dachverband der Universitäten abgeschlossen wurde. Gemäß § 27 des Kollektivvertrages kann eine Universität einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder einem wissenschaftlichen Mitarbeiter den Abschluss einer Qualifizierungsvereinbarung anbieten. Werden die vereinbarten Qualifizierungsziele erreicht, was die Universität entsprechend fördern muss, kann die Wissenschaftlerin bzw. der Wissenschaftler mit einer Entfristung ihres bzw. seines Beschäftigungsverhältnisses rechnen.
	In ihrem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ bezieht sich die GEW auf dieses Vorbild und schlägt Hochschulen und Forschungseinrichtungen vor, Postdocs eine entsprechende Tenure-Track-Option anzubieten: Erreichen sie die in einer Zielvereinbarung festgelegten wissenschaftlichen Entwicklungsziele, wird das Beschäftigungsziel entfristet; bei Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren führt das Erreichen der vereinbarten Ziele zur Berufung auf eine Professur.
	Ein Tenure-Track-Modell wird nur dann funktionieren können, wenn die jeweilige Wissenschaftseinrichtung eine aktive Personalpolitik betreibt. Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen sich daher zu einer aktiven Personalpolitik bekennen, d. h. Personalentwicklung, Personalplanung und Personalmanagement betreiben.
	Es sollte für jede Hochschule und jede Forschungseinrichtung selbstverständlich werden, auf Basis einer vorausschauenden Personalplanung den mittel- und langfristigen Bedarf ihrer Einrichtung an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und anderen Beschäftigten zu ermitteln und davon abzuleiten, wie vielen Nachwuchskräften eine wissenschaftliche Laufbahn eröffnet werden kann und sollte. Erst auf dieser Grundlage kann für jede Einrichtung ein adäquates Verhältnis zwischen befristeten und unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen bestimmt werden, die der Entwicklung der Einrichtung auf der einen Seite und den Interessen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern auf der anderen Seite Rechnung trägt.
	Darüber hinaus sollte eine Wissenschaftseinrichtung im Rahmen eines intelligenten Personalmanagements Instrumente entwickeln, mit denen unabhängig von kurzfristig wirksamen Finanzierungsquellen mittelfristig bis langfristig stabile Beschäftigungsverhältnisse eröffnet werden können – indem die Dauer des Arbeitsvertrages von der Finanzierung aus Drittmittelprojekten oder dem Hochschulhaushalt entkoppelt wird. Die GEW schlägt vor, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen durch zentrale Überbrückungsfonds für längerfristige oder unbefristete Beschäftigungsverhältnisse sorgen.
	Schließlich sollten Hochschulen und Forschungseinrichtungen eine aktive Personalentwicklung betreiben, d. h. allen Beschäftigten zielgruppenspezifische Informations-, Beratungs- und Fortbildungsangebote zur Kompetenzentwicklung, Karriereorientierung und Vernetzung bieten. Auch Führungskräfte sind entsprechend zu qualifizieren. 
	Die GEW erwartet von jeder Hochschule und Forschungseinrichtung einen verantwortungsbewussten Umgang mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen. Verantwortungsbewusster Umgang bedeutet zunächst, dass Zeitverträge überhaupt nur dann abgeschlossen werden sollten, wenn diese notwendig und sachlich gerechtfertigt sind. Das kann nur dann der Fall sein, wenn die Beschäftigung einer – nach Maßgabe einer arbeitsvertraglich vereinbarten und im Rahmen der Arbeitszeit zu betreibenden – Qualifizierung dient, sie überwiegend aus befristet zur Verfügung stehenden Drittmitteln finanziert wird oder aufgrund einer Vertretung erforderlich ist. Die sachgrundlose Befristung ist zwar nach dem geltenden Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) im Rahmen der bekannten Sechs-plus-sechs-Jahresfrist zulässig, seit dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 01.06.2011 ist aber klar, dass auch die sachgrundlose Befristung nicht völlig losgelöst vom Zweck des Gesetzes, wissenschaftliche Qualifizierung zu fördern, erfolgen kann. Die sachgrundlose Befristung von Beschäftigungsverhältnissen ist daher nur dann rechtlich wie wissenschaftspolitisch vertretbar, wenn diese tatsächlich der wissenschaftlichen Qualifizierung der Beschäftigten dient. Das bedeutet, dass die sachgrundlose Befristung von Arbeitsverträgen mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, zu deren Dienstaufgaben nicht die eigene Qualifizierung gehört, sowie insbesondere mit Lehrkräften für besondere Aufgaben und mit Mitgliedern des administrativen und technischen Personals nicht akzeptabel ist.
	Verantwortungsbewusster Umgang mit Zeitverträgen bedeutet aber darüber hinaus, dass immer dann, wenn befristete Beschäftigungsverhältnisse notwendig und sachgerecht sind, Mindeststandards für die Ausgestaltung der Verträge gelten. Dazu gehört an erster Stelle die Sicherung von Mindestvertragslaufzeiten nach dem einfachen Grundsatz, dass sich die Laufzeit von Arbeitsverträgen am Befristungszweck zu orientieren hat. Hat beispielsweise ein Drittmittelprojekt eine Laufzeit von drei Jahren, dann sollten sich auch die Arbeitsverträge mit den Projektmitarbeiterinnen und -mitarbeitern auf mindestens drei Jahre erstrecken. Dauert beispielsweise eine Promotion voraussichtlich fünf Jahre, dann sollte auch der Arbeitsvertrag mit der Doktorandin oder dem Doktoranden eine Laufzeit von mindestens fünf Jahren haben.
	Die GEW tritt für eine familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen ein. Dazu gehören zum einen flexible Arbeitszeiten, familiengerechte Sitzungszeiten und bedarfsgerechte Betreuungsmöglichkeiten für Kinder. Die GEW fordert eine familiengerechte Hochschule, die allen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern – Frauen und Männern, mit und ohne Kindern – die Möglichkeit gibt, im Gleichgewicht zu forschen, zu lehren und zu leben. Dabei geht die GEW ausdrücklich von einem breiten Familienbegriff aus, der alle Lebensgemeinschaften einschließt, in denen Menschen füreinander Verantwortung übernehmen.
	Es geht zum anderen aber auch um eine familienfreundliche Gestaltung von Beschäftigungsverhältnissen. Von der familienpolitischen Komponente des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, die eine Verlängerung von Zeitverträgen im Falle der Betreuung von Kindern über die Höchstbefristungsdauer hinaus zulässt, wird derzeit „fast ausschließlich für den Individualfall Gebrauch gemacht“ – zu diesem Ergebnis ist die vom BMBF in Auftrag gegebene Evaluation des Gesetzes gekommen. Nur 0,5 Prozent der an Hochschulen nach dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz abgeschlossenen Zeitverträge werden auf die familienpolitische Komponente gestützt. Die GEW fordert daher eine verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente: Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler müssen, bevor sie Kinder haben oder bevor sie eine Beschäftigung aufnehmen, erfahren können, unter welchen Bedingungen sie Anspruch auf eine Verlängerung ihres Beschäftigungsverhältnisses haben.
	Darüber hinaus müssen nicht nur Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die nach § 1 Absatz 1 WissZeitVG sachgrundlos befristet beschäftigt sind, sondern alle befristet Beschäftigten, auch jene mit nach § 1 Absatz 2 geschlossene Drittmittelverträgen, einen Rechtsanspruch auf Vertragsverlängerung im Falle von Mutterschutz, Elternzeit oder Zeiten für die Betreuung von Angehörigen bekommen.
	Soweit Stipendien vergeben werden, muss es analog zu den Forderungen zur Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes klare, einheitliche und verbindliche Regelungen für die Unterbrechung und Verlängerung von Stipendien aufgrund von Mutterschutz und Elternzeit geben. Einkommen von Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partnern dürfen nicht auf die Stipendienhöhe und die Kinderzuschläge angerechnet werden.
	Die GEW schlägt vor, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern grundsätzlich eine Vollzeitbeschäftigung anzubieten, Teilzeitbeschäftigung soll selbstverständlich auf ausdrücklichen Wunsch der Beschäftigten möglich bleiben. Hintergrund dafür ist, dass gerade im Wissenschaftsbetrieb auf halben Stellen Vollzeitarbeit erwartet wird, und sei es, indem die Qualifizierung, die die Befristung rechtfertigt, als Freizeit deklariert wird.
	Prekäre Beschäftigungsverhältnisse haben an Hochschulen und Forschungseinrichtungen nichts verloren. Dort, wo Lehrbeauftragte dauerhaft Lehr- und Prüfungsaufgaben wahrnehmen und nicht nur zur Ergänzung des Lehrangebots beitragen, sind ihnen daher sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse anzubieten. Im Übrigen sollte es Mindeststandards für die Vergabe von Lehraufträgen geben: Die Vergütung hat auch dem Aufwand für die Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstaltungen sowie für die Betreuung und Beratung der Studierenden Rechnung zu tragen. Auf die Einstellung von wissenschaftlichen Hilfskräften mit Hochschulabschluss, die in der Regel die gleiche Arbeit wie wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten, aber sehr viel schlechtere Beschäftigungsbedingungen und kein existenzsicherndes Einkommen haben, sollte verzichtet werden.
	Die GEW tritt für ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis auf allen Stufen der wissenschaftlichen Karriere bzw. Personalstruktur ein. Dies sollte u. a. durch eine gleichstellungsorientierte Personalentwicklung und Personalrekrutierung, durch eine aktive Unterstützung der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten sowie durch die substanzielle Berücksichtigung von gleichstellungspolitischen Erfolgen bei der Mittelvergabe gewährleistet werden. Darüber hinaus sollte mindestens entsprechend der Empfehlungen des Wissenschaftsrat eine Quotierung nach Maßgabe des so genannten Kaskadenmodells erfolgen: Liegt der Anteil der Frauen an einer Wissenschaftseinrichtung beispielsweise bei 40 Prozent, so sollten mindestens 40 Prozent Wissenschaftlerinnen im Postdoc-Bereich eingestellt werden.
	Die GEW fordert, dass alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unabhängig von ihrem Status in Hochschulgremien beziehungsweise Aufsichtsgremien der Forschungseinrichtungen auf Augenhöhe gleichberechtigt mitbestimmen können. Das gilt auch für neue Organisationsformen wie Graduiertenschulen oder Exzellenz-Cluster, die teilweise quer zu traditionellen Verwaltungsstrukturen etabliert werden. Alle Beschäftigten müssen das Recht bekommen, durch von ihnen gewählte Personalvertretungen vertreten zu werden, deren Rechte erweitert werden müssen – auch als Konsequenz der größeren Autonomie der Einrichtungen in Wirtschafts- und Personalangelegenheiten.
	Die wachsenden Anforderungen an Forschung und Lehre sind in der Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts nur durch einen bedarfs- und nachfragegerechten Ausbau von Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu bewältigen. Eine bereits 2011 im Auftrag der Max-Traeger-Stiftung von Silke Gülker erstellte und von der GEW publizierte Studie zeigt, dass der Personalbedarf, der in den kommenden Jahren auf die Hochschulen zukommt, enorm ist. Nach Gülkers Berechnungen sind bis 2025 insgesamt bis zu über 30.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einzustellen, davon gut 16.000 als Professorinnen und Professoren – wobei eine gewünschte Verbesserung des Betreuungsverhältnisses in diesen Zahlen ebenso wenig abgebildet ist wie der politisch gewollte Ausbau der Hochschulen durch eine deutliche Steigerung der Bildungsbeteiligung von Menschen aus Familien ohne akademischen Hintergrund. Die Legende einer „Verstopfung von Karrierewegen“ durch unbefristete Beschäftigungsverhältnisse fällt wie ein Kartenhaus in sich zusammen, wenn klar ist, dass die deutschen Hochschulen in Zukunft nicht weniger, sondern deutlich mehr Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler brauchen. Es ist demnach unumgänglich, heute Rahmenbedingungen zu schaffen und Anreize dafür zu setzen, dass sich junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf eine Laufbahn in Hochschule und Forschung einlassen und auch morgen noch für qualifizierte Arbeit in Forschung, Lehre und Wissenschaftsmanagement bereitstehen. 
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	Im Bildungsföderalismus der Bundesrepublik Deutschland liegen wesentliche Kompetenzen für die Bildungs- und Forschungspolitik bei den Ländern, die diese in wachsendem Umfang an die Hochschulen weitergeben. Auch die Eigenverantwortung der außeruniversitären Forschungseinrichtungen wurde durch das 2012 in Kraft getretene Wissenschaftsfreiheitsgesetz des Bundes gestärkt. Gleichwohl verfügt der Bund über erhebliche rechtliche Kompetenzen und politische Gestaltungsmöglichkeiten, um für berechenbare Karrierewege und stabile Beschäftigung in der Wissenschaft zu sorgen. Die GEW fordert den Bund auf, diese Kompetenzen und Gestaltungsmöglichkeiten zu nutzen.
	Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) begründet ein Sonderarbeitsrecht für die Wissenschaft und eröffnet den Hochschulen und Forschungseinrichtungen überhaupt erst die rechtlichen Möglichkeiten, weit über das allgemeine Arbeitsrecht hinaus befristete Beschäftigungsverhältnisse zu begründen. Hochschulen und Forschungseinrichtungen waren bisher nicht zu einem verantwortungsbewussten Umgang mit den Befristungsmöglichkeiten des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) in der Lage. Die Bildungs- und Wissenschaftsgewerkschaft GEW fordert daher eine Änderung des Gesetzes. Die Gesetzgebungskompetenz liegt gemäß Artikel 74 Absatz 1 Nr. 12 unzweifelhaft beim Bund.
	Die GEW fordert die ersatzlose Streichung der Tarifsperre in § 1 Ab. 1 Satz 3 WissZeitVG. Gewerkschaften und Arbeitgeber müssen das Recht bekommen, sachgerechte Regelungen für die Befristung von Arbeitsverträgen in Hochschulen und Forschungseinrichtungen auszuhandeln. Im demokratischen Sozialstaat ist das der bewährte Weg, um zu einem sachgerechten Interessenausgleich zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern zu kommen.
	Die GEW tritt für die gesetzliche Festschreibung von Mindestlaufzeiten für die nach dem Gesetz begründet befristeten Beschäftigungsverhältnisse ein. Dabei sollte der Grundsatz gelten, dass sich die Laufzeit von sachgrundlos befristeten Zeitverträgen an der Dauer der Qualifikation bzw. des Projekts, die die Befristung rechtfertigen, orientieren muss. Nach WissZeitVG befristete Arbeitsverträge mit einer Laufzeit von unter einem Jahr sind auszuschließen. Wie im allgemeinen Arbeitsrecht ist es Aufgabe des Gesetzgebers, zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Mindeststandards vorzugeben, die für die Arbeitgeber und Beschäftigten verbindlich sind. Arbeitgeber und Gewerkschaften sollten darüber hinaus die Möglichkeit haben, weitergehende Anforderungen tarifvertraglich zu regeln.
	Die GEW setzt sich für eine verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 WissZeitVG ein. Nach geltender Rechtslage kann bei der Betreuung eines Kindes oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren die zulässige Befristungsdauer um zwei Jahre pro Kind verlängert werden; ob von dieser Verlängerungsoption Gebrauch gemacht wird, liegt jedoch im Ermessen des Arbeitgebers. Die GEW tritt für eine verbindliche Ausgestaltung dieser Regelung im Sinne eines Rechtsanspruchs ein. Entsprechende Regelungen sind für den Fall der Pflege von Familienangehörigen erforderlich. Detaillierte Vorschläge dafür haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der GEW vorgelegt.
	Die GEW fordert die Ausdehnung der Regelungen zur Verlängerung von Zeitverträgen gemäß § 2 Abs. 5 WissZeitVG auf alle nach diesem Gesetz befristeten Beschäftigungsverhältnisse, also auch auf gemäß § 2 Abs. 2 WissZeitVG befristete Beschäftigungsverhältnisse, die überwiegend aus Drittmitteln finanziert sind. Die Verlängerungstatbestände gemäß § 2 Abs. 5 WissZeitVG (Beurlaubung oder Arbeitszeitermäßigung zur Kinderbetreuung oder Pflege von Angehörigen; Beurlaubung für Aus-, Fort- oder Weiterbildung; Elternzeit; Mutterschutz; Wehr- und Zivildienst; Freistellung im Umfang von mindestens einem Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit für Personalvertretung, Schwerbehindertenvertretung, Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte, Ausübung eines Mandats) greifen nach geltendem Recht nur im Falle einer sachgrundlosen Befristung nach § 2 Absatz 1 WissZeitVG, nicht bei der Drittmittelbefristung gemäß § 2 Absatz 2 WissZeitVG. Wer also beispielsweise als Forscherin oder Forscher in einem Drittmittelprojekt in Elternzeit geht, hat, anders als ihre oder seine Kolleginnen und Kollegen mit sachgrundlos befristeten Arbeitsverträgen, keinen Anspruch auf Vertragsverlängerung. Läuft der Zeitvertrag während der Elternzeit aus, wird die oder der Beschäftigte sogar mitten in der Elternzeit beschäftigungslos. Das gilt analog für Zeiten des Mutterschutzes und die anderen gemäß § 2 Abs. 5 WissZeitVG aufgeführten Tatbestände – eine junge Mutter kann von ihrem Arbeitgeber auf dem Wochenbett auf die Straße gesetzt werden, wenn sie einen Drittmittelvertrag hat. Wenn der Gesetzgeber das Leitbild der familienfreundlichen Hochschule ernst nimmt, muss er jetzt die Gleichstellung von drittmittelbefristeten Beschäftigten mit sachgrundlos befristet Beschäftigten durchsetzen.
	Die GEW fordert, die Anrechnung von Beschäftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studentischer Mitarbeiter auf die Höchstbefristungsdauer von sechs plus sechs bzw. in der Medizin sechs plus neun Jahren auszuschließen. Die Evaluation des Gesetzes hat ergeben, dass die Hochschulen in dieser Hinsicht das Gesetz sehr unterschiedlich auslegen: 38 Prozent der Hochschulen rechnen alle Beschäftigungszeiten ab dem Bachelorabschluss auf die Höchstbefristungsdauer an, 23 Prozent entscheiden nach einer Betrachtung des fachlichen Werdegangs, 13 Prozent rechnen erst ab dem Masterabschluss an, ein Viertel der Hochschulen kann keine Angaben machen. Diese Rechtsunsicherheit sollte beseitigt werden.
	Mit den Ländern ist der Bund maßgeblich an der Grundfinanzierung von Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft, der Leibniz-Gemeinschaft, der Fraunhofer-Gesellschaft und der Helmholtz-Gemeinschaft beteiligt. Außerdem finanzieren Bund und Länder die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), der die Universitäten einen Großteil ihrer Drittmittel verdanken. Daneben finanziert der Bund seine eigenen Ressortforschungseinrichtungen und vergibt Forschungsaufträge an Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Darüber hinaus finanziert der Bund gemeinsam mit den Ländern über Programme wie die Exzellenzinitiative, den Pakt für Forschung und Innovation oder den Qualitätspakt Lehre in erheblichem Umfang Forschung und Lehre an den Hochschulen. Auch die Förderung der Begabtenförderwerke, die neben der Studienförderung auch Promotionsförderung betreiben, ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Schließlich sind die unmittelbar vom Bund finanzierten Bundeshochschulen (Universitäten der Bundeswehr und Verwaltungsfachhochschulen) zu berücksichtigen. 
	Die GEW fordert den Bund zu einer aktiven Vergabepolitik auf. Meint es der Bund ernst mit der politischen Zielsetzung der Verbesserung der Karrierewege und Beschäftigungsbedingungen in der Wissenschaft, muss er als Geldgeber Mitverantwortung für die Qualität von Karrierewegen und Beschäftigungsbedingungen an den von ihm finanzierten Einrichtungen übernehmen. Die GEW schlägt vor, die institutionelle und projektförmige Förderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen an die Erfüllung von Auflagen zu binden, was über entsprechende Zielvereinbarungen oder Zielvorgaben geschehen kann, deren Umsetzung zu überwachen ist. Die institutionelle Förderung der DFG sollte an die Auflage gebunden werden, dass die Forschungsdrittmittel mit einer entsprechenden Vergabepolitik vergeben werden, deren Eckpunkte Bund und Länder vorgeben. Über die Gemeinsame Wissenschaftskommission (GWK) können derartige Kriterien für berechenbare Karrierewege und stabile Beschäftigungsbedingungen vereinbart und überwacht werden. 
	Dass dieses grundsätzlich rechtlich möglich und politisch durchsetzbar ist, zeigen die positiven Erfahrungen mit dem Professorinnenprogramm von Bund und Ländern, bei dem die Finanzierung von zusätzlichen Professuren an die Vorlage eines plausiblen Gleichstellungskonzepts und die Berufung von Wissenschaftlerinnen geknüpft ist. Auch im Pakt für Forschung und Innovation gibt es bereits zwischen Bund, Ländern und Forschungsorganisationen vereinbarte forschungspolitische Ziele, über deren Erreichung regelmäßig in einem Monitoring berichtet wird. 
	Alle Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsförderorganisationen, die vom Bund ganz oder teilweise finanziert werden, sollten verpflichtet werden, folgende Grundsätze der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und der Beschäftigung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern einzuhalten.
	2005 hat die Europäische Kommission ihre Empfehlungen für eine „Europäische Charta für Forscher“ sowie einen „Kodex für die Einstellung von Forschern“ vorgelegt. Die Kommission empfiehlt Arbeitgebern im Wissenschaftsbereich sowie Forschungsförderorganisationen, sich durch Unterzeichnung von Charta und Kodex u. a. dazu zu verpflichten, „dass die Leistung von Forschern nicht durch die Instabilität von Arbeitsverträgen beeinträchtigt wird“ und sich „daher so weit wie möglich dafür ein(zu)setzen, die Stabilität der Beschäftigungsbedingungen für Forscher zu verbessern“. Sie sollen Arbeitsbedingungen bieten, „die es weiblichen und männlichen Forschern ermöglichen, Familie und Arbeit, Kinder und Karriere zu verbinden“, und ein „repräsentatives ausgewogenes Verhältnis der Geschlechter auf allen Ebenen ihres Personals anstreben, einschließlich auf Betreuungs- und Managementebene“. Ferner sollen sie „spezielle Laufbahnentwicklungsstrategien für Forscher in allen Etappen ihrer Laufbahn aufstellen, und zwar unabhängig von ihrer vertraglichen Situation, auch für Forscher mit befristeten Verträgen“.
	Die europaweite Liste der Unterzeichner zeigt, dass viele Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Förderorganisationen in Deutschland Charta und Kodex bisher nicht oder nur mit Vorbehalten unterzeichnet haben. Der Bund sollte künftig die Finanzierung von Einrichtungen an die Auflage knüpfen, Charta und Kodex vorbehaltslos zu unterzeichnen und sich der aktiven Umsetzung zu verpflichten. 
	Der Bund sollte sicherstellen, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die derzeit nicht tarifgebunden sind, einem Arbeitgeberverband beitreten und sich so zur Einhaltung entsprechender Tarifverträge verpflichten. Dies betrifft insbesondere die außerhochschulischen Forschungseinrichtungen, die den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) bzw. den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) zwar überwiegend einzelvertraglich anwenden, dazu aber nicht verpflichtet sind und sich zum Nachteil der Beschäftigten eine abweichende Anwendungspraxis vorbehalten.
	So begründet beispielsweise die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) Arbeitsverträge mit Doktorandinnen und Doktoranden, die abweichend vom TVöD u. a. ein um 50 Prozent reduziertes Grundgehalt und die Beschränkung des Stufenausstiegs in der Entgelttabelle vorsehen – bei voller Arbeitszeit. Dieser – untertarifliche – „Vertrag sui generis“ wird vom BMBF explizit als eine Möglichkeit der Promotionsförderung neben dem Stipendium und dem Arbeitsvertrag nach TVöD akzeptiert. Welche Fördermöglichkeit im Einzelfall zum Zug kommt, entscheiden die einzelnen MPG-Institute. 
	Die GEW fordert, dass die Tarifflucht von öffentlichen Forschungseinrichtungen nicht auch noch mit öffentlichen Mitteln unterstützt wird. Die Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollte daher künftig unter der Voraussetzung einer entsprechenden Tariftreue der geförderten Einrichtungen erfolgen.
	Der Bund sollte die Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen an die Voraussetzung binden, dass diese sich in einem Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ zu berechenbaren Karrierewegen und stabilen Beschäftigungsbedingungen verpflichten. Die GEW hat mit ihrem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ Empfehlungen für die Ausgestaltung einer solchen Selbstverpflichtungserklärung gegeben. Dabei geht es um die Absicherung der Promotionsphase, um berechenbare Perspektiven für Postdocs, um Mindeststandards für befristete Beschäftigungsverhältnisse, um die familienfreundliche Gestaltung von Karrierewegen, um gleiche Chancen für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, um aktive Personalpolitik, um Beteiligung und Mitbestimmung und um Verfahren zur Überwachung der Einhaltung des Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“.
	Alle Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten jetzt unter Beweis stellen, dass sie mit ihrer Autonomie, die in den letzten Jahren auch in Wirtschafts- und Personalangelegenheiten schrittweise gestärkt wurde, verantwortungsbewusst umgehen können – indem sie sich in einem Kodex zu Standards guter Arbeit verpflichten, die berechenbare Karrierewege und stabile Beschäftigung gewährleisten. Bei der Erarbeitung des Kodex sollten die an der Einrichtung tätigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und anderen Beschäftigten auf Augenhöhe beteiligt werden.
	Auch Wissenschaftlerinnen können schwanger werden, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Familien gründen und Kinder betreuen. Das klingt selbstverständlich, viele Hochschulen und Forschungseinrichtungen scheinen gleichwohl nicht darauf vorbereitet zu sein, dass ihre Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Kinder bekommen. Selbst wenn an einer Hochschule und Forschungseinrichtung im Einzelfall die Bereitschaft zur Verlängerung von befristeten Beschäftigungsverhältnissen besteht, fehlen dafür häufig die finanziellen Voraussetzungen. Der Bund sollte daher bei den von ihm finanzierten Wissenschaftseinrichtungen auf einem entsprechenden Family Budgeting bestehen, das eine familienfreundliche Personalpolitik ermöglicht. Aufgrund von Mutterschutz und Elternzeit vakante Stellen müssen sofort refinanziert werden, damit eine Vertretung eingestellt werden kann. Haushaltsmittel und Drittmittel müssen in folgende Haushaltsjahre übertragen werden können, um eine familienbedingte Unterbrechung reibungslos abwickeln zu können. Dafür tragen einerseits die Hochschulen und Forschungseinrichtungen Verantwortung, die die mit Schwangerschaft und Kinderbetreuung verbundenen finanziellen Risiken nicht einseitig auf die Beschäftigten abwälzen dürfen, andererseits die von Bund und Länder finanzierten Förderorganisationen wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die bei Finanzierung von Projekten entsprechende Mehrkosten von vornherein berücksichtigen sollten. Darüber hinaus ist die Bundeshaushaltsordnung darauf zu überprüfen, ob sie die für eine erfolgreiches Family Budgeting erforderliche Flexibilität gewährt.
	Detaillierte Vorschläge zum Familiy Budgeting haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der GEW vorgelegt.
	Doktorandinnen und Doktoranden, die nicht über ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis versichert oder über Eltern, Ehe- oder Lebenspartnerin oder -partner familienversichert sind, werden von den Krankenkassen sehr unterschiedlich behandelt. Auch Stipendiatinnen und Stipendiaten werden von den Krankenkassen häufig auf die freiwillige Versicherung nach § 9 des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) verwiesen. Für die freiwillige Kranken- und Pflegeversicherung von Promovierenden fordern die Krankenkassen bis zu 25 Prozent des Stipendienbetrages als Beitrag für die Kranken- und Pflegeversicherung. Bei der Berechnung der Beiträge wird zum Teil auch die Forschungskostenpauschale der Stipendien einbezogen, obwohl es sich bei dieser Pauschale nicht um Einnahmen handelt, die zum Lebensunterhalt zur Verfügung stehen. 
	Es ist daher von einer Regelungslücke im SGB V auszugehen, die aus Sicht der GEW geschlossen werden muss. Eine Änderung des SGB V muss zum einen den Doktorandinnen und Doktoranden ohne sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis oder Anspruch auf Familienversicherung Krankenversicherungsschutz gewährleisten. Zum anderen muss der Beitrag auf Grundlage eines gesetzlich festgelegten Einheitsbeitragssatzes (analog zur studentischen Krankenversicherung) von den Krankenkassen berechnet werden. Ein Positionspapier dazu haben die Doktorandinnen und Doktoranden in der GEW vorgelegt.
	Für den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD), der für die Bundeshochschulen sowie einen Großteil der außerhochschulischen Forschungseinrichtungen gilt bzw. angewandt wird, fordert die GEW Sonderregelungen für Beschäftigte an Hochschulen und Forschungseinrichtungen mindestens entsprechend § 40 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L). Dabei ist der Bund nicht als wissenschaftspolitische Instanz, sondern unmittelbar selbst als Tarifpartner gefordert.
	Die Sonderregelungen des TV-L sehen u. a. die Anrechnung von Zeiten einschlägiger Berufserfahrung an anderen Hochschulen oder Forschungseinrichtungen bei der Einstufung vor und erleichtern somit die im Wissenschaftsbereich unverzichtbare nationale und internationale Mobilität der Beschäftigten. Darüber hinaus sehen die Sonderregelungen die Möglichkeit einer höheren Einstufung zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung von qualifizierten Fachkräften oder zum Ausgleich höherer Lebenshaltungskosten vor. Ferner kann der Arbeitgeber Beschäftigten Sonderzahlungen, Zulagen und Prämien bezahlen. Des Weiteren gibt es besondere Regelungen zur Übertragbarkeit des Urlaubs, zur Genehmigung von Nebentätigkeiten oder zur Beachtung des Grundrechts der Wissenschaftsfreiheit bei der Ausübung des Direktionsrechts des Arbeitgebers, die den spezifischen Anforderungen des Wissenschaftsbetriebs Rechnung tragen.
	Außerdem haben sich die Tarifvertragsparteien in Niederschriftserklärungen zum TV-L darauf verständigt, dass sie „eine verantwortungsbewusste Handhabung der Befristungen im Wissenschaftsbereich“ erwarten. Es wurde eine Prüfung vereinbart, „ob und inwieweit aufgrund der erhöhten Mobilitätsforderungen bei wissenschaftlichen Beschäftigten in Befristungsfällen, die nicht aufgrund des Hochschulrahmengesetzes beziehungsweise der gesetzlichen Nachfolgeregelungen oder im Rahmen einer Vertretungsregelung erfolgen, eine Überbrückungsleistung im Sinne einer Härtefallregelung gezahlt werden kann, wenn im Anschluss an eine befristete Beschäftigung keine zeitnahe Anschlussbeschäftigung erfolgt“. Auch wenn diese Vereinbarungen bisher nicht umgesetzt wurden, zeigen sie einen Weg auf, wie die Tarifpartner im öffentlichen Dienst zu einem verantwortungsbewussten Umgang mit Zeitverträgen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen beitragen können.
	Darüber hinaus fordert die GEW für den TVöD wie für den TV-L die Einbeziehung von studentischen und wissenschaftlichen Hilfskräften in den Geltungsbereich des Tarifvertrags. Wissenschaftliche Hilfskräfte mit Hochschulabschluss üben in der Regel die gleichen Tätigkeiten aus wie ihre als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigten Kolleginnen und Kollegen, ihnen wird aber jeglicher tarifliche Schutz vorenthalten, ihre Gehälter liegen deutlich niedriger und sind in vielen Fällen nicht existenzsichernd.
	Die GEW schlägt dem Bund vor, gemeinsam mit den Ländern mit einem „Pakt für gute Arbeit in der Wissenschaft“ gezielt Anreize für Hochschulen zu setzen, um die Beschäftigungsbedingungen zu stabilisieren. Dieser Pakt könnte durch Mittel, die derzeit durch die 2017 auslaufende Exzellenzinitiative gebunden sind, finanziert werden. Mit dem „Pakt für gute Arbeit in der Wissenschaft“ sollten gezielt Hochschulen gefördert werden, die auf Grundlage eines schlüssigen Personalentwicklungskonzepts den Anteil der unbefristeten Beschäftigungsverhältnisse erhöhen, Postdocs berechenbare Perspektiven eröffnen und sich zu einer aktiven Gleichstellungspolitik und familienfreundlichen Gestaltung von Karrierewegen verpflichten. Die Hochschulen erhalten so Anreize, qualifizierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern eine dauerhafte Perspektive in Hochschule und Forschung zu eröffnen.
	4. Bewertung der vorliegenden parlamentarischen Initiativen sowie der Stellungnahme der Bundesregierung
	4.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE: „Befristung von Arbeitsverträgen in der Wissenschaft eindämmen – Gute Arbeit in Hochschulen und Instituten fördern“ (Bundestags-Drucksache 17/6488 vom 06.07.2011)
	4.2 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: „Wissenschaftszeitvertragsgesetz wissenschaftsadäquat verändern“ (Bundestags-Drucksache 17/7773 vom 22.11.2011)
	4.3 Antrag der Fraktionen CDU/CSU und FDP: „Exzellente Perspektiven für den wissenschaftlichen Nachwuchs fortentwickeln“ (Bundestags-Drucksache 17/9396 vom 24.04.2012)
	4.4 Antrag der Fraktion DIE LINKE: „Arbeitsbedingungen und Berufsperspektiven von Promovierenden verbessern“ (Bundestags-Drucksache 17/11044 vom 17.10.2012)
	4.5 Gesetzentwurf der Fraktion der SPD: „Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge in der Wissenschaft (1. WissZeitVG-ÄndG)“ (Bundestags-Drucksache 17/12531 vom 27.02.2013)
	4.6 Unterrichtung durch die Bundesregierung: „Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013“ (Bundestags-Drucksache 17/13670 vom 30.05.2013)

	Die GEW begrüßt den Antrag, insbesondere die Forderungen, im Wissenschaftszeitvertragsgesetz
	 die Tarifsperre zu streichen,
	 Mindestvertragslaufzeiten für Zeitverträge mit wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorzusehen und
	 die familienpolitische Komponente verbindlich auszugestalten.
	Die Forderung, die Drittmittel-Befristung erst nach Ausschöpfung der sachgrundlosen Befristung zuzulassen, greift indes zu kurz. In Übereinstimmung mit der Forderung, die Drittmittel-Befristung „prinzipiell erst nach Ablauf der Befristungshöchstdauer von zwölf Jahren anzuwenden“, empfiehlt zwar auch die GEW allen Hochschulen und Forschungseinrichtungen die bevorzugte Anwendung von § 2 Absatz 1 WissZeitVG in ihrem Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass möglichst viele Beschäftigte von der Möglichkeit der Vertragsverlängerung gemäß § 2 Absatz 5 WissZeitVG z. B. bei Mutterschutz oder Elternzeit profitieren, die bei Befristungen nach § 2 Absatz 2 nicht besteht. Wird jedoch der Gesetzgeber tätig, wäre es konsequenter, die Verlängerungsmöglichkeiten gemäß § 2 Absatz 5 WissZeitVG auf alle befristeten Beschäftigungsverhältnisse, egal ob eine sachgrundlose Befristung oder eine Drittmittelbefristung vorliegt, auszudehnen. 
	Die GEW begrüßt den Antrag, insbesondere die Forderungen, im Wissenschaftszeitvertragsgesetz
	 die Tarifsperre aufzuheben – an Stelle eines eigenständigen Wissenschaftstarifvertrages bevorzugt die GEW jedoch die Aufnahme bzw. Weiterentwicklung von wissenschaftsspezifischen Regelungen in den Flächentarifverträgen des öffentlichen Dienstes,
	 die Anrechnung von Beschäftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studentischer Mitarbeiter im Masterstudium auf die Höchstbefristungsdauern auszuschließen,
	 sachgrundlos befristetem wissenschaftlichem und künstlerischem Personal in der Qualifizierungsphase ausreichend Zeit für die Qualifizierung zu gewährleisten,
	 die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Gesetzes auf nichtwissenschaftliches Personal in Drittmittelprojekten zurückzunehmen,
	 Mindestvertragslaufzeiten für Zeitverträge vorzusehen – bei sachgrundlos befristeten Verträgen fordert die GEW jedoch über die im Antrag geforderten zwei Jahre hinaus eine Orientierung an der Dauer des Qualifizierungsvorhabens,
	 die familienpolitische Komponente im Sinne eines Rechtsanspruchs verbindlich auszugestalten.
	Die GEW begrüßt den Antrag als Schritt in die richtige Richtung, insbesondere die Forderungen,
	 an den außeruniversitären Forschungseinrichtungen über die entsprechenden Aufsichts- sowie Bund-Länder-Gremien darauf hinzuwirken, dass die Vertragsdauer von Zeitverträgen an die Laufzeit der Projekte bzw. die Dauer der Qualifikationsvorhaben gekoppelt wird,
	 bei der Hochschulrektorenkonferenz einen Leitfaden „Wissenschaftlicher Nachwuchs“ anzufordern, der Wege zur Abstellung der defizitären Beschäftigungspraxis aufzeigt,
	 die „übermäßige Befristungspraxis an den Hochschulen“ zu verhindern und die Dauer von Zeitverträgen an die Laufzeit der Projekte bzw. der Dauer der Qualifikationsvorhaben zu koppeln,
	 das Stellensplitting in Einheiten von weniger als einer halben Stelle zu unterlassen,
	 „die grundsätzliche Anwendung der familienpolitischen Komponente“ durchzusetzen,
	 Betreuungsvereinbarungen mit Doktorandinnen und Doktoranden abzuschließen,
	 eine „stärkere Planbarkeit für wissenschaftliche Karrieren“ und „transparente Aufstiegsmöglichkeiten“ zu erreichen.
	Die GEW begrüßt grundsätzlich auch die Idee, durch neue Personalkategorien vielfältigere Karriereperspektiven für Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler zu schaffen. Wie in Frankreich, England oder in den USA brauchen wir auch an deutschen Hochschulen eine Kategorie des „Junior Staff“, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Perspektive eröffnet, auf Dauer und selbstständig zu forschen und zu lehren, ohne Professorin oder Professor werden zu müssen. Dabei darf es sich jedoch nicht um eine zusätzliche Personalkategorie und Karrierestufe zwischen Postdoc-Phase und Professur handeln, da sonst die Gefahr einer weiteren Verlängerung der Hochschullaufbahn besteht. Die GEW vermisst auch Hinweise darauf, wie die Reform der Personalstruktur, für deren Regelung die Gesetzgebungskompetenz bei den Ländern liegt, ohne eine entsprechende Bundeskompetenz durchgesetzt werden kann.
	Die GEW bedauert, dass der Antrag die rechtlichen und politischen Handlungsmöglichkeiten, über die der Bund bereits verfügt – Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, aktive Vergabepolitik bei der Bund-Länder-Finanzierung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen – nicht ausschöpft.
	Die GEW begrüßt den Antrag, insbesondere die Forderungen,
	 objektivierte Zugangsverfahren zur Promotion einzuführen,
	 die Bewerbungsphase zur Promotion besser abzusichern,
	 die Promotionsförderung von Fachhochschulabsolventinnen und -absolventen zu erhöhen,
	 Doktorandinnen und Doktoranden in der Regel auf Vollzeitstellen zu fördern,
	 bei der Förderung über Stipendien sicherzustellen, dass Doktorandinnen und Doktoranden keine qualifikationsfremden Leistungen erbringen müssen und keinen Weisungen unterliegen,
	 Doktorandinnen und Doktoranden auf Stellen zwei Drittel der Arbeitszeit für das Verfassen ihrer Dissertation zur Verfügung zu stellen – die GEW plädiert jedoch darüber hinaus für drei Viertel der Arbeitszeit,
	 demokratische Mitbestimmungsmöglichkeiten für Doktorandinnen und Doktoranden in Graduierteneinrichtungen vorzusehen,
	 das Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu novellieren,
	 die empirischen Erkenntnisse über die Promotion zu verbessern.
	Die GEW verweist auf die umfassende Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) zum – mit dem Gesetzentwurf der SPD-Fraktion fast vollständig übereinstimmenden – Gesetzesantrag der Länder Nordrhein-Westfalen und Hamburg (Bunderats-Drucksache 267/13 vom 11.04.2013), die der DGB im Einvernehmen mit der GEW dem Ausschuss vorgelegt hat. Dieser Stellungnahme schließt sich die GEW mit folgenden Ergänzungen an:
	Die GEW begrüßt den Gesetzentwurf als Schritt in die richtige Richtung, insbesondere die Vorschläge,
	 tariflich vereinbarte Abweichungen von den Vorschriften des Gesetzes zuzulassen,
	 Mindestvertragslaufzeiten für befristete Beschäftigungsverhältnisse in der Postdoc-Phase sowie bei Drittmittel-Befristungen vorzusehen,
	 Beschäftigungszeiten als studentische Mitarbeiterin oder studentischer Mitarbeiter während eines Masterstudiums nicht auf die Höchstbefristungszeiten anzurechnen.
	Unverständlich ist, warum nicht auch die Laufzeit von Zeitverträgen mit Doktorandinnen und Doktoranden an die Dauer der Qualifikation gebunden werden soll. Der Gesetzentwurf sieht im Gegenteil an Stelle einer Mindestvertragslaufzeit eine Höchstvertragslaufzeit vor, da die Laufzeit der abzuschließenden Betreuungsvereinbarung nicht unter der Laufzeit des Arbeitsvertrages liegen soll. Dagegen hat die GEW schwere Bedenken, weil die Arbeitsverträge mit Doktorandinnen und Doktoranden bereits heute in der Regel zu kurz sind und weitere Restriktionen dazu führen könnten, dass Doktorarbeiten abgebrochen werden müssen.
	Die GEW unterstützt grundsätzlich die Idee einer Vereinbarung zwischen Hochschule bzw. Forschungseinrichtung und Doktorandin oder Doktorand. Im Herrschinger Kodex „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ schlägt die GEW vor, dass mit allen Doktorandinnen und Doktoranden Qualifizierungsvereinbarungen abgeschlossen werden, mit denen eine qualitativ hochwertige Betreuung garantiert wird. Bedenklich ist es jedoch, den Abschluss eines Arbeitsvertrages an die Voraussetzung des Abschlusses einer Vereinbarung zu binden. Der Abschluss einer Vereinbarung sollte auch noch nach Abschluss des Arbeitsvertrages möglich sein, um Verzögerungen bei der materiellen Absicherung der Doktorandinnen und Doktoranden zu vermeiden. Die GEW schlägt statt dessen vor, als Voraussetzung für den Abschluss eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrages mit Doktorandinnen und Doktoranden das Qualifizierungsziel im Arbeitsvertrag zu benennen und einen angemessen Teil der Arbeitszeit für die eigene Qualifizierung zu reservieren.
	Die GEW bedauert, dass der Gesetzentwurf keine Vorschläge zur verbindlichen Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente des Gesetzes sowie zur Ausdehnung des Rechtsanspruchs auf Verlängerung des Arbeitsvertrages bei Mutterschutz, Elternzeit oder einer Beurlaubung u. a. zur Betreuung oder Pflege von Kindern oder Angehörigen (§ 2 Abs. 5 WissZeitVG) enthält.
	Die GEW begrüßt, dass auch die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum neuen Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013 die in dem Bericht aufgezeigten Defizite der Karrierewege und Beschäftigungsbedingungen in der Wissenschaft zur Kenntnis nimmt und politischen Handlungsbedarf sieht. Die GEW begrüßt die von der Bundesregierung benannten zentralen Herausforderungen und Lösungsansätze, insbesondere
	 „planbare, verlässliche und transparente Karrierewege“,
	 eine „angemessene Grundausstattung“,
	 die Veränderung des Verhältnisses befristeter und unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse,
	 den Ausbau von Tenure-Track-Modellen,
	 die Schaffung dauerhafter Strukturen für Personalberatung und Personalentwicklung an Hochschulen und Forschungseinrichtungen,
	 die Orientierung von Vertragslaufzeiten in der Qualifikationsphase an dem für die Qualifizierung erforderlichen Zeitbedarf und bei Drittmittel-Befristungen am Zeitraum der Mittelbewilligung,
	 die Entwicklung einer breit gefächerten und kohärenten Datengewinnungs- und Forschungsstrategie über die Situation des wissenschaftlichen Nachwuchses.
	Kritisch ist für die GEW, dass die Bundesregierung die Verantwortung für die Lösung der Probleme ganz überwiegend bei den Ländern sowie bei den Hochschulen und Forschungseinrichtungen sieht. Wie oben unter Abschnitt 3 aufgezeigt, verfügt auch der Bund über Kompetenzen und Gestaltungsspielräume, um etwa über eine Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes, eine aktive Vergabepolitik oder einen „Pakt für gute Arbeit in der Wissenschaft“ für berechenbare Karrierewege und stabile Beschäftigung zu sorgen. Wenn die Hochschulen und Forschungseinrichtungen nicht von sich aus zu einer verantwortungsvollen „Handhabung“ des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes in der Lage sind, müssen die Rahmenbedingungen des Gesetzes entsprechen präzisiert werden, etwa durch die Vorgabe von Mindestvertragslaufzeiten oder eine verbindliche Ausgestaltung der familienpolitischen Komponenten.
	Die GEW begrüßt auch die Zielsetzung, die intersektorale Mobilität zwischen Wissenschaft und anderen Beschäftigungsfeldern zu verbessern. Dabei geht es nicht nur um einen reibungslosen Wechsel von der Wissenschaft in die Praxis, sondern auch um die häufig noch schwierigere Rückkehr aus der Praxis in Hochschule und Forschung für alle, die einmal der Wissenschaft den Rücken gekehrt haben. In dieser Hinsicht besteht ein großer Handlungsbedarf. Allerdings können mehr Mobilität und größere Durchlässigkeit zwischen Wissenschaft und anderen Beschäftigungsfeldern nicht die Herausforderung ersetzen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Hochschulen und Forschungseinrichtungen Perspektiven zu eröffnen. Dies gilt insbesondere für promovierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, denen beispielsweise durch Tenure-Track-Optionen berechenbare Perspektiven in der Wissenschaft eröffnet werden müssen. Während die Promotion eine polyvalente Weiterbildung für unterschiedliche Beschäftigungsfelder darstellt, sind viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ab der Postdoc-Phase für außerwissenschaftliche Beschäftigungsfelder häufig überqualifiziert; umgekehrt sollte auch die Wissenschaft ein Interesse haben, qualifizierte Fachkräfte, in die viel investiert wurde, zu halten und zu fördern. Wir brauchen daher nicht nur Exit-Strategien, sondern auch mehr Verbleibs- und Aufstiegsperspektiven für promovierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
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